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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wissenschaftliche Forschung und technologische 
Entwicklung in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Entschließung des Rates und der Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten über die schrittweise Einfüh- 
rung einer gemeinsamen Politik der wissenschaftlichen und 
technologischen Forschung und Entwicklung in der Gemein- 
schaft sowie 

eine Entschließung der Kommission an den Rat über Ziele 
und Mittel einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen Forschung und der technologischen Ent- 
wicklung. 

Die genannten Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsi- 
denten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
14. Juni 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der Behandlung im Rat ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften 


Straßburg, den 14. Juni 1972 


Der Präsident 


S-72/025344 


Herr Präsident! 

In Kürze wird die Europäische Gemeinschaft infolge ihrer Erweiterung über 
ein wissenschaftliches, technologisches und industrielles Potential von beträchtlich 
erhöhter Mannigfaltigkeit und Kapazität verfügen. Die Umstände erscheinen da- 
her besonders günstig, neue Ziele der Gemeinschaft und insbesondere eine ge- 
/meinsame Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung und der tech- 
nologischen Entwicklung festzulegen. Nach Ansicht der Kommission wäre es da- 
her nötig, daß der Rat, der anerkannt hat, daß sich die Zuständigkeit der Gemein- 
schaft auf sämtliche Gebiete der Forschung und technologischen Entwicklung er- 
streckt, sehr bald beschließt, eine Reihe vorrangiger Maßnahmen durchzuführen, 
eine Grundstruktur zu schaffen, die die Voraussetzung für die spätere Festlegung 
dieser gemeinsamen Politik bietet, und die für die ersten Jahre angemessenen 
finanziellen Mittel bereitzustellen. 

In diesem Sinne beehrt sich die Kommisison der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, Ihnen einen Entschließungsentwurf und die als weitere Anlagen beigefügten 
Dokumente zu übersenden. 


Herrn 

Gaston Thorn 

Präsident des Ministerrats der 
Europäischen Gemeinschaften 

Brüssel 

Rue Ravenstein 2 


In einem allgemeinen Dokument zur Einführung des Entschließungsentwurfs 
sind die Ziele und Mittel einer gemeinsamen FE-Politik im einzelnen dargelegt. 
Es werden darin insbesondere Art und Zweck der Organe bzw. Instrumente, deren 
Schaffung vorgeschlagen wird, präzisiert; Europäischer Ausschuß für Forschung 
und Entwicklung, Europäische Wissenschaftsstiftung, Verträge über wissenschaft- 
liche und technologische Forschungen, Verträge für industrielle Innovation und 
Entwicklung. 

Der Entwurf einer Entschließung des Rates erstreckt auf die Ausarbeitung 
und Verwirklichung dieser gemeinsamen Politik, den Einsatz eines Teils der 
Mittel der Gemeinschaft für diese Tätigkeiten, die Errichtung der für die Program- 
mierung und Durchführung der gemeinsamen und kommunitären Aktionen uner- 
läßlichen Organe und die Inangriffnahme einiger konkreter Aktionen im Jahre 
1973. 

Die drei Anlagen, die Bestandteile des Entschließungsentwurfs sind, betref- 
fen: 

— die Rolle, die Aufgaben und den Umfang der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle; 

— das 1973 auf dem Gebiet des Umweltschutzes in Angriff zu nehmende 
Forschungsprogramm ; 

— ein 1973 auf dem Gebiet der „Werkstoffe" durchzuführendes Programm 
für Studien und Pilotaktionen. 

Was die künftige Rolle der Gemeinsamen Forschungsstelle anlangt, so ver- 
weist die Kommission auf die Dringlichkeit der Regelung dieses seit mehreren 
Jahren anstehenden Problems. Die Kommission schlägt hierzu eine Reihe von 
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Maßnahmen vor, die ein zusammenhängendes Ganzes bilden, über das der Rat 
möglichst bald beschließen sollte (namentlich die Billigung eines gemeinsamen 
Mehrjahresprogramms für die Gemeinsame Forschungsstelle, in das die nicht- 
nuklearen Tätigkeiten sowie die für die Wiederbeschäftigung und Umstellung 
des Personals unerläßlichen Dispositionen als integrierende Bestandteile aufzu- 
nehmen wären). Die Kommission möchte erneut hervorheben, wie gravierend ein 
abermaliges Scheitern der Lösung dieser Fragen zum Ende dieses Jahres für die 
Gemeinschaft wäre; auch das Europäische Parlament hat seine diesbezüglichen 
Besorgnisse zum Ausdruck gebracht. 

Hinsichtlich der indirekten Aktionen ist darauf hinzuweisen, daß die Pro- 
gramme für die kontrollierte thermonukleare Fusion und das Gebiet Biologie- 
Gesundheitsschutz bereits Gegenstand von Ratsentscheidungen gewesen, sind. 
Die Kommission ist zur Zeit damit befaßt, den Gesamtkomplex der übrigen indi- 
rekten Aktionen im Lichte der für den nuklearen Bereich entwickelten neuen 
Vorstellungen zu überprüfen, und gedenkt dem Rat in den nächsten Wochen 
eine diesbezügliche Mitteilung zugehen zu lassen. 

Was die derzeitigen Vorschläge auf den Gebieten „Umweltschutz" und 
„Werkstoffe" betrifft, so legt die Kommission sie vor, ohne erst die Schaffung der 
vorgeschlagenen neuen Strukturen abzuwarten. 

Für den „Umweltschutz" ist dies insofern gerechtfertigt, als eine diesbezüg- 
liche allgemeine Mitteilung der Kommission bereits den Gegenstand von Erörte- 
rungen des Rates bildet, die zur Beschlußfassung über die Einleitung einer 
gemeinsamen Aktion auf diesem Gebiet führen sollen. 

Es würde sich somit empfehlen, unverzüglich die Forschungsprogramme für 
diese Aktion festzulegen. 

Der Bereich „Werkstoffe" wiederum bildet zum Teil die Voraussetzung für 
die Entwicklung sämtlicher technologischen und industriellen Tätigkeitssektoren. 
Hierbei geht es also mehr um eine Option von permanentem und grundlegendem 
Charakter als um eine zeitlich und sektoral begrenzte Wahlentscheidung. Des- 
halb ist eine sofortige Initiative auf dem Gebiet der „Werkstoffe" in vollen! Um- 
fang gerechtfertigt. 

Schließlich teilt die Kommission dem Rat mit, daß sie beabsichtigt, ihm in 
den nächsten Wochen einen Vorschlag über die Verträge zur industriellen Ent- 
wicklung und Innovation vorzulegen. 

In Anbetracht der Bedeutung, der Dringlichkeit und des inneren Zusammen- 
hangs dieser Vorschläge wäre es erforderlich, daß sie vom Rat im Rahmen einer 
möglichst bald erfolgenden Gesamtdebatte erörtert werden. Die Kommission 
gibt dem Wunsche Ausdruck, daß die betreffende Sitzung noch vor Ablauf des 
Monats Juli 1972 stattfindet. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 


gez. 

S. L. Mansholt 


Anlage: Dok. KOM(72) 700 
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L Einleitung 

Die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften 
schafft günstige Voraussetzungen für eine Neudefi- 
nition ihrer Ziele. Die Kommission ist der Auffas- 
sung, daß die gemeinschaftliche Koordinierung und 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung und der 
technologischen Entwicklung eine der wichtigen Auf- 
gaben der erweiterten Gemeinschaft darstellen soll- 
ten, damit die Wirksauikeit der wissenschaftlichen 
und technologischen Infrastruktur der Gemeinschaft 
erhöht und das Maß der Erfüllung der sozio-ökono- 
mischen Bedürfnisse durch ihre Programme verbes- 
sert werden kann. Dieses Ziel - die erste Etappe der 
Verwirklichung einer gemeinsamen FE-Politik - er- 
fordert eine fortschreitende gegenseitige Annähe- 
rung der nationalen Politiken sowie die Verbesse- 
rung bestehender und die Herstellung künftiger 
Kooperationen. 

Schon seit mehreren Jahren haben die Mitgliedstaa- 
ten eine solche Zielsetzung als angemessen und wün- 
schenswert anerkannt. Der Ausschuß für mittelfri- 
stige Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft hat 1965 
eine Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(PREST)" mit dem Auftrag eingesetzt, „unter Berück- 
sichtigung der Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern die Probleme zu untersuchen, 
die sich für die Ausarbeitung einer koordinierten 
bzw. gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlich-technischen Forschung ergeben, und 
Maßnahmen zur Inangriffnahme einer solchen Poli- 
tik vorzuschlagen ^)". 

Die im Rat zusammengetretenen Forschungsminister 
haben dieses Mandat auf ihrer ersten Tagung am 
31. Oktober 1967 und erneut auf ihrer Tagung am 
10. Dezember 1968 bestätigt, präzisiert und erwei- 
tert. 

Die von der Gruppe PREST vorgeschiagenen Maß- 
nahmen zur Festlegung und Einführung einer ge- 
meinsamen FE-Politik sind Ende 1968 vom Minister- 
rat der Gemeinschaft^) im Zuge der Verabschiedung 
des zweiten Programms für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik gebilligt worden. Schließlich haben die 
Staats- und Regierungschefs auf ihrer Tagung in 
Den Haag (1. und 2. Dezember 1969) ihren Willen 
bekräftigt „durch ein Gemeinschaftsprogramm die 
industrielle Forschung und Entwicklung in den wich- 
tigen Spitzenbereichen zu koordinieren und zu för- 
dern und die dazu erforderlichen finanziellen Mittel 
bereitzustellen." 

Diesen zahlreichen Initiativen und Beschlüssen sind 
außer auf dem Gebiet der Information und der wis- 
senschaftlichen Dokumentation de facto keine kon- 
kreten Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene gefolgt. 

Aus diesem Grunde hat die Kommission dem Rat im 
November 1970 eine Aufzeichnung über eine um- 
fassende Gemeinschaftsaktion auf dem Gebiet der 
wissenschaftlich-technologischen Forschung und Ent- 
wicklung vorgelegt. 


Diese erste Gesamtdarstellung des Problems der 
schrittweisen Einführung einer gemeinsamen FE-Po- 
litik war Gegenstand von Erörterungen, die in der 
Phase der Ungewißheit der Beitrittsverhandlungen 
bisher ohne Ergebnis geblieben sind. 

Um die Wiederaufnahme der Untersuchung dieser 
bedeutenden Frage zu erleichtern, hat die Kommis- 
sion in dem vorliegenden Bericht die Lage und die 
Erfordernisse auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung in der Gemeinschaft noch eingehender 
analysiert und hinsichtlich der Aktionsmittel, mit 
denen sich die Gemeinschaft auszustatten hätte, 
neue Vorschläge gemacht. 


II. Die neue Situation und die neuen Bedürfnisse 

A. Die derzeitige Lage 

Die politischen Verhältnisse sind im Wandel begrif- 
fen, die gesellschaftspolitischen Bedürfnisse auf dem 
Forschungssektor präzisieren sich, die bisherigen 
Ergebnisse der großen FE-Programme und -projekte 
sind oft unbefriedigend, und der einzelstaatlichen 
FE-Politik werden mehr und mehr finanzielle Gren- 
zen gesetzt. Diese verschiedenen Faktoren machen 
es erforderlich, die Forschung und Entwicklung im 
Rahmen einer gemeinschaftlichen Aktion zu fördern 
und zu rationalisieren. 

1. Das technologische Europa in der Welt 

Die Erweiterung der Gemeinschaft bietet Gelegen- 
heit, zugleich aber auch praktische Möglichkeiten, 
eine europäische FE-Politik von einer Spannweite 
und Kohärenz auszuarbeiten, wie sie für die Sechs 
allein nicht vorstellbar ist. Solange bedeutende 
technologische und industrielle Kapazitäten zum 
Potential europäischer Drittländer gehörten, konnten 
zahlreiche technologische Kooperativvorhaben nur 
außerhalb des Rahmens der Gemeinschaft durchge- 
führt werden. Dank der Erweiterung besteht Aus- 
sicht auf eine systematische Rationalisierung solcher 
Bemühungen im Rahmen der Gemeinschaften. Sofern 
den Mitgliedstaaten der erweiterten Gemeinschaft 
daran gelegen ist, nicht nur ihre eigenen wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklungszieie zu erreichen. 


1) Zu diesem Zweck sollte insbesondere eine Gegenüber- 
stellung der nationalen Methoden, Pläne, Programme 
und Haushaltsmittel auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung vorgenommen werden. 

2) Auf den Tagungen des Rats der Forschungsminister 
am 30. Juni und 6. Dezember 1969 sowie am 23. Juli, 
13. Oktober und 16. /17. Dezember 1970 haben die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten ihr Interesse an einer 
verstärkten europäischen Zusammenarbeit im wissen- 
schaftlich-technischen Bereich und an der Einbeziehung 
nichtnuklearer Gebiete in die gemeinschaftlichen FE- 
Aktivitäten unterstrichen. 
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sondern sich auch forschungs- und entwicklungs- 
politisch in bedeutsamem Umfang in das Weltgesche- 
hen einzuschalten, müssen sie sich im technologi- 
schen Bereich - durch Koordinierung oder Zusam- 
menfassung ihrer Aktionsmittel - ein leistungsfähi- 
geres Potential und eine stärkere Verhandlungspo- 
sition sichern, als ihre eigenen Ressourcen oder die 
nationalen Märkte ihnen bieten können. 

Gleichzeitig nimmt das Verhältnis zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und den Vereinigten 
Staaten neue Formen an. Im Verhältnis zu China 
zeichnen sich Beziehungen ab, die eine erhebliche 
Verschiebung des Gleichgewichts der Kräfte in der 
Welt zur Folge haben können. Japan behauptet 
seine starke Position, und die Märkte der Länder des 
Ostens beginnen sich zu öffnen. Dies alles wirkt sich 
heute schon unmittelbar auf den „Innovationswett- 
bewerb" zwischen den technologisch hochentwickel- 
ten Ländern aus. 

Schließlich werden sich die europäischen Märkte 
- wie die Handelsgespräche mit den Vereinigten 
Staaten auch ausgehen mögen - in den nächsten 
zehn Jahren für Einfuhren von Fertigwaren aus den 
Entwicklungsländern öffnen. Ein solcher Prozeß ist 
für Textilerzeugnisse bereits eingeleitet. Im Zuge 
dieser Entwicklung werden allgemeinwirtschaftlich 
neue Wettbewerbsbedingungen entstehen und es 
wird zu einer Verlagerung herkömmlicher Industrie- 
betriebe in Länder mit weniger hohem Entwicklungs- 
stand kommen. Die europäischen Länder werden 
durch all diese Entwicklungen genötigt werden, die 
Anstrengungen zur Entwicklung ihrer Industrien mit 
fortgeschrittener Technologie bestmöglich zu nutzen. 
Sie werden künftig auch das ungerechtfertigte Ne- 
beneinanderherlaufen zweier oder dreier gleichge- 
richteter nationaler Forschungsprogramme vermei- 
den müssen, ebenso wie Prestigeunternehmungen mit 
keinem oder manchmal negativem wirtschaftlichen 
oder sozialen Ertrag und den Abbruch von Program- 
men mangels entsprechender industrieller Lei- 
stungsfähigkeit oder ausreichender Märkte. Bei die- 
sen Ausblicken und angesichts dieser Erfahrungen 
kommt es mehr denn je auf eine schöpferische und 
Innovationen fördernde Europäische Gemeinschaft 
an. 

2. Entwicklung des gesellschaftlichen Bedarfs auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwicklung 

In den vergangenen zwanzig Jahren haben sich alle 
Industriestaaten bei der Gestaltung ihrer FE-Poiitik 
weitgehend an den USA und auch der UdSSR orien- 
tiert und versucht, den Innovationswettbewerb auf- 
zunehmen. 

Die einzelstaatlichen oder gemeinsamen Optionen 
der europäischen Länder entsprachen dabei vor- 
wiegend Zielsetzungen im Bereich der Verteidigung, 
der Weltgeltung oder des Wirtschaftswachstums, 
und die damit verbundenen Aufgaben betrafen häu- 
fig nur einige privilegierte Sektoren. 


Diese Anpassung der europäischen Länder, die nur 
über begrenzte Mittel verfügen, an die Leitlinien der 
beiden Großmächte hat sich wie folgt ausgewirkt: 

— zahlreiche Sektoren haben den großen technolo- 
gischen Entwicklungen auf internationaler Ebene 
nur mit Verspätung folgen und häufig keine 
Wettbewerbsfähigkeit erlangen können; 

— die auf kollektive Bedürfnisse der Gesellschaft 
wie Hygiene und Gesundheit, Stadtplanung, Ver- 
kehr, Fernmeldewesen usw. ausgerichteten For- 
schungen sind zuweilen vernachlässigt worden; 

- gefährliche Nebenwirkungen mancher technolo- 
gischen Entwicklungen sind zu häufig unter- 
schätzt worden; 

— der Weitergabe wissenschaftlich-technologischer 
Kenntnisse an die Entwicklungsländer wurde nur 
sekundäre Bedeutung beigemessen. 

Mit der immer klareren Erkenntnis dieser Unaus- 
geglichenheiten und Unzulänglichkeiten haben sich 
die gesellschaftspolitischen Ansprüche an die For- 
schung und Entwicklung inzwischen auf Ziele gerich- 
tet, die eine ausgewogenere und unmittelbarere 
Deckung des kollektiven Bedarfs versprechen als 
manche der großen Zielsetzungen der letzten Jahr- 
zehnte. 

Angesichts dieses Drucks sind die Regierungen der 
europäischen Länder bestrebt, ihre FE-Politik zu 
modifizieren und ihre Programme nach Maßgabe 
der gesellschaftspolitischen Bedürfnisse, die den 
europäischen Ländern gemeinsam sind, oder nach 
Gesichtspunkten der frühzeitigeren wirtschaftlichen 
Realisierbarkeit breiter aufzufächern (Gesundheits- 
wesen, Verkehr, Fernmeldewesen, Elektronik usw.). 

Die Deckung des kollektiven Bedarfs zwingt vor 
allem die Regierungen zu einer Neufestsetzung ihrer 
Optionen. Da diese Optionen gleichzeitig rentabler 
im weitesten Sinne des Wortes und universeller 

— d. h. in ihrer Blickrichtung oder in ihren möglichen 
Auswirkungen weniger national orientiert - sind, 
eignen sie sich besser für eine internationale Zu- 
sammenarbeit, insbesondere im Rahmen der Gemein- 
schaft. 

3. Die großen nationalen und europäischen Pro- 
gramme und Projekte 

Die Entwicklung der modernen technologischen 
Großprogramme - Kernenergie, Raumfahrt, Luft- 
fahrt, Informatik - hat in bedeutender Weise die 
Möglichkeiten der Finanzierung anderer Maßnah- 
men, die für die Gesellschaft wirtschaftlich und sozial 
von größerem Nutzen gewesen wären, einge- 
schränkt und es trat bei diesen Optionen zuweilen 
ein übermäßiges Mißverhältnis zwischen Aufwand 
und Ertrag ein. Nicht nur ist die anregende Wirkung 
dieser Großvorhaben auf die Gesamtwirtschaft in 
verschiedenen Fällen nicht erkennbar geworden, 
sondern auch die erzielten indirekten Nebenergeb- 
nisse stehen in keinem Verhältnis zu den aufge- 
wandten Mitteln und den erhofften Erfolgen. 
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Da diesen Programmen bisweilen jedoch eine be- 
trächtliche politische oder wirtschaftliche Bedeutung 
zukommt (insbesondere in bezug auf die nationale 
Unabhängigkeit und Wettbewerbsfähigkeit), wäre 
es für die europäischen Länder sinnvoll gewesen, 
solche Aktionen gemeinsam auszuwählen, sowie die 
Aufgaben und Kosten über eine breite Skala von 
Aktionen aufzuteilen; dies wäre insbesondere an- 
gesichts der Größe des bei Forschungsvorhaben die- 
ser Art zur Erreichung der Effizienzschwelle erfor- 
derlichen Mitteleinsatzes geboten gewesen. Häufig 
wurden diese Aktionen jedoch parallel zueinander 
und mit unzulänglichen Mitteln auf nationaler Basis 
durchgeführt. 

ln den wenigen Fällen, in denen Aktionen euro- 
päischer Zusammenarbeit großen Umfangs beschlos- 
sen wurden, geschah dies nach Studien und Erörte- 
rungen zwischen den Regierungen, aber meist ohne 
diese Aktionen miteinander zu verbinden und nach 
Maßgabe der jeweils bestehenden Möglichkeiten 
und Gegebenheiten. Diese von allen Ländern nach 
dem Prinzip sukzessiver ad-hoc-Studien und -Pro- 
gramme praktizierte Verfahren hat zu einer Reihe 
von zusammenhanglosen und oft wenig wirksamen 
Aktionen geführt. Großenteils infolge dieser Situa- 
tion befinden sich bestimmte Aktionen europäischer 
Zusammenarbeit heute in einer schweren Krise. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft sollte es gestat- 
ten, die gesamte Frage der Großprogramme sowohl 
auf nationaler als auch auf europäischer Ebene wie- 
der aufzunehmen, um zu einer Neudefinition 
prioritärer Ziele und Entwicklungslinien und Metho- 
den zu kommen. 

4. Grenzen der nationalen Ressourcen 

Die explosionsartige Entwicklung der wissenschaft- 
lich-technologischen Erkenntnisse in den letzen 
Jahrzehnten hat zahlreiche neue Forschungswege 
und immer vielfältigere Möglichkeiten der Innova- 
tion eröffnet, wodurch die Nachfrage auf wissen- 
schaftlichem und industriellem Gebiet angeregt und 
vervielfacht wurde. Im Gegensatz dazu hat der - in 
den letzten zehn und mehr Jahren steil angestiege- 
ne - öffentliche Mitteleinsatz der nationalen Haus- 
halte heute die Tendenz, sich im Verhältnis zum 
gesamten Haushaltsvolumen nicht weiter zu erhöhen 
oder sich auf ein festes Verhältnis zum Bruttosozial- 
produkt zu stabilisieren. 

Die forschungspolitischen Entscheidungen in den 
Mitgliedstaaten werden auf Grund dieser gegen- 
läufigen Faktoren von Jahr zu Jahr schwieriger; 
diese Situation zwingt die Länder der Gemeinschaft, 
mit dem Ziel des rationelleren Einsatzes ihrer be- 
grenzten Mittel systematische Bemühungen zu un- 
ternehmen. 

Während dieser Zwang zur Rationalisierung bisher 
zu einer Reihe von Kooperativvorhaben oder -Pro- 
grammen im Bereich der Großforschung und der 


. Großtechnik geführt hat, erfaßt er heute den ganzen 
Bereich des öffentlichen Mitteleinsatzes für For- 
schung und Technologie. 

Bei allen Großprojekten sehen sich die europäischen 
Länder immer häufiger veranlaßt, diese nur noch in 
Abhängigkeit von den im Rahmen einer Koopera- 
tion gegebenen Realisierungsmöglichkeiten zu prü- 
fen. Die wachsende Vielfalt der möglichen oder wün- 
schenswerten Entscheidungen verstärkt somit den 
Zwang, Prioritäten auf europäischer Ebene festzu- 
legen und die nationalen und gemeinschaftlichen 
Verfahren zur Festlegung solcher Prioritäten zu 
harmonisieren. 

Zu diesen grundlegenden Faktoren kommen, wie 
eine Analyse der bisherigen FE-Politik der euro- 
päischen Länder zeigt, noch zwei Tatsachen hinzu: 

— Wenn die vergangenen 15 Jahre auf dem Gebiet 
der europäischen technologischen Zusammenar- 
beit eine Zeit des Sammelns von Erfahrungen 
und weniger eine Zeit der praktischen Erfolge 
waren, wenn es bei zahlreichen Aktionen Fehl- 
schläge und Krisen gegeben hat, so weist die 
Bilanz dieser Form der Kooperation dennoch 
einen nicht unbeachtlichen Aktivsaldo auf. Wie 
im folgenden Kapitel näher dargelegt wird, sind 
die Aktionen der reinen Forschung, die nicht dem 
Druck industrieller Interessen ausgesetzt waren, 
erfolgreich durchgeführt worden. Auch bei den 
wenigen gemeinsamen Aktionen mit industriel- 
lem Verwendungszweck, die im Rahmen dauer- 
hafter Strukturen durchgeführt werden konnten, 
sind gewisse Erfolge zu verzeichnen. Die Tat- 
sache dieser Erfolge zeigt, daß die europäische 
Zusammenarbeit einen Weg darstellt, den man 
nicht allein nach ihren Fehlschlägen beurteilen 
darf. Diese waren bisher häufig zurückzuführen 
auf eine unzureichende Definition der Ziele, auf 
den Umstand, daß der Projektausarbeitung ein 
prekärer Kompromiß zwischen kurzfristigen na- 
tionalen Interessen zugrunde lag oder auch auf 
Fehler im Management, in den Strukturen und 
im Fehlen eines wirklichen Marktes. 

— Die zunehmende Zahl multinationaler Industrie- 
firmen - insbesondere im Bereich der Spitzen- 
technologien - stellt bereits heute für die natio- 
nalen FE-Instanzen eine wichtige Einflußgröße 
dar bei der Gestaltung der Großprogramme, die 
in Zusammenarbeit mit der Industrie durchge- 
führt werden. 

B. Der zu befriedigende Bedarf 

Angesichts der vorstehend skizzierten neuen Lage 
und des zunehmenden Drucks des sozial orientierten 
Bedarfs werden die europäischen Länder bei ihren 
FE-politischen Entscheidungen ein neues Gleichge- 
wicht suchen müssen zwischen den machtpolitisch 
und am nationalen Prestige orientierten Zielsetzun- 
gen und den auf wirtschaftliche und soziale Fort- 
schritte ausgerichteten Zielsetzungen. 
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Die Länder der Gemeinschaft - wie übrigens alle 
industrialisierten Länder - müssen heute und in den 
kommenden Jahren zahlreiche Forderungen gleich- 
zeitig erfüllen (diese gehen über das Gebiet der 
Forschung und Entwicklung meist hinaus, bedürfen 
ihrer aber in hohem Maße) : 

a) Förderung des Standes der wissenschaftlich- 
technischen Erkenntnis 

Die Grundlagenforschung, deren Ergebnisse die 
eigentliche Basis und das „Kapital" des techno- 
logischen Fortschritts bilden und deren Vitalität 
den Staaten, die sie fördern, die rasche Assimi- 
lierung aller in der Welt der Wissenschaft er- 
arbeiteten Kenntnisse gewährleistet, ist und 
bleibt die grundlegende Tätigkeit, die beständig 
zu fördern ist. 

Sie stellt die erste Phase im Prozeß der Erkennt- 
nisfortschritte dar und ist ihrer Natur nach durch 
eine weitgehende Autonomie und Dezentralisie- 
rung in der Initiative und der Ausführung ge- 
kennzeichnet. Sie bedarf daher einer besonderen 
Art der Unterstützung, wenn ihre kontinuier- 
^ liehe Entwicklung und ihre Integrierung in den 
komplexen Prozeß des technischen Fortschritts 
gewährleistet werden soll ^). 

b) Sozialer Fortschritt 
Hier sind zu erwähnen 

— Forschungsarbeiten mit Zweckbestimmungen, 
die auf den Menschen bzw. die Gesellschaft 
bezogen sind (Hygiene und Gesundheits- 
schutz, Sicherheit am Arbeitsplatz und im Ver- 
kehr, Geisteswissenschaften usw.) ; 

— Erhaltung oder Verbesserung der Umwelt und 
Neuordnung ländlicher Gebiete 

— Optimierung der Nutzung der natürlichen 
Hilfsquellen; 

— Umgestaltung der städtischen Ballungszent- 
ren zur Schaffung von Lebensbedingungen 
entsprechend den sich weiterentwickelnden 
Ansprüchen der Bevölkerung der europäi- 
schen Länder (neue Wohnformen, städtische 
Gemeinschaftseinrichtungen usw.) ; 

— Erstellung neuer Infrastrukturen: Erzeugung, 
Speicherung und Verteilung von Energie, 
Fernmeldenetze, neue Schnell- bzw. Groß- 
raumverkehrsanlagen, Datenverarbeitungs- 
netze,' Sanierungszentren für grenzübergrei- 
fende Flußeinzugsgebiete oder Küstengewäs- 
ser. 

c) Entwicklung von Spitzentechnologien zu wirt- 
schaftlichen Zwecken 

— ■ Kernenergie (z. B. fortgeschrittene Reakto- 
ren und Urananreicherung), Informatik, Luft- 
und Raumfahrt, neue Verkehrsmittel, Nutz- 
barmachung der Ozeane usw. 


— Entwicklung und Anwendung neuer oder 
bisher kaum benutzter Technologien und de- 
ren Einsatz in einer möglichst großen Zahl 
auch der ältesten Industriezweige wie die 
Eisen- und Stahlindustrie, Textilindustrie, 
Nahrungsmittelindustrie, Automobilindustrie, 
chemische Industrie usw. 

Als Beispiel sei hier auf die vielfältigen und 
beträchtlichen Vorteile verwiesen, die die In- 
formatik und die numerische Steuerung den 
Industriebetrieben auf dem Gebiet der Pro- 
grammierung, der Betriebsführung, der Er- 
tragssteigerung, der Verbesserung des Ver- 
triebs usw. zu bieten vermögen. 

d) Beherrschung des Fortschritts 

Von noch grundlegenderer Bedeutung ist schließ- 
lich die Notwendigkeit, daß die Wissenschaftler 
auf die menschlichen Konsequenzen des wissen- 
schaftlichen und technischen Fortschritts und sei- 
ner Auswirkungen auf die konkreten Lebensbe- 
dingungen der Zukunft achten. 

Es scheint daher unerläßlich, die Auswirkungen des 
auf den medizinischen Fortschritt zurückzuführenden 
beschleunigten Anstiegs der Weltbevölkerung auf 
die Gemeinschaft, das Wachstum der Energieerzeu- 
gung durch umweltverschmutzende Methoden, die 
Erschöpfung der natürlichen Rohstoffquellen, physi- 
sche und psychologische Belästigungen durch die 
blinde Ausnutzung des technischen Fortschritts und 
ähnliche Probleme ständig im Auge zu behalten mit 
dem Ziel, diese menschlichen Konsequenzen so weit 
wie möglich zu verhindern. 

Die Industrieländer müssen sich konsequenter als 
bisher über die neuen Einflußmöglichkeiten Gedan- 
ken machen, die durch den wissenschaftlichen Fort- 
schritt in nicht allzu ferner Zukunft geschaffen wer- 
den: Beeinflussung des Klimas, lebenserhaltende 
Maßnahmen, psychologische Beeinflussung der Mas- 
sen usw. 

Die Gesellschaften haben also in dieser Hinsicht 
vor allem Zielkonflikte und ethische Probleme zu 
lösen. Die wissenschaftliche und technische For- 
schung kann einen unmittelbaren Beitrag zur Beherr- 
schung desjenigen Fortschritts leisten, den sie mit 
ausgelöst hat. 

Wenn man nunmehr konkret feststeilen will, welche 
Zielvorstellungen für eine gemeinsame FE-Politik 
denkbar sind und welche Instrumente für ihre 
schrittweise Durchführung notwendig sind, dann 
müssen die Lehren aus der europäischen Zusammen- 
arbeit in der Vergangenheit gezogen werden. 

Die europäischen Länder haben in den letzten Jahr- 
zehnten zahlreiche gemeinsame Aktionen unter- 
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nommen. Eine Untersuchung der hierbei gewonne- 
nen Erfahrungen könnte die Zulänglichkeit oder Un- 
zulänglichkeit des bis zum heutigen Tage eingeführ- 
ten Instrumentariums beleuchten und es erlauben, 
daraus Hinweise auf die zu schaffenden Strukturen 
und Verfahren zu gewinnen. 


III. Die Lehren der Vergangenheit - neue Wege 

A. Die Erfahrungen aus der Grundlagen- und Basis- 
forschung 

Auf diesem Gebiet liegen zahlreiche Erfahrungen 
vor. 

Was die Großforschung angeht, so ist CERN das 
beste Beispiel für eine produktive und leistungsfä- 
hige Institution, die geschaffen wurde, um der For- 
schung eine Großversuchsanlage an die Hand zu 
geben, deren Kosten die finanziellen Möglichkeiten 
jedes einzelnen europäischen Landes überschritten. 
Durch die Errichtung von CERN ~ dessen wesent- 
licher Zweck darin besteht, einer großen Zahl von 
Wissenschaftlern aus nationalen Instituten und Uni- 
versitäten eine große Experimentieranlage zur ge- 
meinsamen Benutzung zur Verfügung zu stellen - 
wurde es möglich, die individuelle und kollektive 
Arbeit auf dem Gebiet der Hochenergiephysik zu 
rationalisieren und in ihrer Qualität merklich zu ver- 
bessern. 

Das Vorhandensein dieser gemeinsamen Anlage hat 
die Europäer in die Lage versetzt, auf den fortge- 
schrittensten Gebieten tätig zu werden und hier 
gleichberechtigt mit den USA und der UdSSR zu- 
sammenzuarbeiten. 

Auf dem Gebiet der thermonuklearen Fusion ist der 
Erfolg einer weiteren aber völlig andersartigen 
Aktion dem Wirken von Euratom zu verdanken. 
In diesem Fall ist die Kooperation, ohne daß ein 
gemeinsames Instrument notwendig war, unter dem 
Impuls eines tatkräftigen Ausschusses, der für eine 
wirksame Koordinierung nationaler Programme im 
Wege von Assoziierungsverträgen Sorge trug, ver- 
wirklicht worden. Diese Zusammenarbeit, die zu- 
nächst in einem einfachen Informationsaustausch 
bestand, ist schrittweise ausgebaut und in ein um- 
fassendes Gemeinschaftsprogramm umgewandelt 
worden, in dem praktisch alle nicht-militärischen 
Programme der Mitgliedsländer integriert sind. 

Auf dem Gebiet der Biologie gilt ähnliches für die 
Verwirklichung der Euratom-Programme für Biolo- 
gie und Gesundheitsschutz. 

Die „Europäische Organisation für Molekularbio- 
logie"' (EMBO) ist ein weiteres Erfolgsbeispiel. Die- 
se Organisation hat zunächst mit Hilfe privater Mit- 
tel bescheiden angefangen und nach Übernahme 
ihrer Finanzierung durch die „Europäische Konfe- 
renz für Molekularbiologie", in der 13 Länder ver- 
treten sind, ihre Tätigkeit ausgebaut. Während meh- 


rerer Jahre hat sie ihre Bemühungen auf die Förde- 
rung der Mobilität der Forscher zwischen den euro- 
päischen Laboratorien und die Vervollkommnung 
bestimmter fortgeschrittener Techniken gerichtet. 
Gegenwärtig befaßt sich die Organisation mit der 
Ausarbeitung eines Projekts für ein europäisches 
Laboratorium für Molekularbiologie, das auf diesem 
Sektor neue Technologien entwickeln soll, deren 
Erarbeitung mit hohen Kosten verbunden ist. 

Die fruchtbare wissenschaftliche Zusammenarbeit in 
den letzten Jahren ist jedoch nicht auf die vorge- 
nannten drei Fälle beschränkt. So hat die ESRO 
zahlreiche bedeutende Arbeiten auf dem Gebiet der 
Weltraumforschung durchgeführt. Ferner haben die 
wissenschaftlichen Akademien der europäischen Län- 
der nützliche Programme für den Austausch von 
Forschern entwickelt. 

Die bei CERN, EMBO und den Programmen „Fu- 
sion" und „Biologie" von Euratom gesammelten Er- 
fahrungen zeigen, daß eine europäische Zusammen- 
arbeit auf wissenschaftlichem Gebiet möglich ist und 
gewinnbringend sein kann. 

Diese Erfolge erlauben es darüber hinaus, die Mittel 
und Wege der Zusammenarbeit aufzuzeigen, die sich 
für diese Art der wissenschaftlichen Forschung eig- 
nen. 

In erster Linie müßten die Mitgliedsländer der Ge- 
meinschaft daran interessiert sein, diejenigen In- 
vestitionen zu rationalisieren, die für wissenschaft- 
liche Großinstrumente und -Anlagen (z. B. die gro- 
ßen Radioteleskope, die optischen Teleskope, die 
Forschungsreaktoren, wie z. B. die Hochflußreakto- 
ren und die Reaktoren mit gepulstem Neutronen- 
fluß) im Rahmen von Großprogrammen notwendig 
sind. 

Die für CERN gewählte Lösung, nämlich die Errich- 
tung eines neuen gemeinsamen Zentrums, ist nicht 
unbedingt die einzige, die es ermöglicht, einen für 
die europäische Wissenschaft gegebenen Bedarf zu 
decken. Es kann auch die Benutzung von Großin- 
strumenten oder bestehenden nationalen For- 
schungszentren in Betracht gezogen werden, die teil- 
weise von der Gemeinschaft finanziert werden, un- 
ter der Bedingung, daß diese als Gastforschungs- 
stätten für Wissenschaftler aus den übrigen Gemein- 
schaftsländern dienen ^). 

Es scheint darüberhinaus nutzbringend, die von 
EMBO und den Programmen „Biologie" und „Fu- 
sion" angewandten Methoden auch auf andere For- 
schungsgebiete anzuwenden. Hierbei ist es beson- 
ders notwendig, die Maßnahmen und Finanzmittel 
zu verstärken, die der Gewährleistung der Mobili- 
tät der Forscher zwischen den Mitgliedsländern 
dient; diese Mobilität ist zur Aufrechterhaltung der 
Verbindungen zwischen den europäischen For- 
schungsstätten unerläßlich. Zu diesem Zweck müs- 


h Diese Instrumente könnten auch Forschern aus Dritt- 
ländern zugänglich gemacht werden. 
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sen insbesondere die verwaltungsmäßigen Schwie- 
rigkeiten, die Laufbahnprobleme und die Fragen 
der sozialen Sicherheit gelöst werden. 

Ein weiterer Beitrag, der sich auf europäischer Ebene 
bescheiden ausnimmt, bestünde darin, Begegnun- 
gen zu erleichtern: Seminare - Sommerkurse und 
Gastzentren für die Forscher zu schaffen, in denen 
sie ihre Ergebnisse und Erfahrungen auf den Gebie- 
ten austauschen können, auf denen der Informa- 
tionsaustausch noch unzureichend ist. 

Solchen die Mobilität und die Kommunikation be- 
treffenden Primärprozessen schließt sich folgerichtig 
ein dritter Prozeß an, nämlich die Ausarbeitung kon- 
zertierter oder zur gemeinsamen Durchführung be- 
stimmter Programme. Diese können erfahrungsge- 
mäß verschiedene Formen haben, enthalten aber 
immer gemeinsame Elemente. Ein wesentliches Ele- 
ment ist hierbei die Arbeitsteilung zwischen ver- 
schiedenen Forschungsstätten oder -teams, und zwar 
nicht nur zur Vermeidung von Doppelarbeit, son- 
dern vor allem zur Erzielung höherer Effizienz - 
durch Aktionen, die einander ergänzen oder berei- 
chern. 

Bei derartigen Programmen muß ein Teil der Finan- 
zierung durch die Gemeinschaft übernommen wer- 
den^). Nur dadurch kann die unentbehrliche Koor- 
dination gewährleistet und können die Programme 
im Rahmen der gesteckten Ziele gehalten werden. 
Es ist allerdings nicht notwendig, daß diese Finan- 
zierung einen über 50 v. H. hinausgehenden Anteil 
erreicht. 

Der Katalog der Bereiche, in denen die Anwendung 
dieser Verfahren und Methoden wünschenswert 
wäre, ist lang. Hier wären beispielsweise zu nennen: 
bei den Großinstrumenten 

— die Astrophysik und die Kosmologie, wo die 
Forschungen über Pulsare und Quasare Hoch- 
leistungsradioteleskope erfordern, deren Bau 
nur im Rahmen multinationaler Aktionen ver- 
wirklicht werden kann? auch die Forschungsar- 
beiten über die Ausbreitung der Gravitations- 
wellen bedingen Einrichtungen, deren Größen- 
ordnung gemeinsame Anstrengungen rechtfer- 
tigt; 

— Teilchenbeschleuniger und Kernreaktoren mit 
kontinuierlichem oder gepulstem Neutronenfluß 
hoher Leistung; 

bei zu konzertierenden oder gemeinsam durchzu- 
führenden Programmen 

— die Festkörperphysik - ein Gebiet, auf dem in 
Anbetracht der Mannigfaltigkeit der durchzufüh- 
renden Programme eine vermehrte Zusammen- 
arbeit auf europäischer Ebene dringend geboten 
erscheint; 

— die medizinische Forschung, die einen dringen- 
den Bedarf an beschleunigter Innovation für ein 
sehr ausgedehntes Themenspektrum aufweist. 


Molekularpharmakologie, die Neurowissenschaf- 
ten, Funktion und Erkrankungen des Gehirns 
und des Zentralnervensystems, die Krebsfor- 
schung, Mißbildungen bei Neugeborenen, die 
Chemotherapie von Viruskrankheiten, biomedi- 
zinische Technik, epidemiologische Forschung, 
Präventivmedizin, Rehabilitation und Früherken- 
nung von Krankheiten sind Beispiele hierfür; 

— Schließlich die Basisforschung, die für Entwick- 
lungsländer von Interesse ist. Im Rahmen der 
Wissenschaftshilfe für diese Länder sollten Bemü- 
hungen zur Koordinierung der sie interessieren- 
den Grundlagenforschung unternommen werden, 
soweit sie in den Mitgliedsländern durchgeführt 
wird. 

Ein wertvolles Instrument, um - entsprechend den 
Notwendigkeiten der Zweckmäßigkeit - den Bedarf 
an Zusammenarbeit zu untersuchen und den Bedürf- 
nissen nach einer solchen Zusammenarbeit zu ent- 
sprechen, wäre eine Europäische Wissenschaftsstif- 
tung. Eigenständig und nicht dazu bestimmt, die be- 
stehenden Zentren und Assoziationen zu ersetzen, 
wäre diese Stiftung geeignet, die Aktionen in die- 
sem Bereich der Forschung zu unterstützen und ihre 
Wirksamkeit durch Koordination zu erhöhen. Ihre 
Aufgaben und ihre institutioneile Form sind in 
Kapitel V dieses Dokuments ausführlich erläutert. 


B. Die Erfahrungen aus den vorhandenen großen 
Technologien 

Beispiele wie CERN, EMBO und die Programme „Fu- 
sion" und „Biologie" von Euratom haben gezeigt, 
daß auf dem Gebiet der Grundlagenforschung eine 
wirksame Zusammenarbeit möglich ist, unter ande- 
rem deswegen, weil hier keine kommerziellen und 
nationalen Interessengegensätze bestehen. Ganz 
anders ist die Lage, sobald die Technologie das Sta- 
dium der industriellen Anwendung erreicht, wo 
tiefergreifende Verbindungen und Zusammenhänge 
mit den Märkten, den Industriestrukturen, den kom- 
merziellen Interessen und der politischen Macht 
bestehen. In diesem Stadium muß sich die Technolo- 
giepolitik zwangsläufig in eine umfassendere und 
mit Optionen politischer Art enger verbundene In- 
dustriepolitik integrieren. 

Die Großtechnologien, deren Entwicklungsmöglich- 
keiten die öffentlichen Ressourcen, die Märkte und 
die Leistungsfähigkeit der Unternehmen der euro- 
päischen Staaten übersteigen, stellen heute bereits 
bedeutende Bereiche der Zusammenarbeit dar, so die 
Luftfahrt, die Raumfahrt und Raumfahrtforschung, 
die Informatik, das Fernmeldewesen, die Kernener- 
gie usw. 


ü beispielsweise im Rahmen von Assoziationsverträgen 
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Auf jedem dieser Sektoren haben die bislang unter- 
nommenen Schritte jeweils typische Starken und 
Schwächen zutage gefördert, aus denen für jeden 
Einzelfall verschiedene Lehren gezogen werden müs- 
sen. 

Auf dem Gebiet der Luftfahrt beherrscht eine Reihe 
bi- oder trilateraler Unternehmen die industriellen 
Produktionsprogramme. Es handelt sich hier um 
Unternehmen, die mit außerordentlich hohen Kosten 
Flugzeuge von Einzelvorhaben zu Einzelvorhaben 
entwickeln. Die hierbei gewonnenen Erfahrungen 
gehen dahin, daß die Zusammenlegung des euro- 
päischen Potentials nur dadurch voll genutzt wer- 
den kann, daß eine begrenzte Zahl von grenzüber- 
schreitenden europäischen Unternehmen in voller 
Kenntnis der Märkte und unter einheitlichem Ma- 
nagement Entwicklungsarbeiten betreibt. 

Europäische Organisationen bestehen auch auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung; sie stellen die ein- 
zige Möglichkeit dar, die vorhandenen Mittel frucht- 
bringend einzusetzen (trotz der derzeitigen Unmög- 
lichkeit zu einer gemeinsamen Strategie der euro- 
päischen Staaten zu gelangen). Auf diesem Gebiet 
war GS für die europäischen Anstrengungen von 
Nachteil, daß cs an einer Vereinbarung über die 
langfristigen Ziele fehlte („Braucht Europa seine 
eigenen Raketenträger? Zu welchen Bedingungen 
kann es auf amerikanische Raketenträger zurück- 
greifen?“); dieser Mangel ist auf außenpolitische 
Meinungsverschiedenheiten und die unterschiedliche 
Haltung gegenüber dem Hauptpartner, den Verei- 
nigten Staaten, zurückzuführen. 

Was - über die Tätigkeit von Euratom hinaus - den 
Kernkraftwerksektor angeht, so spiegelt sich in 
einer Reihe von Abkommen und Verträgen auf dem 
Gebiet der Entwicklung und Komm.erzialisierung von 
Reaktoren sowie der Anreicherung und Aufarbei- 
tung von Brennstoffen der Druck in Richtung auf 
eine Politik der Kostensenkung durch Einführung 
immer größerer Einheiten wider. Die europäischen 
Bedürfnisse auf diesem Gebiet sind heute in der 
Tat im wesentlichen industrieller Natur. Die Will- 
kürlichkeit in der Zusammenarbeit hätte vermieden 
oder gemildert werden können, wenn Euratom eine 
tragfähigere Basis hätte bieten können. 

Da Euratom zunächst in erster Linie als Forschungs- 
und Entwicklungsinstrument konzipiert worden war, 
war es für diese Organisation nicht leicht, sich den 
industriellen Notwendigkeiten anzupassen, und 
zwar insbesondere auf Grund ihrer übermäßig 
komplizierten Struktur und ihrer langwierigen Ent- 
scheidungsprozeduren. Im übrigen ergaben sich diese 
Anpassungsschwierigkeiten teilweise aus strategi- 
schen Divergenzen zwischen den Mitgliedstaaten, 
die ihrerseits zu einer ständigen Infragestellung 
seiner institutionellen Autorität und Zuständigkei- 
ten sowie zu einschränkender Auslegung des Eura- 
tom-Vertrags geführt haben. Euratom ist ein Muster- 
beispiel für alle die Schwierigkeiten geworden, die 


bei der Entwicklung einer sektoralen Aktion dann 
eintreten, wenn es an einer allgemeinen Industrie- 
politik fehlt. 

Auf dem Sektor der elektronischen Datenverarbei- 
tung hat sich die Politik derjenigen Mitgliedstaa- 
ten, die sich für ein gemeinsames Programm zur Her- 
stellung eines Großrechners ausgesprochen haben, 
als nicht vereinbar mit der Strategie der Unterneh- 
men erwiesen. Der wirtschaftliche Druck dem die 
Unternehmen ausgesetzt sind, veranlaßt diese Leute 
zu einer systematischen Ausnutzung der Vorteile 
großer Betriebseinheiten auf europäischer Ebene. 
Das gleiche gilt für den Erwerb von Marktanteilen 
und die Beschaffung ausreichender Mittel für For- 
schung und Entwicklung. Wenn die Konzentrationen 
auf nationaler Ebene und Subventionen der öffent- 
lichen Hand in Verbindung mit präferenzieller Auf- 
tragsvergabe es den Firmen der europäischen Länder 
ermöglicht haben, zu überleben, so haben diese 
Praktiken andererseits aber auch Annäherungs- oder 
Assoziierungsprozessen, durch die allein die Lebens- 
fähigkeit dieser europäischen Industrie gesichert 
werden kann, Hindernisse in den Weg gelegt. 

Die mannigfaltigen Lehren, die man aus diesen 
verschiedenen Erfahrungen ziehen kann, haben 
dennoch einen gemeinsamen Aspekt. Es liegt auf 
der Hand, daß eine FE-Politik für diese Industrie- 
zweige sektoriell und in Abhängigkeit von der für 
den betreffenden Sektor gewählten Industriepolitik 
festgelegt werden muß. Außerdem muß dafür ge- 
sorgt werden, daß die Forschungs- und Entwick- 
lungsprogramme in diesen Sektoren den gemeinsa- 
men Zielen dienen, daß sie Kräftevergeudung und 
Doppelarbeit vermeiden und daß sie zur Öffnung 
der Märkte und zur Rationalisierung der Produktion 
auf europäischer Ebene beitragen. Dies sind nur 
einige allgemeine Leitlinien, aber der vorliegende 
Bericht will auch nicht auf die Enzelheiten des um- 
fangreichen industriepolitischen „Dossiers“ einge- 
hen, in dessen Rahmen die Kommission für die ein- 
zelnen Sektoren Vorschläge auf der Grundlage ihres 
Memorandums von 1970 vorbereitet. 

Kurz gesagt geht es jetzt vor allem darum, für je- 
den Großsektor der Technologie eine sektorale FE- 
Politik zu erarbeiten, die auf Grund der Ziele der 
vereinbarten Industriepolitik definiert ist. 

Ohne solche sektoralen Industriepolitiken würden 
nationale Aktionen den Prozeß der Entstehung 
grenzüberschreitender europäischer Unternehmen 
verlangsamen und zur Fortdauer politischer Konkur- 
renz zwischen den Staaten auf Kosten des wirt- 
schaftlich-technischen Wettbewerbs zwischen Indu- 
striegruppen führen. 

über die Rolle der Gemeinschaftsinstitutionen hin- 
sichtlich der sektoralen Programme dürfte Klarheit 
bestehen. Wenn eine vorhandene europäische Orga- 
nisation zufriedenstellend funktioniert, gibt es 
nicht den geringsten Grund für die Gemeinschaft, sie 
zu übernehmen oder zu absorbieren. Soweit jedoch 
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Großprogramme in eine Globalstrategie integriert 
werden sollen, obliegt es insbesondere der Gemein- 
schaft, die Kooperationsmethoden vorzuschlagen und 
als Katalysator zu wirken. 

Insofern haben die Gemeinschaft und ihre Institutio- 
nen eine breite Skala von Interventionsmöglichkei- 
ten. 

In der Weltraumforschung und -Technik werden die 
auf diesem Gebiet bereits bestehenden europäischen 
Organisationen künftig den Rahmen für die gemein- 
samen Bemühungen bilden, für dieses bedeutende 
Tätigkeitsfeld eine gemeinsame Strategie zu ent- 
wickeln. Auf jeden Fall müssen erneute Anstrengun- 
gen unternommen werden, um die Aufgaben inner- 
halb einer einzigen europäischen Raumfahrtorgani- 
sation zusammenzufassen. Dies wird besonders 
schwierig sein, da es die Formulierung neuer ge- 
meinsamer Ziele voraussetzt und die Auffassungen 
der Mitgliedsländer der erweiterten Gemeinschaft 
gerade hierüber auseinandergehen. Eine objektive 
Prüfung der Gegebenheiten könnte allerdings zu 
der notwendigen Annäherung der Standpunkte der 
Mitgliedstaaten führen. In den kommenden Mona- 
ten, in denen die europäischen Länder über ihre Be- 
teiligung am Post-Apollo-Programm entscheiden 
müssen, haben die Mitgliedstaaten der erweiterten 
Gemeinschaft eine günstige Gelegenheit, um eine 
gemeinsame Haltung zu suchen und festzulegen. 

Für die übrigen Sektoren (beispielsweise die Luft- 
fahrtforschung, das Fernmeldewesen und die Infor- 
matik, für die die Kommission Vorschläge vor- 
bereitet), nehmen die zu prüfenden Vorhaben Di- 
mensionen an, die es erforderlich machen, daß sie 
von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten von 
Fall zu Fall geprüft werden. Die in diesen Sektoren 
auftretenden Bedürfnisse können durchaus unter- 
schiedliche organisatorische Lösungen erfordern: die 
Schaffung autonomer Behörden, Verleihung des Sta- 
tus des gemeinsamen Unternehmens, die Bildung 
europäischer öffentlicher Dienstleistungsbetriebe, 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, kon- 
zertierte Aktion usw. 

Schließlich muß im Kernenergiebereich, wo die Kom- 
mission gleichfalls Vorschläge vorbereitet, gewähr- 
leistet werden, daß die noch festzulegenden allge- 
meinen Zielsetzungen der Forschungs- und Entwick- 
lungspolitik sowie die Industrieorganisation und 
Marktstrukturen überprüft werden. Auf Grund der 
allgemeinen Zielsetzungen der Gemeinschaft im Be- 
reich der Energieversorgung müßten von allem über- 
prüft werden: 

— Kernfusion und die Technologie von Fusionsreak- 
toren, 

— fortgeschrittene Reaktoren, 

— Urananreicherung, 

— Industrieorganisation im Hinblick auf die Ent- 
wicklung großer übernationaler Einheiten, die 
auf den Weltmärkten konkurrenzfähig sind. 


Auf diesen Gebieten kann sich die Formel der Ver- 
gabe von Verträgen zur industriellen Entwicklung 
in bestimmten Fällen als geeignetes Instrument er- 
weisen. Die Kommission ist jedoch der Auffassung, 
daß in einer ersten Phase mit experimentellem Cha- 
rakter diese nur auf Vorhaben bescheidenen Um- 
fangs angewandt werden sollten. Erst im Licht der 
gewonnenen Erfahrungen könnte die Vergabe der- 
artiger Aufträge auf bedeutendere Projekte ausge- 
dehnt werden. 


C. Neue Technologien - angewandte Forschung und 
technologische Entwicklung 

Neben den Großtechnologien, über die bereits Er- 
fahrungen aus der Vergangenheit vorliegen, gibt es 
zahlreiche neue Technologien, deren vorindustrielle 
Entwicklung eine Zusammenarbeit erfordert. Dies 
gilt insbesondere immer dann, wenn die Entwick- 
lung eines neuen Erzeugnisses oder Verfahrens die 
Mitwirkung von Forschungsinstituten oder Firmen 
aus mehreren Mitgliedsländern erfordert. 

Die nächste Entwicklungsstufe der thermonuklearen 
Fusion ist ein Beispiel für eine solche Phase. In die- 
ser Entwicklungsstufe, in der sich die Kosten erhö- 
hen, gewinnen in Europa die Arbeitsteilung und die 
Beteiligung an den vermehrten Aufwendungen eine 
noch größere Bedeutung. Es dürfte zweckmäßig sein, 
von einer Extrapolierung der von der Euratom-Fu- 
sionsgruppe entwickelten Techniken auszugehen 
und in dem Maße, in dem sich der Fusionsreaktor 
der industriellen Phase nähert, einen steigenden 
Teil der Entwicklungsarbeiten auf die Industrie zu 
übertragen. 

Es bestehen für diese erste Entwicklungsphase zahl- 
reiche Gebiete, die interessante Möglichkeiten für 
vereinte europäische Anstrengungen bieten könn- 
ten. Diese können unterteilt werden in angewandte 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im öffent- 
lichen Interesse und in marktorientierte Aktionen. 

Forschungen und Entwicklungen „im öffentlichen In- 
teresse“ 

Im Sinne der im ersten Teil dieses Dokuments dar- 
gelegten Probleme erfordert der Sektor Umwelt- 
schutz die gemeinsame Durchführung oder Koordi- 
nierung von FE-Arbeiten zur Stützung der Politik 
der Europäischen Gemeinschaften auf diesem Ge- 
biet ^). 

ökologische Studien über den Verbleib und die Wir- 
kung von Gift- und Schmutzstoffen, auf Festlands- 
und Meeresmilieu, Forschungsarbeiten über die 
Toxizität dieser Stoffe für den Menschen, Verbes- 
serung und Vereinheitlichung der Verfahren zur 
Messung und Kontrolle der Umweltbelastungen, Ent- 

ü siehe Dokument SEC(72) 666/11 vom 16. März 1972, 
S. 55 bis 62 
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Wicklung von Verfahren zur Reinigung von Abwäs- 
sern und Abgasen sowie von „sauberen" Industrie- 
erzeugnissen “ alles dies sind Themen, die gemein- 
samen Anliegen entsprechen. 

Infolge des rapiden Bedarfsanstiegs und der stei- 
genden Verunreinigung nimmt die Trinkwasser- 
knappheit zu. Daher sind Forschungen über Ver- 
fahren zur Meer- und Brackwasserentsalzung (um- 
gekehrte Osmose, Elektrodialyse, Freezing) not- 
wendig. 

Diese Studien könnten in verschiedener Weise 
durchgeführt werden: gemeinschaftliche Aktionen, 
konzertierte Aktionen und Enwicklungsaufträge an 
die Industrie zur Förderung der Entwicklung der not- 
wendigen Technologien. 

Eine gemeinschaftliche Aktion auf diesem Gebiet, 
die durch Studien-, Forschungs- und Entwicklungs- 
verträge zu unterstützen wäre, könnte die bereits 
von verschiedenen Ländern unternommenen be- 
trächtlichen Anstrengungen zusammenfassen und 
koordinieren und neue Forschungen anregen, die im 
Zusammenwirken zwischen privaten oder öffent- 
lichen Forschungsinstituten und der Gemeinsamen 
Forschungsstelle von Euratom durchzuführen wä- 
ren. 

Wegen der Dringlichkeit und Bedeutung bedarfs- 
orientierter Forschung auf diesem Gebiet schlägt 
die Kommission für das Jahr 1973 eine gemeinschaft- 
liche Aktion vor. 

Gemeinsame, gemeinschaftliche oder konzertierte 
Programme, die die Grundlagenforschung, die orien- 
tierte Forschung und die industrielle Forschung mit- 
einander verbinden, müßten so schnell wie möglich 
eingeleitet werden; diese Aktionen wären durch die 
Vergabe von Forschungsverträgen zu unterstützen. 

Die Einzelheiten zu diesem Vorschlag finden sich in 
Anhang II „Umv/elt" des Entschließungsentwurfs, 
der diesem Bericht beigefügt ist. 

Die Entwicklung neuer Verkehrsmittel ist eine wei- 
tere wichtige Zukunftsaufgabe. Die Gruppe COST 
hat bereits die OECD mit einer Untersuchung die- 
ser Frage beauftragt. 

Auf diesem gemeinsam interessierenden Gebiet 
kämen für gemeinschaftliche Aktionen in Frage: 

— Nahverkehrssysteme 

Hier könnte man zu Ergebnissen kommen, wenn 
man ein Programm für eine Reihe europäischer 
Städte aufstellte (ähnlich dem „cities program" 
in den USA), bei dem jede beteiligte Stadt die 
Entwicklung eines Nahverkehrssystems zur Pro- 
be stellt (elektrisch angetriebene Automobile, 
Endlosbänder zur Aufnahme von Fahrzeugen 
ohne eigenen Antrieb, Nulltarif für herkömm- 
liche öffentliche Verkehrsmittel usw.) und sich 
mit den anderen in die Ergebnisse und Kosten 
teilt. 


— Intercity-Verkehrssysteme 

Auf diesem Sektor müßten die Gemeinschafts- 
Hilfen nicht nur dazu dienen, neue Technologien 
zu entwickeln, sondern auch die Entwicklung 
kompatibler Systeme zu fördern. 

Schließlich besteht ein offensichtlicher und weltwei- 
ter Bedarf in bezug auf den Technologietransfer in 
die Entwicklungsländer. Dies schließt die Entwick- 
lung intermediärer oder den Verhältnissen in den 
Entwicklungsländern angepaßter Technologien ein 
(einfache landwirtschaftliche Ausrüstungen, Indu- 
strieerzeugnisse in Verbindung mit geeigneten Ver- 
arbeitungsanlagen und -Systemen entsprechend 
dem Bildungsstand der einheimischen Bevölkerung). 
Die Gemeinschaft ist mit diesem dringenden Erfor- 
dernis konfrontiert und müßte ein sinnvolles ge- 
meinsames Programm planen, an dem sich sowohl 
öffentliche Institute als auch die Privatindustrie be- 
teiligen. 

Neue Technologien für den Markt 

Wenn einerseits auf dem öffentlichen Sektor in 
Europa ein Bedarf zu verzeichnen ist, für den neue 
Technologien entwickelt werden müßten, so ist an- 
dererseits die Entwicklung neuer Markterzeugnisse 
(Textilmaschinen, Schweißtechniken, numerisch ge- 
steuerte Werkzeugmaschinen usw.) vor allem Sache 
der Industrie. 

Als Beispiel läßt sich hier das Gebiet der Supralei- 
ter anführen, die unter anderem auf den folgenden 
Sektoren von Bedeutung sind: Plasmaphysik, Welt- 
raumforschung, Stromtransportkabel, elektrische 
Motoren und Generatoren, magnetische Flußpumpen 
für Stromstärken über 10 000 Ampere, Computer- 
elektronik, mit Supraleitern ausgerüstete Datenspei- 
cher und elektronische Optik. Auf diesem Gebiet 
könnte hinsichtlich eines der genannten Ziele eine 
gemeinsame (oder gemeinschaftliche) Aktion mittel- 
fristiger Art als Leitvorhaben in Gang gesetzt wer- 
den. Dies wäre ein Kooperationsprogramm, das 
geeignet wäre, bei den von den Mitgliedsländern 
aufgewandten Mitteln Einsparungen zu erzielen und 
gleichzeitig die Resultate zu verbessern. 

Allgemein gesehen, besteht für diese Art von Ak- 
tionen auf dem Gebiet der neuen Technologien eine 
erste Aufgabe der Gemeinschaft darin, günstige 
Voraussetzungen für die Innovation zu schaffen 
und die Zusammenarbeit über die Grenzen in allen 
Fällen, in denen dies notwendig erscheint, zu er- 
leichtern. Insbesondere erweist es sich als not- 
wendig, den Unternehmen bei neuen Vorhaben wäh- 
rend der ersten Entwicklungsphasen finanzielle 
Hilfe zu leisten; entsprechende Vorschläge der Un- 
ternehmen müßten auf der Ebene der Gemeinschaft 
gemacht werden. Es ist daher wichtig, die hierfür 
erforderlichen Verfahren und Instrumente zu ent- 
wickeln: Forschungsverträge, Verträge zur Förde- 
rung industrieller Innovation, Zuerkennung des Sta- 
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tuts eines Gemeinsamen Unternehmens und die Zu- 
sammenarbeit zwischen den verantwortlichen In- 
stanzen der verschiedenen Länder. 

Auf diesem Gebiet besteht im übrigen auch Bedarf 
an „RisikokapitaL' (venture Capital) vor allem für 
die kleinen und mittleren Unternehmen, die neue 
Technologien entwickeln. 

Schließlich bestehen „horizontale" technologische 
Aufgaben, die sowohl von „öffentlichem Interesse" 
sind als auch von Bedeutung für die Industrie und 
deren Entwicklung für die Gemeinschaft sehr wich- 
tig wären. Als Beispiele seien folgende Gebiete er- 
wähnt: 

— Fragen der Nutzung der Bodenschätze, 

— Energieversorgung, 

— Werkstoffe. 

Im Bereich der Energieversorgung sollte die erwei- 
terte Gemeinschaft eine besondere Anstrengung un- 
ternehmen, um ihren ständig wachsenden Bedarf zu 
decken. Die Priorität, die die Vereinigten Staaten 
der Forschung in diesem Bereich zuerkennen, unter- 
streicht die Bedeutung einer solchen Anstrengung. 

Der Schwerpunkt sollte auf die beiden folgenden 
Forschungsgebiete gelegt werden: 

Erstens Forschungsarbeiten, die einen besseren Wir- 
kungsgrad der Erzeugung, der Umwandlung, des 
Transportes, der Speicherung und der Nutzung von 
Energie zum Inhalt haben. Das allgemeine Ziel wäre, 
durch eine Verringerung von Verlusten die Diffe- 
renz zwischen dem primären Bruttoenergieverbrauch 
und dem Nettoenergieverbrauch zu mindern, was 
neben einer optimalen Nutzung der Rohstoffquellen 
einen Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit, zur Ver- 
besserung der Wirtschaftlichkeit und zur Erhaltung 
der Umwelt leisten würde. 

Zweitens Forschungsarbeiten mit dem Ziel, neue 
Energiequellen, neue Rohstoffquellen oder neue 
Anwendungsmöglichkeiten bekannter Rohstoffe zu 
entdecken, wobei auch hier die Vorteile im Bereich 
der Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Erhaltung der 
Umwelt besonders ins Gewicht fallen. 

Das Gebiet der Werkstoffe erfordert eine besondere 
Anstrengung zu sofortiger Zusammenarbeit, da in 
den Ländern der Gemeinschaft hier dringende und 
verschiedenartigste Bedürfnisse bestehen, denen in 
Kreisen der Wissenschaft, der öffentlichen Verwal- 
tung und der Industrie Ausdruck gegeben wird. 

Die Werkstoffe sind Grundstoffe der technologischen 
Entwicklung auf vielen Gebieten (Metalle, Keramik, 
Verbundwerkstoffe). Sie erfordern gemeinschaft- 
liche Aktionen mit dem Ziel: 

— den Wirkungsgrad und die Wirtschaftlichkeit der 
in den Mitgliedsländern durchgeführten For- 
schungen durch Konzertation und Koordination 
der Programme zu erhöhen; 


— den Datenfluß über die Eigenschaften der Werk- 
stoffe zu erleichtern, die zur Erforschung, zur 
Produktion und zur Nutzung der Werkstoffe 
notwendig sind; 

— die industrielle Zusammenarbeit anzuregen. 

Wie im Bereich der Umweltforschung verlangt die- 
ses Thema ein Programm mit konzertierten und ge- 
meinschaftlichen Aktionen, die die Grundlagenfor- 
schung, die anwendungsorientierte und die Indu- 
strieforschung untereinander verknüpfen. Zu diesem 
Zweck schlägt die Kommission vor, solche Aktio- 
nen in die Wege zu leiten und ihr die Finanzmittel 
zur Verfügung zu stellen, die es ihr gestatten, mit 
den interessierten öffentlichen und privaten For- 
schungsstätten Verträge über wissenschaftliche und 
technische Forschung abzuschließen. 

Genauere Angaben zu diesem Vorschlag finden sich 
in Anhang III „Werkstoffe" des Entschließungsent- 
wurfs, der diesem Bericht beigefügt ist. 

IV. Auf dem Wege zu einer gemeinsamen FE-Politik 

Zur Bewältigung der zahlreichen und umfangreichen 
Bedürfnisse, vor die sie sich gestellt sehen, müssen 
die europäischen Länder eine FE-Politik von einer 
bisher unbekannten Komplexität und Vielfalt ent- 
wickeln und durchführen. 

Aus diesem Grunde werden die Forderungen nach 
Wirksamkeit, Rationalität und Wirtschaftlichkeit 
in den kommenden Jahren bei der Auswahl der 
Programme und Ziele sowie der Durchführungs- 
modalitäten eine steigende Rolle spielen. Bei der 
Ausarbeitung ihrer FE-Politik müssen diese Län- 
der daher sorgfältig ein Gleichgewicht zwischen na- 
tionalen, europäischen und internationalen Aktio- 
nen suchen. 

Die nationalen Mittel und gemeinschaftseigenen 
Hilfsquellen werden am besten durch ein solches 
Gleichgewicht auf der sozialen, wirtschaftlichen und 
technischen Ebene genutzt. 

Die Mitglieder der erweiterten Gemeinschaft, die 
sich zu einer Wirtschafts- und Währungsunion zu- 
sammenschließen wollen, sollten in diesem Sinne 
ein deutliches Interesse daran haben, in wachsendem 
Maße zusammenzuarbeiten, um ihren großen Be- 
darf an Forschung und Entwicklung mit geringeren 
Kosten und unter besseren Bedingungen zu decken. 


A. Schrittweise Definition einer gemeinsamen FE- 
Politik 

Bei der Festlegung und Durchführung von FE-Ak- 
tionen innerhalb der Gemeinschaft kann und darf 
die Gemeinschaft selbst nicht alles wahrnehmen 
und alles zentralisieren. Jede gemeinsame FE-Poli- 
tik muß der freien Initiative der nationalen öffent- 
lichen Institutionen, der Universitäten und der Un- 
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ternehmen ein breites - auf manchen Sektoren so- 
gar ein vorrangiges - Wirkungsfeld überlassen. 
Eine gemeinsame Politik sollte nur in Fällen aner- 
kannter Notwendigkeit ihren Niederschlag in ge- 
meinsamen Aktionen finden. 

So entspricht beispielsweise die Politik auf dem 
Gebiet der Molekularbiologie in Europa nicht der 
der Petrochemie oder der Informatik. Der unter- 
schiedliche Stand von Forschung und Entwicklung 
in den europäischen Ländern, die Leitlinien, denen 
man auf nationaler Ebene gefolgt ist, und die Be- 
sonderheiten der Forschungstätigkeit selbst schaf- 
fen eine Situation, in der es unmöglich ist, auf die- 
sem Gebiet von vornherein einen festen und stän- 
digen Rahmen zu schaffen. 

Außerdem kann eine FE-Politik nur dann wirkungs- 
voll sein, wenn sie elastisch geführt wird und die 
Möglichkeit bietet, von allen Arten und Rahmen 
der Kooperation (engere Abkommen mit begrenz- 
tem Teilnehmerkreis, konzertierte Aktionen im 
Rahmen ausgedehnter Assoziierungen, gemeinsame 
Aktionen usw.) Gebrauch zu machen. 

Eine gemeinsame FE-Strategie, die mit dem europäi- 
schen Integrationsprozeß in Einklang steht und daher 


von denjenigen Ländern festgelegt werden muß, 
die sich zu einer Gemeinschaft zusammengefunden 
und beschlossen haben, gemeinsam festgelegte Ziele 
zu erreichen, kann nur wirksam durchgeführt wer- 
den, wenn sie in nationale Aktionen, gemeinsame 
oder gemeinschaftliche Aktionen und konzertierte 
internationale Aktionen der verschiedensten Art 
einbezogen wird. 

Die Mannigfaltigkeit der zu verwendenden Mittel 
und Methoden erhöht wiederum die Notwendigkeit 
der Koordinierung zwischen den Ländern und der 
Gemeinschaft. 

So wünschenswert die Entwicklung einer gemein- 
samen Politik für wissenschaftliche und technolo- 
gische Forschung auch ist, ihre Verwirklichung kann 
nur stufenweise erfolgen. Der größte Teil der für 
Forschung und Entwicklung bereitgestellten öffent- 
lichen Mittel wird gegenwärtig von den Mitglieds- 
staaten für Programme ausgegeben, die im natio- 
nalen Rahmen durchgeführt werden. Europa ist und 
bleibt in diesem Zeitraum ein polizentrischer Raum, 
der jedoch gleichzeitig seine Vereinigung voran- 
treibt. 


EWG-Einsatz öffentlicher Mittel für FE 1967 bis 1971 



D 

B 

F 

I 

1 1 

EWG 

FE-Mittel, insgesamt , 







— 1967, Mio RE 1) 

1220 

103 

1790 

286 

209 

3608 

— 1971, Mio RE') 

! 

2139 

165 1 

1819 

498 

349 

4970 

Beiträge zu internationalen, 
multinationalen und bilate- 
ralen Aktionen 







— 1967, Mio RE 1) 

139 

21 

i 237 

60 

14 

i 471 2) 

— 1971, Mio RE 1) 

196 

18 

178 

49 

15 

456 3) 
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Im Lichte dieser allgemeinen Überlegungen läßt 
sich nunmehr genauer definieren, was unter dem 
Begriff „gemeinsame FE-Politik" konkret zu ver- 
stehen ist. 

1. Auswahl gemeinsamer Ziele - Harmonisierung 
der nationalen Politiken 

Auf der Grundlage vorausschauender Studien und 
mittelfristiger Vorausschätzungen sollten die Mit- 
gliedsländer der Gemeinschaft nach Maßgabe der 
zu deckenden sozio-ökonomischen Bedürfnisse die 
auf der Ebene der Gemeinschaft zu vereinbarenden 
FE-Zielsetzungen herausarbeiten. 


Eine derartige Auswahl sollte nach gemeinsamen 
Studien und Überlegungen vorgenommen werden; 
sie würde es ermöglichen, zwischen den nationalen 
Zielsetzungen, den gemeinschaftlich zu entwickeln- 
den Optionen und den unter Beteiligung der Ge- 
meinschaft durchgeführten internationalen Aktio- 
nen die wünschenswerte Kohärenz und gegensei- 
tige Ergänzung aufrechtzuerhalten. 


1) nach den derzeitigen Wechselkursen 

2) d. h. 13,1 v. H. der 1967 in der EWG insgesamt aufge- 
wandten öffentlichen Mittel 

3) d. h. 9,2 v. H. der 1971 in der EWG insgesamt aufge- 
wandten öffentlichen Mittel 
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Zusätzlich zu dieser Definition gemeinsamer mittel- i 
fristiger Ziele ist ein weiterer Aspekt zu beachten, i 
Die Mannigfaltigkeit der Programme, die von den ■ 
Staaten finanziell unterstützt werden, führt nicht ! 
zu einem echten technischen und wirtschaftlichen 
Wettbewerb. Infolge der Große der von der öffent- i 
liehen Hand beherrschten Märkte handelt es sich 
oft genug um einen politischen oder Prestige-Wett- 
bewerb. Ebenso zeigt die Erfahrung, daß die Ent- 
scheidungen der 'Staaten von politischen und kon- 
junkturpolitischen Erwägungen diktiert worden sind 
und zu Doppelseitigkeiten, die nicht durch Erwä- 
gungen wirtschaftlichen Wettbewerbs gerechtfertigt 
waren und zu einer gewissen Vergeudung mensch- 
lichen und finanziellen Potentials geführt haben, 
ohne indessen eine einigermaßen ausgewogene 
Verteilung der Forschungstätigkeiten oder der Spit- 
zenindustrien in der gesamten Gemeinschaft zu 
gewährleisten. 

Daher erscheint es notwendig, konkret und konti- 
nuierlich auf der Ebene der Gemeinschaft die FE- 
Programme und -haushalte der Mitgliedsländer mit- 
einander zu vergleichen, um schrittweise zu einer 
Koordinierung der nationalen Politiken nach Maß- 
gabe der vereinbarten allgemeinen Ziele zu gelan- 
gen. 

2. Gemeinsame und gemeinschaftliche Aktionen 

Entsprechend dieser allgemeinen Leitlinie müssen 
die Kriterien festgelegt werden, denen alle gemein- 
samen oder gemeinschaftlichen Aktionen entspre- 
chen müssen. 

Im Licht der Diskussionen, die innerhalb der Ge- 
meinschaft über dieses Thema seit Jahren geführt 
werden, können fünf Grundkriterien festgehalten 
werden: 

— Aktionen, die wegen des erforderlichen hohen 
Einsatzes an Menschen und finanziellen Mitteln 
nicht auf nationaler Grundlage durchgeführt 
werden können (z. B. große Beschleuniger, Ra- 
dioteleskope, weitgespannte Raumfahrt-, medi- 
zinische oder Meeresforschungsprogramme, 
Urananreicherung . . .); 

— Aktionen, die aus Entwicklungskosten- und Ab- 
satzgründen einen sehr großen oder einen orga- 
nisierten Markt erfordern (z. B. Informatik, 
Luftfahrt, fortgeschrittene Reaktoren, Meßin- 
strumente . . .); 

— Aktionen, die ihrer Natur nach international 
sind (z. B. Meteorologie, Fernverkehr, Fernmel- 
dewesen . . .); 

— Aktionen, die einem gemeinsamen Kollektiv- 
bedarf entsprechen (z. B. Einrichtung eines wis- 
senschaftlich-technischen europäischen Informa- 
tions- und Dokumentationsnetzes, Umweltfor- 
schung, Stadtentwicklung, Raumordnung, neue 
Transportmittel . . .); 


— schließlich Aktionen, die geeignet sind, die Ent- 
wicklung oder Durchführung einer Politik der 
Gemeinschaft auf einzelnen Sektoren zu fördern 
(z. B. Agrarpolitik, Verkehr, technische Normung, 
sektorale Industriepolitik . . .). 

Gemeinsame Aktionen unterscheiden sich von ge- 
meinschaftlichen Aktionen durch die Art ihrer Fi- 
nanzierung. Die gemeinsamen Aktionen werden in 
voller Höhe über das Budget der Gemeinschaft fi- 
nanziert. Die gemeinschaftlichen Aktionen sind da- 
durch gekennzeichnet, daß sich die Mitgliedsländer 
und die Gemeinschaft in der Finanzierung teilen. 
Man kann dabei die Begriffe „direkte Aktion" (Typ 
GFS) und „indirekte Aktion" (Fusion, Biologie) 
zum Vergleich anführen. 

Verschiedenartige Lösungen der Konzertation und 
Koordination, mit oder ohne finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft, sollten immer dann verwendet 
werden, wenn es Erfolg verspricht und mit der ge- 
meinsam festgelegten Strategie vereinbar ist. 


3, Auf nationaler und regionaler Ebene zu respek- 
tierende Ausgewogenheiten 

Eine gewisse gegenseitige Abhängigkeit im Rah- 
men einer gemeinsamen Politik zu akzeptieren, be- 
deutet für die Länder der erweiterten Gemeinschaft 
nicht, darauf zu verzichten, auf eigenem Boden 
einen angemessenen Anteil an den herausragen- 
den Forschungszentren und technologischen Groß- 
anlagen zu unterhalten, die mit der gemeinsamen 
Politik gefördert werden sollen. Es kommt darauf 
an, die Rationalisierung der staatlichen Anstren- 
gungen und den industriellen Wettbewerb mit 
einer echten Verteilung der Tätigkeiten in der ge- 
samten Gemeinschaft in Einklang zu bringen. Wenn 
bei einem Großprojekt oder einer großen Anlage 
die Standortbestimmung isoliert erörtert wird, dann 
führt dies oft zu einer Uneinigkeit, die das gesamte 
Vorhaben überhaupt in Frage stellen kann. Wird 
dagegen eine Reihe von Großanlagen oder -Vor- 
haben nach einer Gesamtstrategie geplant, so 
müßte es möglich sein, sie gerecht zu verteilen und 
dabei auch die starke Unausgewogenheit zu be- 
rücksichtigen, die zwischen einigen Regionen bereits 
besteht und die korrigiert werden müßte. 


4, Außenbeziehungen 

Eine gute Zusammenarbeit innerhalb der Gemein- 
schaft erfordert auch eine Solidarität in den Außen- 
beziehungen. (Die Weltraumforschung und das 
Farbfernsehen sind ausgezeichnete Beispiele hier- 
für). Bei einer solchen Solidarität nach außen könn- 
ten die Mitgliedstaaten unter bestmöglichen Be- 
dingungen Kooperationsabkommen mit Drittländern 
schließen oder bereits von anderen Ländern ent- 
wickelte Technologien nutzen. Für die umfang- 
reichen neuen Bedürfnisse, die in der Industriege- 
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Seilschaft entstehen, sind Kooperation und Aufga- 
benteilung mehr als bisher geboten. Bezeichnend 
ist in dieser Hinsicht die Feststellung, daß selbst 
das reichste Land der Welt nicht mehr in der Lage 
ist, die Eroberung des Weltraums, große Luftfahrt- 
programme, die Verbesserung der Umwelt usw. 
gleichzeitig und allein aus eigenen Mitteln zu be- 
treiben. In diesem Zusammenhang könnte insbe- 
sondere die Entwicklung einer gemeinsamen Haltung 
den Mitgliedsländern und ihrer Industrie in inter- 
nationalen Verhandlungen eine weit stärkere Po- 
sition als bisher verschaffen. 

Damit diese potentielle Verhandlungsstärke schritt- 
weise Wirklichkeit wird, sollten sich die Mitglied- 
staaten systematisch abstimmen, bevor sie Drittlän- 
dern neue Kooperationsabkommen vorschlagen. 

Drittländer könnten auf diese Weise an allen von 
der Gemeinschaft als wünschenswert betrachteten 
Aktionen mitwirken, wobei von vornherein klar 
sein muß, daß sie sich an der betreffenden Aktion 
als ganzes beteiligen müßten, ohne die Bedingungen 
der ihnen unterbreiteten Vorschläge - Programme 
und Durchführungsmodalitäten - in Frage stellen 
zu können. Die Gemeinschaft kann sich jedoch nur 
in dem Maße auf den Weg der internationalen Zu- 
sammenarbeit begeben und dort eine fördernde 
Rolle spielen, in dem sie ihre Programme und ihre 
Politik definiert hat. 

Ein konkretes Beispiel ist der im COST gefundene 
Rahmen der Europäischen Wissenschaftlich-Tech- 
nischen Zusammenarbeit als ein ständiges Verhand- 
lungsforum mit den europäischen Drittländern. 

Ebenso müßten sich die Mitgliedstaaten bei allen 
Vorschlägen aus Drittländern abstimmen. Ob die 
Vorhaben von europäischen oder außereuropäischen 
Drittländern vorgelegt werden, die Verhandlungs- 
position der Mitgliedstaaten wäre in jedem Fall 
erheblich stärker, wenn eine gemeinsame Haltung 
festgelegt werden könnte. Als Beispiel seien hier 
das Appollo-Nachfolge- und das Intelsat-Programm 
genannt. 

B. Die der Gemeinschaft und ihren Institutionen 
einzuräumenden Zuständigkeiten 

Für die Erarbeitung und schrittweise Durchführung 
einer gemeinsamen FE-Politik sowie einer inter- 
nationalen Politik der Zusammenarbeit mit Dritt- 
ländern stellt die Gemeinschaft einen geeigneten 
und kohärenten Rahmen dar. 

Von einem geeigneten Rahmen kann man deswegen 
sprechen, weil die Gemeinschaft über alle diejeni- 
gen Mechanismen zur Vorbereitung und Verabschie- 
dung von Entscheidungen verfügt, von denen die 
schrittweise Durchführung eines derartigen Ratio- 
nalisierungsprozesses erwartet werden kann. Ob es 
sich um das Stadium der Ausarbeitung der Zielvor- 
stellungen dieser Politik, die Formulierung konkre- 


ter Vorschläge oder die praktische Durchführung 
handelt, die Gemeinschaft bietet einen geeigneten 
institutionellen Rahmen, und zwar auf dem Wege 
einer entsprechenden Anpassung der bestehenden 
juristischen Grundlagen und der Bereitstellung ge- 
eigneter Einrichtungen. Die grundlegende Infra- 
struktur besteht demnach, sie erfordert im ersten 
Stadium lediglich eine teilweise Erweiterung. 

Der kohärente Rahmen ist deswegen gegeben, weil 
die Gemeinschaft die notwendige Verbindung zwi- 
schen den nationalen Politiken, den bereits beste- 
henden oder in Aussicht genommenen gemeinsamen 
Politiken (Landwirtschaft, Energie, Industriepolitik, 
Bildung usw.) und den gemeinsamen oder gemein- 
schaftlichen FE-Aktionen gewährleisten kann. Auch 
insoweit, als die Verwirklichung gemeinsamer tech- 
nologischer Ziele unvermeidlich zu Unausgeglichen- 
heiten zwischen den Leistungen der Teilnehmer- 
länder und den Rückflüssen führt, kann die Gemein- 
schaft besondere Möglichkeiten des Ausgleichs bie- 
ten. So sehr es sich bis zum heutigen Tage als 
schwierig erwiesen hat, im Rahmen der jeweiligen 
Vorhaben nach einem Ausgleich zwischen Beitrag 
und Rückfluß zu suchen, so sehr erscheint die Suche 
nach einem Ausgleich erfolgversprechend auf der 
Ebene einer Gesamtheit von wissenschaftlichen und 
technischen Programmen oder auf der Ebene noch 
umfassenderer Aktionen, auf die der Grundsatz der 
Arbeitsteilung nutzbringend angewandt werden 
könnte. 

Auf diesem Gebiet könnte eine zweckentsprechende 
Nutzung der Eigenmittel der Gemeinschaft die Ver- 
wirklichung dieses Ausgleichs besonders erleich- 
tern. Hingegen wäre die Verwirklichung der bereits 
beschlossenen Wirtschafts- und Währungsunion er- 
schwert, wenn sie nicht von einer gemeinsamen 
Aktion auf einen für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Mitgliedsländer (und daher auch 
der Gemeinschaft) so entscheidendem Gebiet beglei- 
tet wäre. 

Um den bestehenden Rahmen der Gemeinschaft 
optimal zu nutzen, ist es nötig: 

— daß der Rat anerkennt, daß die Zuständigkeit 
der Gemeinschaft alle Gebiete der wissenschaft- 
lichen Forschung und der technologischen Ent- 
wicklung umfaßt und ihr die entsprechenden 
Möglichkeiten dadurch eröffnet, daß er von Fall 
zu Fall von den Artikeln 235 und 236 des EWG- 
Vertrages Gebrauch macht; 

— daß die Gemeinschaft den Anteil der gemein- 
schaftlichen Mittel abschätzt und festlegt, der 
für diese Tätigkeiten in wachsendem Umfang 
verwendet werden soll. Während der Landwirt- 
schaft im Laufe der Sechziger jahre der überwie- 
gende Anteil dieser Mittel zugeflossen ist, er- 
scheint es für die Zukunft angemessen, in aus- 
gewogenerer Form als bisher die Förderung der 
gemeinschaftlichen FE-Aktivitäten von den Sieb- 
zigerjahren an sicherzustellen, und zwar unter 
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Berücksichtigung des Potentials der erweiter- 
ten Gemeinschaft und ihrer technologischen und 
industriellen Notwendigkeiten; 

— daß der Rat für das Jahr 1973 Aktionen beschließt 
und die hierfür zu verwendenden Mittel bereit- 
stellt. 

Die Gewährung dieser neuen Zuständigkeiten, die 
fortschreitende Ausstattung mit Gemeinschaftsmit- 
teln und vor allem die auf diesem Gebiet vorzuneh- 
menden großen sozialen Optionen setzen eine un- 
mittelbare Beteiligung des Europäischen Parlaments 
voraus. 

Nur eine demokratische Kontrolle würde die Fest- 
legung der allgemeinen Richtlinien unter Berück- 
sichtigung der gesellschaftlichen Anliegen sowie 
eine Begrenzung der unvermeidlichen technokrati- 
schen Einflußnahme gewährleisten. 

In diesem Zusammenhang müßte der Ausschuß für 
Energie, Forschung und Atomfragen des Europäi- 
schen Parlaments eine größere Rolle spielen. Er 
sollte die Möglichkeit erhalten, sich jeder Hilfe 
von außen, insbesondere bei der Durchführung 
von Anhörungen, zu bedienen, die es ihm gestatten, 
die Notwendigkeit oder die Rechtfertigung der 
Vorschläge oder gewünschten Entscheidungen zu 
begründen. 


V. Die Instrumente der Forschungs- 
und Entwicklungspolitik - die erforderlichen 
Aktionen und Mittel 

Wie dieses Dokument gezeigt hat, bietet die erwei- 
terte Gemeinschaft die Möglichkeit, Anstrengungen 
zur Förderung der Forschung und Entwicklung zu 
unternehmen, die dem zu deckenden beträchtlichen 
Bedarf besser angepaßt sind, sowie den Einsatz der 
nationalen Ressourcen und der Eigenmittel der Ge- 
meinschaft zu rationalisieren (Einsparungen von 
Mitteln, Aufgabenteilung usw.) und die Wirksam- 
keit der nationalen Politiken zu steigern (Erweite- 
rung der Märkte, Belebung des Wettbewerbs usw.). 
Die Gemeinschaft sollte sich infolgedessen baldest- 
möglich mit dem Instrumentarium ausstatten, das sie 
befähigt, die aufeinanderfolgenden aber miteinander 
zusammenhängenden Entscheidungen, aus denen 
sich die gemeinsame Forschungs- und Entwicklungs- 
politik zusammen setzen wird, sowie die für deren 
Verwirklichung erforderlichen Organe und Mittel 
vorzubereiten und vorzuschlagen. 

Zu diesem Zweck sollten zwei Arten von Instrumen- 
ten nach und nach gebildet oder diesen Aufgaben 
angepaßt werden: 

— Organe zur Unterstützung der Institutionen der 
Gemeinschaft bei der Durchführung der Aufga- 
ben, welche die Konzipierung, die Programmie- 
rung und die Vorbereitung der Entscheidungen 
auf dem Gebiete der Forschung und Entwicklung 
betreffen; 


— Einrichtungen, die geeignet sind, die Durchfüh- 
rung der Förderungsaktionen sowie die Inangriff- 
nahme und Lenkung der beschlossenen gemein- 
schaftlichen oder gemeinsamen Aktionen, ein- 
schließlich der Gemeinsamen Forschungsstelle, 
zu gewährleisten. 


A. Konzipierung - Programmierung - Beschlußfas- 
sung 

— Der Europäische Ausschuß für Forschung und 
Entwicklung (CERD) 

Wie jede Behörde, die sich mit der Ausarbeitung 
von Vorschlägen befaßt, muß die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben beratende Gremien zuziehen und Fach- 
gutachten in Anspruch nehmen. 

Ebenso wie sich die nationalen Behörden der euro- 
päischen Länder mit Beratungsgremien auf dem Ge- 
biet der Forschung und Entwicklung ausgestattet 
haben - „Beratender Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft" in der Bundesrepublik Deutschland, 
„Comite consultatif de la recherche scientifique et 
technique" in Frankreich, „Consiglio Nazionale della 
ricercia" in Italien, „Conseil National de la politique 
scientifique" in Belgien, „Science policy Committee" 
in Großbritannien usw. - sollte auch die Kommission 
zu ihrer Unterstützung ein ständiges Beratungsgre- 
mium bilden: den Europäischen Ausschuß für For- 
schung und Entwicklung (CERD). 

Dieser Ausschuß, dem Persönlichkeiten angehören 
sollen, die in der Lage sind, die Kommission zu in- 
formieren und zu beraten, hätte im wesentlichen 
die Aufgabe, die ständige Analyse und Erfassung 
des technischen Potentials und des sozialen und 
wirtschaftlichen Bedarfs der Gemeinschaft wahrzu- 
nehmen. Da er über umfassende Informationen aus 
allen Ländern der Gemeinschaft verfügt und Mit- 
glieder mit höchster Qualifikation umfaßt, könnte 
er der Kommission in voller Unabhängigkeit die 
Auswertungs- und Beurteilungsgrundlagen liefern, 
die für die Ausarbeitung der Stellungnahmen und 
Vorschläge der Kommission auf dem Gebiete der 
Forschung und Entwicklung erforderlich sind. 

Im Zuge der Einrichtung dieses Ausschusses würde 
die Kommission: 

— zu ihrer Unterstützung einen ständigen wissen- 
schaftlichen Berater ernennen, der seine Auf- 
gabe hauptamtlich wahrnehmen würde (Zwei- 
jahresvertrag, der einmal verlängert werden 
kann) ; 

— nach Anhörung der beteiligten Kreise 18 Berater 
ernennen, die auf Grund ihrer umfassenden Sach- 
kenntnis auf dem Gebiete der Forschung und 
Entwicklung ausgewählt werden (Wissenschaft- 
ler und aus verschiedenen Kreisen stammende 
Benutzer wissenschaftlicher Erkenntnis). 
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Diese Persönlichkeiten würden in persönlicher 
Eigenschaft und nicht als Vertreter der Mitgliedstaa- 
ten oder der Stellen, denen sie angehören, ausge- 
wählt werden. 

Der GERD, in welchem der ständige wissenschaft- 
liche Berater der Kommission den Vorsitz hätte, 
sollte allgemein für den gesamten Bereich der For- 
schung und Entwicklung zuständig sein, einschließ- 
lich der Grundlagenforschung. Für den Bereich der 
Grundlagenforschung könnte er Stellungnahmen der 
„Europäischen Wissenschaftsstiftung" einholen. Die- 
se wahrt jedoch ihre volle Autonomie (siehe weiter 
unten). Er könnte ferner nach eigener Wahl Sach- 
verständige zur Ergänzung seiner Informationen her- 
anziehen. Im übrigen könnte er die Dienste der 
Kommission ersuchen, zur Vorbereitung seiner Ar- 
beiten sektorale Ad-hoc-Arbeitsgruppen oder inter- 
disziplinäre Arbeitsgruppen zu bilden ^). 

Bei der Durchführung seines Auftrags müßte der 
Ausschuß die Kommission über die Bedeutung der 
eingeleiteten oder in Aussicht genommenen Pro- 
gramme in den Mitgliedsländern beraten unter Be- 
rücksichtigung der Kosten; diese Arbeiten könnten 
als Grundlage für Stellungnahmen, Empfehlungen 
und Vorschläge zur Durchführung, Änderung oder 
Einstellung von Aktionen dienen. Desgleichen müßte 
er die Kommission bei den Zielen und den auf Ge- 
rneinschaftsebene zu beachtenden Prioritäten, den 
entsprechenden Aktionen, die beschlossen werden 
könnten, sowie bei den in Aussicht zu nehmenden 
Verfahren zur Durchführung beraten. 

Der Ausschuß würde seine Berichte der Kommission 
übermitteln und in regelmäßigen Zeitabständen 
einen Gesamtbericht ausarbeiten, in welchem die 
der Gemeinschaft vorgeschlagenen Ziele und Prio- 
ritäten zusammengefaßt werden. Da der Ausschuß 
auf Grund seines Mandats für sämtliche Tätigkeiten 
auf dem Gebiete der wissenschaftlichen Forschung 
und Technik zuständig wäre, würde er auch nach 
Abschluß der hierfür notwendigen Revisionen des 
Euratom-Vertrages an die Stelle des Ausschusses 
für Wissenschaft und Technik der Europäischen 
Atomgemeinschaft treten. 

Zur Erleichterung der Vorbereitung der Arbeiten 
der Gemeinschaft auf den Gebieten Forschung und 
Entwicklung und zur ständigen Unterstützung des 
wissenschaftlichen Beraters der Kommission und des 
GERD würde sich die Kommission einen Planungs- 
stab nach dem Vorbild der entsprechenden natio- 
nalen Einrichtungen schaffen. Diese Dienststelle - die 
10 bis 15 Personen mit hohen Qualifikationen in 
zahlreichen Disziplinen (Wissenschaftler, Techniker, 
Soziologen, Arzte, Städteplaner) beschäftigen wür- 
de ” hätte im wesentlichen die Aufgabe, Untersu- 
chungen im Rahmen der entsprechenden nationalen 
Institute oder Zentren^) zu veranlassen oder zu för- 
dern und für die Gemeinschaft die erforderlichen 
Synthesen zu erstellen: 

— - Identifizierung des gemeinsamen sozialen und 
wirtschaftlichen Bedarfs der Mitgliedstaaten, 


— mögliche Beiträge von Forschung und Entwick- 
lung zur Deckung dieses Bedarfs, 

— langfristige technologische Voraussagen, 

— mögliche oder wünschenswerte wissenschaftliche 
und technische Lösungen (Kosten/Nutzen-Analy- 
sen - vorzusehende personelle und finanzielle 
Mittel usw.), 

— Angaben über die Mittel und Wege und die FE- 
Themen, die Vorrang erhalten sollen. 

Sowohl für die Ermittlung des zu deckenden Bedarfs 
und der zu gewährenden Prioritäten als auch für 
die Herbeiführung zusammenhängender gemein- 
schaftlicher Vorentscheidungen dürfte ein solches 
Instrument von grundlegender Bedeutung für die 
Gemeinschaft sein. 

Rolle der Kommission 

Ausgehend von den Berichten und Stellungnahmen 
des GERD, hätte die Kommission eine dreifache Auf- 
gabe wahrzunehmen: 

Erstens müßte sie zur Erleichterung der Angleichung 
und Harmonisierung der nationalen und internatio- 
nalen Forschungs- und Entwicklungspolitiken der 
Mitgliedsländer entsprechende Stellungnahmen und 
Empfehlungen ausarbeiten. 

Zweitens müßte sie - unter Berücksichtigung des Be- 
darfs der Gemeinschaft - Pläne für gemeinsame oder 
gemeinschaftliche Aktionen ausarbeiten und dem Rat 
Vorschlägen. 

Schließlich müßte sie, um die Mitgliedstaaten zu 
einem gemeinsamen Vorgehen im Rahmen anderer 
internationaler Organisationen zu veranlassen und 
um eine gemeinsame Strategie gegenüber Drittlän- 
dern festzulegen, jeweils eine gemeinschaftliche 
Konzertierung vorbereiten und diesbezüglich Vor- 
schläge machen. 

Zu diesem Zweck muß die Kommission sich verge- 
wissern, daß alle von ihr vorgelegten Vorschlä: 
und alle wichtigen Beschlüsse des Rates oder der 
Mitgliedsstaaten in voller Kenntnis 

— der nationalen und internationalen Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme, 

— der verfügbaren personellen und finanziellen 
Mittel (sowie der erfolgten oder in Aussicht ge- 
nommenen Zuweisungen dieser Mittel) 

ausgearbeitet oder angenommen werden. 


ü beispielsweise sektorale Ad-hoc-Gruppen auf den 
Gebieten der Landwirtschaft - Kernenergie - Elektro- 
nik - Gesundheitswesen - Fernmeldewesen - Ver- 
kehrswesen usw. 

2) Institute und Zentren für mittel- oder langfristige 
Vorausschau, für Systemanalyse, für Planung oder für 
Programmierung 
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Die Kommission müßte daher mit den für die Fest- 
legung und Durchführung der Forschungs- und Ent- 
wicklungspolitik zuständigen nationalen Hohen 
Beamten, die in regelmäßigen Zeitabständen im Rah- 
men des „Ausschusses für gegenseitige Konsultation 
und Abstimmung" die erforderliche Verbindung hal- 
ten. In diesem Rahmen der zuständigen nationalen 
Hohen Beamten und der Vertreter der Kommission 
müßten in regelmäßigen Zeitabständen die nationa- 
len Pläne, Programme und Budgets auf dem Gebiete 
der Forschung und Entwicklung einander gegenüber- 
gestellt werden, um eine Annäherung der natio- 
nalen Politiken zu fördern und der Kommission alle 
Informationen zu liefern, die für die Ausarbeitung 
ihrer Vorschläge erforderlich sind. 

Der Ministerrat für Forschung und Entwicklung 

Ein Ministerrat, in dem die Minister für Forschung 
und Entwicklung zusammentreten, würde - bei be- 
stimmten Themen oder Arten von Entscheidungen 
gegebenenfalls in gemeinsamer Sitzung mit den In- 
dustrieministern - über die Vorschläge der Kommis- 
sion in Fragen der gemeinsamen Forschungs- und 
Entwicklungspolitik, der Programme und des Budget 
zu entscheiden haben. 

Um dem Anliegen des Rats Rechnung zu tragen, das 
dieser in seiner Sitzung vom 16. /17. Dezember 1970 
geäußert hat, die Entscheidungsprozeduren der Ge- 
meinschaft im Bereich der Forschung und Entwick- 
lung müßten vereinfacht und rationalisiert werden, 
gibt die Kommission folgendes zu erwägen: 

Es erscheint zunächst wünschenswert, daß der für 
Forschung und Entwicklung zuständige Rat regel- 
mäßig Zusammentritt, um nicht nur Entscheidungen 
über spezifische oder punktuelle Aktionen zu treffen, 
sondern auch um zu den gemeinsamen Zielen und 
Prioritäten der FE-Politik Stellung zu nehmen; die 
gemeinsamen oder gemeinschaftlichen Aktionen 
sind nur ein Element dieser Politik. 

In diesem Zusammenhang erscheint es nützlich, daß 
die verschiedenen derzeitigen Gruppen, die mit der 
Vorbereitung der Entscheidungen der Gemeinschaft 
beauftragt sind, durch eine einzige Gruppe ersetzt 
werden, die befähigt wäre, auf Verlangen des Rates 
alle wissenschaftlichen, technischen, finanziellen, 
administrativen und sonstigen Aspekte der Vor- 
schläge der Kommission zu untersuchen. 

Wenn so die bisherigen vielfältigen Verfahren durch 
dieses einheitliche Verfahren ersetzt würden, wäre 
der Rat in der Lage, nach und nach den gesamten 
Komplex der Forschung und Entwicklung zu behan- 
deln und in voller Kenntnis der mannigfaltigen Ge- 
gebenheiten, die bei der Festlegung einer gemein- 
samen FE-Politik zu beachten sind, zu beschließen. 

Die Europäische Wissenschaftsstiftung 

Angesichts der besonderen Merkmale der Grund- 
lagenforschung, die mehr der Unterstützung als der 
Organisation, mehr der Förderung als der Program- 


mierung bedarf, muß auf Gemeinschaftsebene für 
die Probleme, die sich bei dieser Art der Forschung 
stellen, eine besondere Regelung gefunden werden. 
Wie oben gesagt, erscheint die Errichtung einer Eu- 
ropäischen Wissenschaftsstiftung in mehrfacher Hin- 
sicht wünschenswert; es müßte eine autonome Stif- 
tung sein, die nicht an die Stelle der bestehenden 
Zentren und Assoziationen tritt, sondern die deren 
Aktionen unterstützt und deren Wirksamkeit durch 
koordinierende Maßnahmen erhöht. 

Eine solche Stiftung, deren Form unter Mitwirkung 
der Wissenschaft und der zuständigen staatlichen 
Stellen noch zu bestimmen wäre, hätte die Aufgabe, 
die europäische Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Grundlagenforschung voranzutreiben. 

Die Stiftung, deren Betreuung und Leitung einem 
Senat obliegen würde, der sich namentlich aus den 
leitenden Persönlichkeiten der größten wissenschaft- 
lichen Einrichtungen der Mitgliedstaaten zusammen- 
setzt, hätte insbesondere die folgenden Aufgaben zu 
erfüllen: 

— Erleichterung der Mobilität der Forscher auf den 
Sektoren, auf denen dies notwendig ist; 

— Vorbereitung oder Erleichterung sachdienlicher 
internationaler Begegnungen; Seminare, Ferien- 
kurse, Kolloquien usw.; 

— Aufzeigen der Mittel und Wege und der Themen 
für eine Zusammenarbeit; 

— Unterstützung der europäischen konzertierten 
Aktionen und der Projekte in Zusammenarbeit; 

— Ermittlung der Laboratorien, die am besten ge- 
eignet sind, sich zu Sonderforschungsbereichen 
auf europäischer Ebene zu entwickeln und - nach 
Maßgabe der ihr gewährten Mittel - Entschei- 
dung über die Subventionen und Forschungs- 
verträge, die an sie zu vergeben wären (sofern 
sie Forscher aus anderen Ländern aufnehmen); 

— Prüfung nationaler Investitionsvorhaben für 
Großgeräte der Grundlagenforschung (Teleskope, 
Radioteleskope, Teilchenbeschleuniger, intensive 
Magnetfelder usw.). Diese Aufgabe, die von be- 
sonderer Bedeutung ist, könnte systematisch für 
jedes von einem Mitgliedstaat in Aussicht ge- 
nommene Großgerät übernommen werden, des- 
sen Kosten beispielsweise 25 Mio RE überschrei- 
ten würden. Eine derartige systematische Prüfung 
könnte in jedem Einzelfall eine Beurteilung ge- 
statten, ob es möglich und zweckmäßig ist, die in 
Aussicht genommenen Geräte in Zusammenar- 
beit zu erstellen. Die Enscheidungen über der- 
artige Projekte und insbesondere über eine mög- 
liche finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
sollten durch die Institutionen der Gemeinschaft 
gefaßt werden. 

Im übrigen könnten das GERD und die Kommission 
bei der Formulierung ihrer Vorschläge für die ge- 
meinsame FE-Politik die Stellungnahme der Stiftung 
einholen. 
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Zur Erfüllung ihrer verschiedenen Aufgaben würde 
die Stiftung, die über eine weitgehende Autonomie 
verfügt, mit eigenen Finanzmitteln ausgestattet, die 
aufgebracht werden aus: 

— Jahres- oder Mehrjahresbeiträgen zu Lasten des 
Haushalts der Gemeinschaft; 

— besonderen Beiträgen, die von öffentlichen oder 
privaten Stellen der Mitgliedstaaten oder dritter 
Länder gewährt werden. 

Die Kommisison müßte in Verbindung mit den zu- 
ständigen staatlichen Stellen und den großen natio- 
nalen wissenschaftlichen Institutionen die Ausarbei- 
tung der Satzung dieser Stiftung übernehmen. 


B, Management - Durchführung und Hilfsmittel 

Die Organisation der gemeinschaftlichen Programm- 
erarbeitung auf dem Gebiet der Forschung und Ent- 
wicklung darf nicht nur auf die Fragen der Vorbe- 
reitung und der Beschlußfassung eine Antwort ge- 
ben. Die Probleme der Durchführung der Gemein- 
schaftsbeschlüsse auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und technischen Zusammenarbeit müssen mit 
der gleichen Aufmerksamkeit behandelt werden. 

Bisher betreffen die einzigen auf Gemeinschafts- 
ebene vorhandenen Forschungsinstrumenle und Fi- 
nanzmittel lediglich den nuklearen, den paranuklea- 
ren und den Bereich Kohle und Stahl. Auf den ande- 
ren Gebieten gibt es keine Möglichkeit - Mittel und 
Strukturen - zur Inangriffnahme neuer Aktionen. 

In dem Bestreben um eine Lösung dieses Problems 
hat die Kommission, gestützt auf die Haager Ent- 
schließungen, den Plan für eine autonome Agentur 
der Gemeinschaft vorgelcgt, die über eigene Mittel 
verfügt: die Europäische Agentur für Forschung und 
Entwicklung (AERD). 

Ein solches Instrument wäre die geeignete Lösung 
für die vielschichtigen Fragen, die durch die Unter- 
stützung, die Durchführung und die Kontrolle ge- 
meinsamer oder gemeinschaftlicher Aktionen auf- 
geworfen werden: 

— allgemeine Organisation der Aktionen von Ge- 
meinschaftsinteresse ; 

— Prüfung und Harmonisierung der nationalen Vor- 
schriften auf den vom Rat festgelegten Sektoren 
für Gemeinschaftstätigkeiten (gewerblicher 
Rechtsschutz, Verbreitung der Kenntnisse usw.); 

— Bewirtschaftung der für die Forschung und Ent- 
wicklung bestimmten Mittel der Gemeinschaft, 
Vergabe von Verträgen über wissenschaftliche 
und technische Forschung nach gemeinsam fest- 
gelegten Programmen (technische Gutachten, 
Austausch der Ergebnisse usw.); 

— Abwicklung der gemeinsamen, gemeinschaft- 
lichen oder konzertierten FE-Aktionen nach 
flexiblen und zeitsparenden Verfahren; 


— Transfer, Austausch und Benutzung der For- 
schungsergebnisse im Rahmen einer gemeinsam 
definierten Politik; 

— Wahrung des Geschäftsgeheimnisses; 

— Überwachung der Durchführung der Aktionen 
in Verbindung mit den zuständigen nationalen 
Behörden usw. 

Aufgrund einer solchen Lösung, die für die Zukunft 
entwickelt werden sollte, könnte man - wie dies die 
Industrieländer in immer systematischerer Weise 
tun - die Funktionen des Management und der 
Durchführung von den allgemeineren Funktionen 
der Programmierung und der politischen Beschluß- 
fassung - trennen. 

Die Errichtung einer solchen Agentur ist jedoch als 
ein mittelfristiges Ziel zu betrachten. Sie sollte zu 
einem Zeitpunkt erfolgen, in dem die vorgesehenen 
oder durchgeführten gemeinsamen oder gemein- 
schaftlichen Programme eine echte Vielfalt und Be- 
deutung aufweisen. 

ln unmittelbarer Zukunft müßten vorzugsweise Teil- 
lösungen oder vorläufige Lösungen gesucht werden, 
die es ermöglichen würden, anhand der Erfahrung 
den Anteil der für Forschung und Entwicklung be- 
reitzustellenden Mittel der Gemeinschaft sowie die 
Art und den Umfang der zu schaffenden Manage- 
ment- und Durchführungsstrukturen besser zu beur- 
teilen. Auf der im vorliegenden Dokument dargeleg- 
ten Linie - bei der zwischen den Verfahren für die 
einzelnen Kategorien von Themen (Grundlagen- 
forschung - orientierte und angewandte Forschung - 
Entwicklung der industriellen Innovation - Groß- 
programme usw.) unterschieden wird - scheint es 
daher zweckmäßig, die Gemeinschaft ab 1973 mit 
folgenden Instrumenten und Finanzmitteln auszu- 
statten ^) : 

— Grundlagenforschung - Orientierte und ange- 
wandte Forschung 

a) Grundlagenforschung: Gründung einer Europäi- 
schen Wissenschaftsstiftung nach dem oben auf- 
gezeigten Schema; Zweck dieser Stiftung ist die 
Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Grundlagenforschung. 

b) Angewandte und orientierte Forschung: Einlei- 
tung, Durchführung oder Weiterentwicklung der 
konzertierten europäischen Aktionen '*) (zum Bei- 
spiel Aktionen PREST und COST). 


^^) Die Finanzmittel sind hier nur als Hinweis und erste 
Schätzungen angegeben. 

4) Es sei hier daran erinnert, daß die europäischen kon- 
zertierten Aktionen drei Grundsätzen entsprechen: ge- 
meinsame Programmierung; Finanzierung und Durch- 
führung durch die Beteiligten; gemeinsame Nutzung 
der Ergebnisse. 
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Einleitung von zwei neuen gemeinschaftlichen Aktio- 
nen „Umweltschutz" und „Werkstoffe". Diese neuen 
Aktionen der orientierten und angewandten For- 
schung setzen voraus, daß die Gemeinschaft über 
Finanzmittel zur Unterstützung dieser Inangriff- 
nahme und Durchführung verfügt. Diese Aktionen 
müßten nämlich durch Forschungsverträge auf wis- 
senschaftlichem und technologischem Gebiet unter- 
stützt werden, und die entsprechenden Mittel müß- 
ten im Haushaltsplan der Gemeinschaft (Kommis- 
sion) veranschlagt werden. 

Gute Gründe veranlassen die Kommission, Aktio- 
nen auf den Gebieten „Umwelt" und „Werkstoffe" 
bereits für das Jahr 1973 vorzuschlagen, ohne die 
Schaffung der vorgeschlagenen neuen Strukturen 
abzuwarten, und damit für diese beiden Sektoren 
ein wenig die Ergebnisse der vorgesehenen um- 
fassenden Diskussionen vorwegzunehmen. 

Für die Aktion „Umwelt" wird zur Zeit ein sekto- 
raler Vorschlag der Kommission unter den Mit- 
gliedländern erörtert, um zu einer gemeinsamen 
Politik auf diesem Gebiet zu gelangen. Es empfahl 
sich daher, die in der Mitteilung der Kommission 
(Dok. SEK(72)661./II vom 16. März 1972, S. 55 bis 62) 
angeführten Forschungsthemen zu präzisieren und 
vorzuschlagen, sie im Rahmen der heute diskutierten 
gemeinsamen Politik anzunehmen und einzuleiten. 

Der Forschungsbereich „Werkstoffe" beeinflußt teil- 
weise die Entwicklung aller Bereiche technologischer 
und industrieller Tätigkeit. Es handelt sich um eine 
richtungsweisende Entscheidung der industrialisier- 
ten Länder, und es wäre nicht nur wünschenswert, 
sondern auch notwendig diesem Bereich eine beson- 
dere Priorität einzuräumen. Auf Grund des besonde- 
ren Charakters dieses Forschungsbereichs und der 
dringenden und verschiedenartigen Bedürfnisse, die 
in der Gemeinschaft seitens der Wissenschaftler, der 
Dienstleistungsbetriebe und der Industrie zum Aus- 
druck gebracht wurden, hat die Kommission es für 
zweckmäßig erachtet, bereits für 1973 die Inangriff- 
nahme einer „Werkstoffe" -Aktion vorzuschlagen. 
Die Details der FE-Programme müssen noch mit den 
Experten der Mitgliedsländer festgelegt werden. 

Für das Jahr 1973 wären die ersten Mittel in Höhe 
von 5 bis 6 Mio RE im Haushaltsplan der Gemein- 
schaft vorzusehen, um diese Aktionen zu unter- 
stützen. 

— Indirekte Aktionen der EAG 

Unter diese Aktionen fallen insbesondere die Pro- 
gramme „Fusion" und „Biologie", die bereits Ge- 
genstand von Stellungnahmen waren und für die 
somit für das Jahr 1973 keine besondere Beschluß- 
fassung erforderlich ist^). Die anderen Aktionen - 
wie z. B. die Verlängerung des DRAGON-Abkom- 
mens, die Hochtemperaturreaktoren usw. - müssen 
noch entschieden werden. Die für 1973 bereitzustel- 
lenden Mittel dürften 25 bis 30 Mio RE betragen. 


— Förderung der industriellen Innovation 

Die faktische Diskriminierung, unter der die von 
privaten Unternehmen einzelner Mitgliedstaaten in 
Zusammenarbeit durchgeführten Programme zur 
Zeit leiden, würde durch die Einführung gemein- 
schaftlicher Verträge für industrielle Entwicklung, 
die zur Unterstützung von Projekten mittleren Um- 
fangs ~ sei es auf Initiative der Industriebetriebe, 
sei es auf Initiative der Gemeinschaft - bestimmt 
sind, beseitigt werden. 

Diese Verträge, deren kurzfristige Einführung die 
Kommission wünscht, sind Gegenstand eines Vor- 
schlags, der dem Rat gemäß Artikel 235 zur Beschluß- 
fassung vorgelegt worden ist. Für 1973 wäre eine 
erste Mittelzuweisung von 20 Mio RE vorzusehen. 

— Risikokapital 

Der Mangel an Risikokapital stellt eines der größten 
Hemmnisse für die Entwicklung neuer Technologien 
dar. Infolge der unzulänglichen Entwicklung des 
Kapitalmarkts, der Zurückhaltung der Banken bei 
der Finanzierung neuer technologischer Unterneh- 
mungen in der Entwicklungsphase, in der die Risiken 
am größten sind, stoßen die Unternehmen, die sich 
mit der Forschung neuer Technologien befassen, auf 
Schwierigkeiten beim Übergang dieser Technologien 
von der Phase der Entwürfe zur Phase der kommer- 
ziellen Nutzung. Bestimmte europäische Privatunter- 
nehmen bemühen sich um eine Überbrückung dieser 
Kluft, aber es liegt auf der Hand, daß die Quellen 
für Risikokapital immer noch sehr unzugänglich sind, 
insbesondere, wenn man die Lage mit derjenigen 
in den Vereinigten Staaten vergleicht. Daher müßten 
die bereits bestehenden privaten Quellen für „ven- 
ture Capital" zur Entwicklung der europäischen In- 
dustrie mit Hilfe öffentlicher Gelder ergänzt wer- 
den. 

Jede hier vorgesehene Lösung muß den beiden be- 
sonderen Kriterien für diese Form der Unterstützung 
Rechnung tragen. 

Einerseits erfordern derartige Gelder keine verwal- 
tungsmäßige, sondern eine industrielle oder bank- 
mäßige Bewirtschaftung; andererseits ist es wichtig, 
daß die für diese Aufgaben eingesetzten Einzelper- 
sonen, Gruppen und/oder Dienststellen gleichzeitig 
die wirtschaftlichen, technischen und kommerziellen 
Aspekte der eingereichten Anträge abschätzen kön- 
nen und bei ihren Entscheidungen eine wesentliche 
Management-Funktion wahrnehmen können. 

Um die Prinzipien und Verfahren für die Zuwei- 
sung solcher Gelder an die interessierten Unterneh- 
men festzulegen, hat die Kommission vor, in Ver- 
bindung mit der Europäischen Investitionsbank so 
bald wie möglich präzise Vorschläge auszuarbeiten. 


'd abgesehen von Änderungen, die sich aus dem Beitritt 
der neuen Mitgliedstaaten ergeben 


22 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Druicksache VI/3657 


— FE-Großprogramme 

FE-Programme größeren Umfangs müssen nach An- 
sicht der Kommission im Rahmen der sektoralen 
Industriepolitiken von Fall zu Fall geprüft werden. 
Auf den Schlüsselsektoren der Luftfahrt, der elek- 
tronischen Datenverarbeitung und des Fernmelde- 
wesens usw. bereitet die Kommission zur Zeit Vor- 
schläge vor. 

Um die Entwicklung der sektoralen Politiken zu 
fördern, müßten die Mitgliedstaaten ihre Projekte 
der Gemeinschaft zur Prüfung und Beratung im Rah- 
men der Gemeinschaftsinstanzen mitteilen. Auf- 
grund derartiger Prüfungen könnte entschieden wer- 
den, ob diese Projekte mittels zwischenstaatlicher 
Abkommen ohne finanzielle Hilfe der Gemeinschaft 
durchgeführt werden sollen oder ob die Gemein- 
schaft sich finanziell beteiligen sollte. Außerdem 
könnte die Unterstützung der Gemeinschaft gegebe- 
nenfalls in der Zuerkennung des Status eines Ge- 
meinsamen Unternehmens (nach einem dem Rat 
bereits im September 1971 vorgelegten Vorschlag) 
oder in der Organisation gemeinsamer Beschaffun- 
gen bestehen *’). 

— Wissenschaftlich-technische Information und Do- 
kumentation 

Der fortschreitende Aufbau eines europäischen Net- 
zes für wissenschaftlich-technische Information und 
Dokumentation war Gegenstand der Entschließung 
des Rates vom 24. Juni 1971. Diese Aktion wird fort- 
geführt, und die notwendigen Entscheidungen wer- 
den dem Rat nach Maßgabe der Bedürfnisse vor- 
geschlagen werden. 

Eine Entschließung des Rats vom gleichen Tage hat 
die Errichtung eines Dokumentations- und Infor- 
mationssystems im Bereich der Metallurgie (SDIM) 
als erstes Element dieses Netzes gebilligt. 

Das nukleare Dokumentationssystem, das von der 
Kommission geführt wird, soll beibehalten und in 
das neue Netz einbezogen werden. 

Die von der Kommission für die Verwaltung dieser 
Dokumentationssysteme und ihre Beteiligung daran 
benötigten Haushaltsmittel werden jährlich in das 
Budget der Gemeinschaft eingestellt. 

— Gemeinsame Forschungsstelle 

Die GFS stellt eines der Werkzeuge der gemein- 
samen FE-Politik dar; ihre Tätigkeiten sind in die 
wissenschaftlichen und technischen Pläne und Pro- 
gramme der Gemeinschaft einzubeziehen. In diesem 
Sinne muß die GFS eine neue Ausrichtung sowie 
erweiterte Zielsetzungen erhalten, damit sie in eine 
Anstalt neuen Typs umgewandelt werden kann. 

Die nach dem zweiten Weltkrieg gegründeten gro- 
ßen nationalen und internationalen Forschungszen- 
tren stehen je nach ihrer Aufgabenstellung den Hoch- 
schulen nahe (Zentren der Grundlagenforschung, 


wie z. B. CERN oder DESY), oder den Labors der 
Industrie (Forschungs- und Entwicklungszentren, wie 
z. B. Saclay, Capenhurst, Karlsruhe) oder sind Kom- 
binationen beider Modelle (z. B. Grenoble, Harwell), 
Die als Forschungs- und Entwicklungszentrum kon- 
zipierte GFS sollte in Zukunft zu einem polyvalenten 
Organ werden, das eine Dienstleistungsaufgabe auf 
dem Forschungssektor zur Befriedigung des Bedarfs 
der Gesellschaft in zahlreichen Bereichen wahr- 
nimmt. 

Ihre Arbeiten müßten daher nach zwei Kriterien aus- 
gerichtet werden: 

a) angewandte Forschungen im Hinblick auf die Auf- 
gaben von öffentlichem Interesse; 

b) Grundlagenforschung und langfristige Forschun- 
gen. 

Im übrigen müßte die GFS die erforderliche tech- 
nische Unterstützung für die Tätigkeiten der Kom- 
mission leisten und in der Lage sein, Auftragsarbei- 
ten für die Industrie auszuführen. 

Die Organisation der GFS müßte diesen neuen Auf- 
gaben durch eine angemessene Gliederung angepaßt 
werden. 

— Aufgaben von öffentlichem Interesse 

Auf dem Nukleargebiet kann die GFS nicht über- 
sehen, daß der größte Teil der Entwicklungsarbei- 
ten auf dem Gebiet der Kernreaktoren heute inner- 
halb der Industriefirmen durchgeführt wird, die für 
derartige Aufgaben besser gerüstet sind, und daß 
die nationalen und europäischen öffentlichen Zen- 
tren eine immer geringere Rolle spielen. 

Es bleiben jedoch zahlreiche Aufgaben von öffent- 
lichem Interesse wahrzunehmen, die für alle Mit- 
gliedsländer von gemeinsamer Bedeutung sind, wie 
z. B. Reaktorsicherheit, Überwachung der Spaltstoffe 
sowie Aufarbeitung und Wiederverwendung radio- 
aktiver Abfallstoffe und das Zentralbüro für Kern- 
messungen. 

Auf den nichtnuklearen Sektoren betreffen die wich- 
tigsten Aufgaben insbesondere den Umweltschutz, 
die Datenverarbeitung, das Zentralbüro für Kern- 
messungen (ZBKM), dessen Tätigkeitsgebiet erwei- 
tert werden müßte, und das Referenzbüro der Ge- 
meinschaft (RBG). 

• — Grundlagenforschung und langfristige For- 

schungen 

Was die Grundlagenforschung und die langfristigen 
Forschungen betrifft, so könnte eine große Zahl 
nuklearer und nichtnuklearer Aufgaben auf dem Ge- 
biet der Verwendung der Kernenergie für andere 
Zwecke als die Elektrizitätserzeugung sowie auf dem 
Gebiet der Basisuntersuchungen über Werkstoffe 
und Transuranelemente ausgewählt werden. 

<>) entsprechend den Ergebnissen des Berichts der Gruppe 
Hoher Beamter „Industriepolitik'', der dem Rat vom 
Ausschuß der Ständigen Vertreter vor kurzem vor- 
gelegt worden ist 
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Die Umgestaltung der GFS würde in jedem Falle 
mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Diese Umge- 
staltung kann jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn 
die für ihre Durchführung erforderlichen Mittel ein 
für allemal gewährt werden und nicht ständig wieder 
in Frage gestellt oder durch endlose Erörterungen 
angefochten werden. 

Schließlich bleibt noch der endgültige Umfang der 
GFS nach Maßgabe der Zahl und der Unterschied- 
lichkeit der ihr übertragenen Aufgaben festzulegen. 


VI. Die zu treffenden Entscheidungen 

Das vorliegende Dokument hat zwei Thesen ent- 
wickelt: 

a) die Notwendigkeit, auf der Ebene der Gemein- 
schaft Grundsatzentscheidungen zu treffen über 
die Ausarbeitung und Verwirklichung einer ge- 
meinsamen FE-Politik, über die Bereitstellung 
eines wachsenden Anteils der Eigenmittel der 
Gemeinschaft für diese Tätigkeiten sowie über 
die baldige Schaffung derjenigen Einrichtungen, 
die für die Programmerarbeitung, die Durch- 
führung und die Kontrolle einer solchen Politik 
notwendig sind; 

b) die Notwendigkeit, die Gemeinschaft so schnell 
wie möglich mit den ersten Einrichtungen und 
Finanzmitteln auszustatten, die sie benötigt, um 
eine gemeinsame FE-Politik schrittweise auszu- 
arbeiten und einzuleiten. 


Hinsichtlich dieser Frage müßte der Rat: 

— zu der diesem Dokument beigefügten allgemei- 
nen Entschließung Stellung nehmen; 

— zum Prinzip eines jährlich für die Forschungs- 
und Entwicklungstätigkeiten der Gemeinschaft 
bereitzustellenden Gesamtbetrages an Haushalts- 
mitteln Stellung nehmen; 

— die im Jahre 1973 fortzuführenden oder einzulei- 
tenden Aktionen auf der Basis eines voraussicht- 
lichen Mitteleinsatzes von etwa 95 Mio RE fest- 
legen ^). Diese Aktionen sind in der nachstehen- 
den Tabelle aufgeführt. Diese Tabelle gibt im 
besonderen auch die Termine an, welche die 
Kommission für die Vorlage ihrer Vorschläge 
vorsieht, sowie eine Kostenschätzung für die un- 
tersuchten Aktionen; 

— von diesem ersten, am 1. Januar 1973 beginnen- 
den Programm an für eine Übergangsperiode 
von drei Jahren eine anfängliche Mittelzuwei- 
sung von durchschnittlich 120 Mio RE pro Jahr 
vorsehen. Dieser Betrag entspricht 2 v. H. der 
öffentlichen nationalen Forschungs- und Entwick- 
lungshaushalte ^). 


9 Diesem Betrag wären gegebenenfalls die Kosten für 
die Schließung des Reaktors ESSOR und der HFR hin- 
zuzurechnen. 

2) Der Betrag wurde auf der Basis der gegenwärtigen 
Preise geschätzt. Im übrigen könnte sich dieser Be- 
trag ändern, wenn die Gemeinschaft beschließt, Aktio- 
nen auf den großen Gebieten der fortgeschrittenen 
Technologie einzuleiten. 
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zu treffende Entscheidungen 


! I Kostenschätzung Haushalts- 

Themen ‘‘) Art der Vorschläge ^ Vorlagedatum (in Mio RE) I ansatz ') 1973 

1. GFS I — Rolle, Funktion, Größenordnung des Juni 1972 38/40^) 45^) 

Zentrums (Anhang I zum Entschließungs- 
I entwurf) 

— Programme Sept. 1972 

2. Indirekte Aktionen ' 

— Beschlossene Programme | — Entscheidungen bereits gefällt | 13,5 

(Biologie, Fusion^), Ende DRAGON- 

Programm, naturwiss.-techn. Ausbil- j 

düng) , 

— Noch zu beschließende Programme , — F & E-Programmvorschläge Juli 1972 25/30 2,8 

— Verlängerung des DRAGON-Abkom- — Fortsetzung des FE-Programms 4 

mens * | 

3. Europäische Wissenschaftsstiftung ' — Schaffung einer neuen Institution I Juni 1972 0,5 

4. Beteiligung an PREST-COST-Aktionen | j 

— PREST-Sekretariat; Aktionen: — Haushaltsvoranschläge, Programmvor- Ende 1972 

Stadtentwicklung, Ausbildung im Schläge für Forschung und Ausbildung 

Bereich der Informatik, Überwachung 2,5/3 * 

von Schwerkranken, Gesundheit und , 

Hygiene ... ' i 

— COST-Sekretariat, Beteiligung an | — Haushaltsvoranschläge, Ende 1972 

den Aktionen Werkstoffe und Um- ' Beteiligungen an den Aktionen 
Weltbelästigungen . . . j 

5. Neue Aktionen 

— Umwelt®) — FE-Programmvorschläge (Anhang II Juni 1972 2,15 

zum Entschließungsentwurf) I 

1 

0 Auf der Basis des Haushaltsplans 1972 

2) Schätzung für den Fall der Umwandlung der GFS (ohne Berücksichtigung der Kosten der eventuellen Schließung von ESSOR und HFR) 

■“J) Schätzung für den Fall der Verlängerung der gegenwärtigen Programme der GFS 

4) Diese Abschätzungen schließen die Mittel für eine mögliche Beteiligung der Gemeinschaft an den zusätzlichen Kosten eines Schnellbrüterkraftwerks von 1000 MW 
nicht ein. 

>>) Vorbehaltlich Änderungen aufgrund des Beitritts der neuen Mitgliedsstaaten 

6) Diese beiden Aktionen werden durch Forschungsverträge gestützt, wobei die diesbezüglichen Mittel von der Gemeinschaft verwaltet werden. 
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Themen “*) 

i Art der Vorschläge 

1 

Vorlagedatum 

Kostenschätzung 
(in Mio RE) 

Haushalts- 
ansatz^) 1973 

— Werkstoffe«) 

— Vorläufige Studien und Versuchsaktio- 
nen (Anhang III zum Entschließungsent-, 
wurf) 

Juni 1972 

1,0 1 

! 

6. Verträge für industrielle Entwicklung 

— Haushaltsvoranschläge, 

1 Vergabemodalitäten 

Juli 1972 

' 20,0 


7. Studien und Umfragen 

— Die zur Ausarbeitung einer FE-Politik 
notwendigen Studien 

— Haushaltsvoranschläge, 
Studienprogramm 

1 Okt. 1972 

' 

' 1,0 

! 

8. Gemeinschaftsprogramme in den großen 
Sektoren fortgeschrittener Technologie 

1 — Keine sofortigen Vorschläge (Schätzun- 

gen über den Mittelbedarf erfolgen in 
dem Augenblick, wo die Gemeinschaft 
, sich für Aktionen dieser Art entscheidet) 

! 


1 



i 

90,15/97,65 

1 

i 



Drudcsadie ¥1/3657 Deutsdier Bundestag - 6. Wahlperiode 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/3657 


Entschließung 

Ziele und Mittel einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen Forschung und der technologischen 

Entwicklung 


Entschließung des Rates und der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten über die schrittweise Einführung einer gemeinsamen 
Politik der wissenschaftlichen und technologischen Forschung 
und Entwicklung in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN UND DIE VERTRETER 
DER REGIERUNGEN DER 
MITGLIEDSTAATEN - 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

gestützt auf das Schlußkommunique der Konferenz 
der Staats- bzw. Regierungschefs vom 2. Dezember 
1969 in Den Haag, insbesondere auf Punkt 9, 

nach Kenntnisnahme von dem Entwurf der Kom- 
mission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erkenntnis der neuen sozialen und wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse sowie der Umweltprobleme in 
den Mitgliedsländern der Gemeinschaft, 

in dem Bestreben, die Fortschritte in Wissenschaft 
und Technik in den Dienst der allgemeinen Entwick- 
lung in der gesamten Gemeinschaft zu stellen, 

in dem Wunsch, die durch die Erweiterung der Ge- 
meinschaft und die Verwirklichung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion gebotene Gelegenheit 
zur Intensivierung der Konzertation ihrer Anstren- 
gungen auf dem Gebiet der wissenschaftlichen For- 
schung und der technologischen Entwicklung wahr- 
zunehmen, 

in der Absicht, durch schrittweise Einführung 
einer gemeinsamen Forschungs- und Innovations- 
politik zur Entwicklung des Handels und der inter- 
nationalen Zusammenarbeit beizutragen, 

in dem Bestreben, die Durchführung einer Indu- 
striepolitik durch geeignete wissenschaftliche und 
technische Aktionen, wie sie in dem von der Kom- 
mission dem Rat übermittelten Memorandum über 
die Industriepolitik der Gemeinschaft dargestellt 
sind, zu unterstützen - 

1. kommen überein, schrittweise eine gemeinsame 
Politik der wissenschaftlichen Forschung und der 
technologischen Entwicklung einzuleiten, um ins- 
besondere zur Verwirklichung der in Artikel 2 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft genannten Ziele beizu- 
tragen. 


2. Diese Wissenschafts- und Technologiepolitik soll 

die Gemeinschaft in die Lage versetzen: 

— einen möglichst kohärenten und wirksamen 
Einsatz der Mittel sicherzustellen, die für 
naturwissenschaftliche, sozialwissenschaft- 
liche und technologische Forschungs- und Ent- 
wicklungstätigkeiten verwendet werden; 

— ein Gesamtsystem zu schaffen, in dem die 
wissenschaftlichen und technologischen An- 
strengungen in den Dienst des sozialen Fort- 
schritts und der ausgewogenen Wirtschafts- 
expansion gestellt werden und zur Verbesse- 
rung des Lebensstandards und der Umwelt- 
verhältnisse beitragen; 

— gemeinsam die vorrangigen Ziele auf dem 
Gebiet von Forschung und Entwicklung fest- 
zulegen; 

— Aktionen der Gemeinschaft durchzuführen, 
wenn sich diese als notwendig erweisen, und 
die Methoden und Modalitäten der Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu 
verbessern; 

— schrittweise die Harmonisierung der Politiken 
der Mitgliedstaaten herbeizuführen und 
eine gemeinsame Strategie gegenüber Dritt- 
ländern sicherzustellen; 

— die wissenschaftliche und technische Unter- 
stützung der Entwicklungsländer sowie den 
Transfer von Kenntnissen an diese zu er- 
weitern und zu verbessern. 

3. Zu diesen Zwecken ist es erforderlich, daß die 

Gemeinschaft 

— über alle Pläne und Programme, die aus 
öffentlichen Mitteln unterstützt werden sollen 
und aufgrund ihrer Art oder ihrer Bedeutung 
von Gemeinschaftsinteresse sind, unterrich- 
tet wird, und zu diesem Zweck alle Maßnah- 
men ergreift, die notwendig sind, um die für 
diese Unterrichtung maßgebenden Kriterien 
festzulegen und zu gewährleisten, daß die 
Unterrichtung rechtzeitig erfolgt; 

— in regelmäßigen Zeitabständen eine Konfron- 
tation und schrittweise die Koordinierung der 
Programme der Mitgliedstaaten vornimmt; 
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— die Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
bestimmt, die - mit oder ohne Finanzierung 
durch die Gemeinschaft - auf Gemeinschafts- 
ebene durchgeführt werden können; 

— gegebenenfalls Tätigkeiten im Bereich der 
Grundlagenforschung fördert; 

— Studienverträge, Forschungsverträge und Ver- 
träge zur technologischen Entwicklung ab- 
schließt; 

— die Verträge zur industriellen Entwicklung 
sowohl als Instrumente der Forschungspolitik 
als auch der Industriepolitik der Gemein- 
schaft verwendet; 

— gegebenenfalls eigene Aktionen auf dem Ge- 
biet der wissenschaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung durchführt, 
namentlich im Wege der Errichtung, der Un- 
terstützung oder der Organisation von ge- 
meinschaftlichen öffentlichen Dienstleistungs- 
betrieben; 

— auf die Errichtung gemeinsamer Unternehmen 
hinwirkt; 

— die Harmonisierung der Vorschriften und der 
Verfahren auf dem Gebiet von Forschung 
und Entwicklung betreibt und die Normung 
fördert; 

— -- den Austausch von Informationen über For- 

schung und Entwicklung zwischen den Mit- 
gliedstaaten sicherstellt. 

4. Gemäß Artikel 116 des EWG-Vertrages gehen 
die Mitgliedstaaten bei allen Aktionen, die von 
besonderem Interesse für die Gemeinschaft sind, 
in den internationalen Organisationen mit wis- 
senschaftlichem und technischem Charakter ge- 
meinsam vor. 

5. Im Hinblick auf die Verwirklichung einer gemein- 
samen Forschungs- und Entwicklungspolitik ge- 
mäß der in Punkt 2 und 3 dieser Entschließung 
gegebenen Definition erkennt der Rat an, daß 
sich die Zuständigkeit der Gemeinschaft auf alle 
Bereiche der wissenschaftlichen Forschung und 
der technologischen Entwicklung erstreckt und 
hält GS für notwendig, ihr je nach Einzelfall durch 
die Anwendung der Vorschriften der Artikel 235 
und 236 des EWG-Vertrages die geeigneten Mit- 
tel und Wege zu eröffnen. 

Die Kommission legt dem Rat in regelmäßigen 
Zeitabständen Vorausschauen, Prioritätslisten 
und Vorschläge für die gemeinsame Forschungs- 
und Entwicklungspolitik vor. Auf der Grundlage 
dieser Vorschläge legt der Rat in regelmäßigen 
Zeitabständen die Ziele und die Programme der 
Gemeinschaft sowie den Betrag der dafür einzu- 
setzenden Mittel fest, wobei er berücksichtigt, 
daß die Bedürfnisse im Bereich von Wissenschaft 
und Technik in den kommenden Jahren ständig 
größer werdende Zuwendungen aus den Eigen- 
mitteln der Gemeinschaft erfordern werden. 


6. Der Rat hält es bereits jetzt schon für zweck- 
mäßig, daß die Kommission: 

— in die Vorschläge für das nächste Mehrjahres- 
programm der Gemeinsamen Forschungsstelle 
nicht-nukleare Aktionen einbezieht; 

— Forschungs- und Entwicklungsprogramme auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes, die dem in 
den Vorschlägen der Kommission zur Um- 
weltschutzpolitik aufgezeigten Bedarf ent- 
sprechen, einleitet, sowie auf dem Gebiet der 
Werkstoffe Programme festlegt; 

— nach Konsultation der beteiligten wissen- 
schaftlichen Kreise die Satzung einer euro- 
päischen Wissenschaftsstiftung ausarbeitet. 

7. Der Rat trägt der Tatsache Rechnung, daß das 
Programm der gemeinsamen Forschungsstelle 
(GFS) auf der Grundlage einer Gesamtpolitik 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Forschung 
und Entwicklung festgelegt werden muß und 
erklärt sich einverstanden 

a) mit den Richtlinien und allgemeinen Orien- 
tierungen, die die Kommission für die Um- 
wandlung und Umorganisation der GFS vor- 
geschlagen hat und wie sie in der Anlage I 
zu dieser Entschließung aufgeführt sind; 

b) mit dem als Anlage II beigefügten Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes; 

c) mit dem Studienprogramm über Werkstoff- 
Forschung, das als Anlage III beigefügt ist. 

8. Der Rat nimmt Kenntnis von der Absicht der 
Kommission, die Ausarbeitung ihrer Vorschläge 
durch die Errichtung eines Beratungsgremiums in 
Form eines Europäischen Ausschusses für For- 
schung und Entwicklung und in Verbindung mit 
den für die Forschung verantwortlichen Hohen 
Regierungsbeamten der Mitgliedstaaten sicher- 
zustellen. 

9. Damit die Kommission in der Lage ist, die ihr 
übertragenen Aktionen in Forschung und Ent- 
wicklung, die weiter unten genannten Maßnah- 
men und die Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Verträge zur industriellen Entwicklung durchzu- 
führen, sieht der Rat vor, ihr in den nächsten 
drei Jahren aus dem Haushalt der Gemeinschaft 
einen Betrag von jährlich durchschnittlich 120 
Mio RE zur Verfügung zu stellen. 

Für das Jahr 1973 werden die notwendigen Fi- 
nanzmittel in einer ersten Schätzung auf rund 
95 Mio RE veranschlagt; diesem Betrag wären 
gegebenenfalls die Kosten der Übertragung oder 
der Schließung von ESSOR und HFR hinzuzu- 
rechnen. Die genannten Mittel wären auf die fol- 
genden Zielsetzungen aufzuteilen: 

— Gemeinsame Forschungsstelle 

— indirekte Aktionen der EAG 
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— neue Aktionen: 


— Errichtung der europäi- 
schen Wissenschaftsstif- 
tung 

— Aktion „Umweltschutz" 

— Aktion „Werkstoffe" 

— Beteiligung an den Aktio- 
nen BREST 

— Beteiligung an den Aktio- 
nen COST 

— Verträge zur industriellen Entwicklung. 
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Anlage I 

A. Künftige Aufgabenstellung der GFS 

I. Allgemeine Erwägungen 

Bisher waren die nationalen oder internationalen 
Forschungszentren verwaltungsmäßig als öffentliche 
Dienstleistungsbetriebe ausgestaltet; sie haben diese 
Funktion jedoch nur auf bestimmten Gebieten aus- 
geübt und waren immer auf ganz spezifische Tätig- 
keiten ausgerichtet (kernphysikalische Grundlagen- 
forschung, Forschung und Entwicklung auf dem Ge- 
biet der Kernenergie, Untersuchungen zur Raum- 
fahrt und Luftfahrtforschung usw.). Gegenwärtig ist 
festzustellen, daß die Regierungen ihre Aufmerk- 
samkeit immer mehr der Verbesserung der Qualität 
des Lebens zuwenden und die Forschungszentren 
kommen zu einer teilweisen Diversifikation ihrer Tä- 
tigkeiten, um den Bedürfnissen der Gesellschaft auf 
zahlreichen Gebieten gerecht zu werden. 

Die GFS kann sich diesem Trend nicht entziehen, 
wenn sie nicht erleben will, daß ihre wesentlichen 
Seinsgründe über kurz oder lang verschwinden. 

Auf dem Gebiet der Kernforschung kann die GFS 
die zunehmende Bedeutung der Interessen der In- 
dustrie und die von den Einzelstaaten im Rahmen 
ihrer nationalen Programme zur Entwicklung von 
Kernreaktoren zur Stromerzeugung unternommenen 
erheblichen Anstrengungen nicht übersehen. Es ist 
festzustellen, daß der Umfang der Entwicklungspro- 
gramme für Leistungsreaktoren, die von der GFS 
durchgeführt wurden, seit einigen Jahren ständig zu- 
rückgegangen ist. Nacheinander wurden so das Pro- 
jekt Orgel und die Arbeiten über die anderen Bau- 
linien für Schwerwasserreaktoren eingestellt, ferner 
wurden die Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der 
fortgeschrittenen Reaktoren erheblich eingeschränkt. 
Unter diesen Umständen muß man die Aufgabenstel- 
lung der GFS von Grund auf überdenken und der 
Forschungsstelle neue Aufgaben übertragen. 

Man müßte demnach der GFS zum Ziel setzen, ihre 
Fachkenntnisse und ihr wissenschaftliches Potential 
auf Gebieten von gemeinschaftlichem Interesse in 
den „Dienst der Gesellschaft zu stellen. Sie müßte 
ferner die für die Tätigkeiten der Kommission not- 
wendige technische Unterstützung leisten und in 
der Lage sein, Auftragsarbeiten für Rechnung Dritter 
durchzuführen. Ihre Organisation müßte diesen 
neuen Zielsetzungen angepaßt werden. Die GFS 
wäre im Rahmen einer gemeinsamen Politik auf dem 
Gebiete der wissenschaftlichen Forschung und der 
technologischen Entwicklung ein nützliches Instru- 
ment und ihr Fortbestand wäre daher von Nutzen. 
Dies entspricht dem Ratsbeschluß vom 21. Dezember 
1971, nachdem unbeschadet der Bestimmungen des 
Vertrages, das Programm der GFS hauptsächlich auf 
langfristige Grundlagenforschung und auf Tätigkei- 
ten mit öffentlichem Dienstleistungscharakter zu 
konzentrieren sei. 


11. Künftige Programme 

Einige Anstalten oder Abteilungen der GFS bilden 
Einheiten, die schon infolge der Art ihrer Speziali- 
sierung mit einer genau festgelegten Aufgabe be- 
faßt sind und die von den Mitgliedstaaten nicht in 
Frage gestellt werden; dies gilt beispielsweise für 
das Zentralbüro für Kernmessungen, dessen - aus- 
drücklich im Euratomvertrag festgelegte - Aufgabe 
darin besteht, nukleare Konstanten und Parameter 
zu messen und die Gemeinschaft mit Standards und 
Vergleichsproben zu versehen; dies gilt auch für 
das Europäische Institut für Transurane in Karls- 
ruhe, das für die Handhabung und Untersuchung 
von Stoffen hoher spezifischer Aktivität ausgerüstet 
und auf diese Aufgaben spezialisiert ist. ln Anbe- 
tracht der in diesen Forschungsstätten - die Kristal- 
lisationspunkte für bestimmte Verfahren oder Denk- 
weisen darstellen - gewonnenen Erfahrungen sowie 
auch in Anbetracht der neuen Aufgaben der GFS, die 
auf dem Bedarf der erweiterten Gemeinschaft beru- 
hen, sollte das künftige Programm hauptsächlich auf 
folgende Gebiete ausgerichtet sein; 

a) im Bereiche der langfristigen Grundlagenfor- 
schungen: 

— Basisuntersuchungen über Werkstoffe (ein- 
schließlich Transurane und Festkörperphysik), 

— Technologie der gepulsten Neutronenquellen, 

— langfristige Energieversorgung; 

b) im Bereiche der öffentlichen Dienstleistungen: 

— Umweltschutz, 

— Informationsanalyse, 

— angewandte Informatik, 

— Sicherheit von Kernreaktoren, 

— Entwicklung von Meßmethoden, Standards 
und Referenzsubstanzen (einschließlich 
ZBKM) ; 

c) technische Unterstützung für die Tätigkeit der 
Kommission; 

d) Dienstleistungen für Rechnung Dritter (auf ver- 
traglicher Grundlage). 

1. Basisuntersuchungen über (nukleare und nicht- 
nukleare) Werkstoffe 

Bei den Forschungsarbeiten, die in ISPRA auf dem 
Gebiete der Festkörperphysik durchgeführt wurden, 
handelte es sich im wesentlichen um Grundlagen- 
forschung. Diese läßt sich als unmittelbare Vorstufe 
angewandter Forschung rechtfertigen, da sie die 
technologischen Daten in einen wissenschaftlichen 
Gesamtzusammenhang einordnet. Sie muß sich somit 
in einen größeren Zusammenhang, im vorliegenden 
Falle in die Basisuntersuchungen über Werkstoffe, 
einordnen. 
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Die in der GFS durchzuführenden Arbeiten sollen 
sich vor allem auf Untersuchung der Phänomene er- 
strecken, die für die Eigenschaften der Werkstoffe 
unter extremen Beanspruchungen bestimmend sind. 
Sie müßten sich in den Rahmen der Vorschläge ein- 
fügen, welche die Kommission im Zusammenhang 
ihrer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen Forschung und der technologischen 
Entwicklung vorlegt. 

Die gegenwärtig im Institut für Transurane in Karls- 
ruhe durchgeführten Basisuntersuchungen wären aus 
den gleichen Erwägungen fortzusetzen. 

2. Technologie der gepulsten Neutronenquellen 

Die Festkörperphysik ist ein Gebiet, dessen Fort- 
schritte wahrscheinlich weitgehend das Gesicht der 
künftigen Technologie bestimmen wird. Eines der 
wesentlichen Verfahren dieser Disziplin ist die Neu- 
tronenspektroskopie, und die Leistungsfähigkeit die- 
ser Untersuchungsmethode ist davon abhängig, daß 
eine hochwirksame Neutronenquelle zur Verfügung 
steht. 

Tn Anbetracht der hohen Investitionskosten müßte 
die Erstellung einer solchen Neutronenquelle im 
Rahmen einer gemeinschaftlichen Politik für große 
Forschungsinstrumente beschlossen werden. 

Im Lichte dieser Politik wird die Beschlußfassung 
über den Bau des Reaktors SORA erfolgen müssen. 
Auf jeden Fall sollten die Untersuchungen über die 
Technologie gepulster Neutronenquellen fortgesetzt 
werden. 

3. Langfristige Energieversorgung 

Ein Forschungszentrum sollte zu einem gewissen An- 
teil Arbeiten im Bereich der technischen Vorausschau 
durchführen. Hierher gehören Forschungen über die 
langfristige Energieversorgung. 

Man muß feststellen, daß die Kernenergie, abgese- 
hen von militärischen Nutzungen, bisher im wesent- 
lichen nur auf dem Gebiete der Stromerzeugung 
eine Rolle gespielt hat. Bedenkt man, daß etwa ein 
Viertel des Energiebedarfs der Industrieländer durch 
diese Energieform gedeckt wird, so erscheinen For- 
schungsbemühungen auf diesem Gebiet vollauf ge- 
rechtfertigt. 

Die GFS hat bereits Methoden für die Erzeugung von 
Wasserstoff erforscht, und ihre Arbeiten sollten zur 
Unterstützung' der Energiepolitik der Gemeinschaft 
fortgesetzt werden. 

4. Umweltschutz 

Das allgemeine Problem der Wechselwirkung zwi- 
schen Industriegesellschaft und natürlicher Umwelt 
wird eine befriedigende Lösung nur in langfristigen 
Bemühungen finden, die über den nationalen Rah- 
men weit hinausgehen. 


Die Kommission wird sich fortschreitend der Not- 
wendigkeit gegenüber sehen, die wirtschaftlichsten 
gemeinschaftlichen Lösungen vorzuschlagen und zu 
fördern; hierbei muß sie von Daten ausgehen kön- 
nen, die nicht improvisiert beschafft werden, sondern 
auf einem Prozeß von Überlegungen und Erörterun- 
gen beruhen, die eine Synthese der dieses Problem 
kennzeichnenden wirtschaftlichen, industriellen und 
sozialen Aspekte ermöglichen. 

Die von der GFS auf diesem Gebiet durchzuführen- 
den Tätigkeiten werden sich in das Aktionspro- 
gramm der Gemeinschaft einfügen, das dem Bedarf 
der Umweltschutzpolitik in dem von der Kommis- 
sion festgelegten Sinne entspricht^). Die GFS wird 
im übrigen die Aufgabe haben, der Kommission eine 
multidisziplinäre technische Hilfe zu leisten, um es 
ihr zu ermöglichen, den Dialog mit den vor ähn- 
lichen Aufgaben gestellten nationalen Instanzen 
zum Erfolg zu führen und gemeinsam mit ihnen eine 
europäische Umweltschutzpolitik festzulegen. 

5. Zentren für Informationsanalyse 

Die Tätigkeit dieser Zentren besteht im wesent- 
lichen in der Speicherung der auf spezifischen Sek- 
toren gewonnenen Kenntnisse und in der Erleichte- 
rung ihrer Verwertung. Zu diesem Zweck unterzie- 
hen sie die gesammelten Informationen zuweilen 
erheblichen Umgestaltungen, bevor sie sie weiter 
verteilen. Nach dem Muster der zwei Informations- 
zentren, welche die GFS bereits auf den Gebieten 
der Reaktorabschirmung und der nuklearen Daten 
errichtet hat, wäre die Schaffung weiterer derartiger 
Zentren ins Auge zu fassen. 

6. Angewandte Informatik 

Neben diesen Zentren kann man eine andere Art 
von Zentrum mit Dokumentationscharakter ins Auge 
fassen, das hauptsächlich dazu dient, die Auffindung 
der Informationen zu erleichtern, und dessen Tätig- 
keit sich im allgemeinen auf die Sammlung und die 
Verteilung der Informationen beschränkt. 

Auf Ersuchen zahlreicher Teilnehmer an den COST- 
Aktionen sieht die GFS eine Teilnahme an der Euro- 
päischen Programmbibliothek vor; diese wird be- 
kannte Programme sowohl auf dem Gebiet der Wis- 
senschaft wie auch auf dem Gebiet der Wirtschaft 
sammeln. 

Der Betrieb dieser Zentren erfordert selbstverständ- 
lich eine beträchtliche Hilfe auf dem Gebiete der 
Informatik seitens des CETIS, welches seine Auf- 
gabe als zentrale Stelle für Datenfernübertragung 
und als unterstützendes Organ für die Dienststellen 
der Kommission und der GFS weiterführen muß. 


1) SEK(72) 666/n vom 16. März 1972, S. 55 bis 62 
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7. Sicherheit der Kernreaktoren 

Die Organe für Sicherheit und Kontrolle so wie die 
Hersteller und die Stromerzeuger sind in besonderer 
Weise mit Fragen der Reaktorsicherheit befaßt. An- 
gesichts der Bedeutung dieser Probleme für die Ge- 
sellschaft, ist es Pflicht der öffentlichen Verwaltung, 
diesem Gebiet ihre besondere Aufmerksamkeit zu- 
zuwenden. Die Kommission hat die Aufgabe, diese 
Tätigkeit auf der Ebene der Gemeinschaft anzuregen 
und zu koordinieren, und die GFS ist berufen, als 
technisches Instrument sowohl der Kommission, als 
auch der öffentlichen und privaten Stellen der Ge- 
meinschaft gewisse ergänzende Aufgaben wahrzu- 
nehmen. 

Die GFS sollte sich daher im Bereich der Reaktor- 
sicherheit mit Tätigkeiten der Informationsanalyse 
befassen, und sie könnte - in enger Zusammenarbeit 
mit den Dienststellen der Kommission - eine tech- 
nische Unterstützung auf dem Gebiete der System- 
analyse und der Harmonisierung der Sicherheits- 
normen leisten. 


8. Meßmethoden, Standards und 
Referenzsubstanzen 

Im Rahmen ihrer Aufgaben auf den Gebieten der Be- 
seitigung der technischen Handelshemmnisse, der 
Angleichung der Rechtsvorschriften und des Schutzes 
der Bevölkerung, hat sich die Kommission häufig 
mit Problemen der Analyse und der Kennzeichnung 
bestimmter Erzeugnisse zu befassen. 

Auf nuklearem Gebiet konnte das ZBKM einen ge- 
wissen Bedarf der Dienststellen der Kommission 
befriedigen. Da die Zahl derartiger Aufforderungen 
auf nichtnuklearem Gebiet immer mehr zunimmt, 
muß für die Zukunft eine Ausdehnung dieser Tätig- 
keiten vorgesehen werden. 

Im Anschluß an den Vorschlag der GFS ist von zahl- 
reichen Instanzen die Schaffung einer Stelle ange- 
regt worden, die damit betraut wäre, die Tätigkei- 
ten der bestehenden oder in Entstehung befindlichen 
nationalen Laboratorien und Institutionen, die sich 
mit der Darstellung und der Kennzeichnung von 
Referenzsubstanzen und mit dem Vergleich der 
Kennzeichnungsmethoden befassen, zu koordinieren. 
Unbeschadet der künftigen Struktur einer solchen 
Stelle und der Art ihrer Arbeit könnte die GFS 
einen Beitrag zur Lösung verschiedener Probleme 
leisten. 

Insbesondere könnte sich ihre Tätigkeit, gestützt 
auf gut ausgerüstete Laboratorien, auf die Darstel- 
lung bestimmter hochreiner Substanzen im Labor- 
Maßstab, die chemische und biochemische Analyse, 
die Messung bestimmter charakteristischer physika- 
lischer Konstanten, die Erprobung bestimmter Tests 
zur Spezifizierung und die statistische Auswertung 
von Meßergebnissen erstrecken. 


Neben den langfristigen Grundlagenforschungen und 
den Forschungen von öffentlichem Interesse gibt es 
zwei weitere Aufgaben, welche die GFS überneh- 
men müßte: Dienstleistungen für die Kommission 
und Auftragsforschungen für Rechnung Dritter. 

9. Dienstleistungen für die Kommission 

Alle Tätigkeiten der GFS müssen sich in den all- 
gemeineren Rahmen der Gemeinschaftspolitiken 
(Politik auf dem Gebiete der wissenschaftlich-tech- 
nischen Forschung, Energiepolitik, Verkehrspolitik, 
Landwirtschaftspolitik usw.) einfügen. In Anbetracht 
der wissenschaftlichen und technischen Sachkunde 
der GFS könnte sich diese Unterstützung insbeson- 
dere auf Systemanalysen erstrecken. 

Die Untersuchungen, die gegenwärtig zur Entwick- 
lung von Methoden für die Bestimmung des Gehalts 
an spaltbaren Stoffen durchgeführt werden, fallen 
ebenfalls in diesen Rahmen. Nach dem Vertrag von 
Rom hat die Kommission sicherzustellen, daß die 
spaltbaren Stoffe nicht zu anderen als den von ihren 
Benutzern angegebenen Zwecken verwendet wer- 
den. Diese Aufgabe wird von der „Überwachung 
der Sicherheit" wahrgenommen, die ihren Sitz in 
Luxemburg hat und die sich bei der Erfüllung ihres 
Auftrages auf die Laboratorien der Gemeinschaft 
und namentlich auf die GFS stützt. Diese Unterstüt- 
zung betrifft die Untersuchung wirtschaftlicherer und 
wirksamerer Möglichkeiten der quantitativen Über- 
wachung in den Betrieben und die Durchführung von 
Analysen. Die Forschungsaufgaben, die infolge der 
ständigen Erhöhung des Umlaufs spaltbarer Stoffe 
erforderlich sind, werden übrigens im Rahmen einer 
Zusammenarbeit mit verschiedenen nationalen Pro- 
jekten durchgeführt. 

10, Dienstleistungen für Dritte (auf vertraglicher 
Grundlage) 

Alle Dienste, die die GFS erbringen kann, können 
auf vertraglicher Grundlage zu einem angemessenen 
Tarif den öffentlichen Stellen und der Industrie zur 
Verfügung gestellt werden. Dies setzt bei der Aus- 
arbeitung des Programms voraus, daß die GFS einen 
Teil ihres wissenschaftlichen Potentials (nicht mehr 
als 5 V. H.) für diese Art von Tätigkeit reserviert 
und daß die Dienststellen der GFS für die nötigen 
Kontakte sorgen. Zu diesem Zweck müssen im Ein- 
vernehmen mit dem Rat Tarifierungsbestimmungen 
erlassen werden. 

III. Organisation 

Im Rahmen der neuen Aufgaben, die der GFS zu 
übertragen sind, und im Anschluß an die Erfahrun- 
gen der Jahre 1971 und 1972, beabsichtigt die Kom- 
mission, ihren Beschluß vom 13. Januar 1971 über 
die Reorganisation der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle in einigen Teilen zu überprüfen. Diese 
Überprüfung wird sich insbesondere auf folgendes 
erstrecken: 
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— Vervollkommnung der Verwaltungsautonomie 
der Forschungsanstalten; 

— Vereinfexhung der Verfahren zur Vorbereitung 
der Programme. 

Der Rat wird von den Maßnahmen, welche die Kom- 
mission zu treffen gedenkt, unterrichtet werden; er- 
forderhchenfalis wird ihm die Kommission entspre- 
chende Entschließungsvorscliläge vorlegen. 

Die Kommission beabsichtigt, die Verbindungen 
zwischen der GFS und den anderen Dienststellen 
der Kommission zu verstärken und zu rationalisie- 
ren. 


B. Ergebnisse 

Die Leitlinien des künftigen Programms sind be- 
stimmt worden auf Grund: 

— der Entschließung des Rates vom 21. Dezember 
1971, 

— der Konsultationen mit den beteiligten Kreisen 
der erweiterten Gemeinschaft, 

— der Vorschläge der Kommission zur Festlegung 
einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiete der 
wissenschaftlichen Forschung und technologi- 
schen Entwicklung. 

In Anbetracht des Umfangs des Programms, das 
nach den oben skizzierten Leitlinien und der gegen- 
wärtig verfügbaren Mittel vorgesehen werden kann, 
ist die Kommission der Ansicht, daß die Belegschaft 
der GFS, wie sie in ihrer Größe der erweiterten Ge- 
meinschaft entspricht, nicht die Gesamtheit des ge- 
genwärtigen Personals umfassen kann und nach 
einer ersten Schätzung 1600 Stellen betragen müßte 
(nicht eingeschlossen die örtlichen Bediensteten, 
deren Zahl auf Grund der Bedürfnisse der Pro- 
gramme zu schätzen wäre, und ohne Präjudizierung 
des Problems der „appaltati", das gegenwärtig ge- 
prüft wird). 

Die Kommission hält es ferner für unerläßlich, daß 
Forscher der Beitrittsländer in den ersten drei Jah- 
ren des Programms zu den Arbeiten der GFS hin- 
zugezogen werden, damit das neue Mehrjahres- 
programm im Zeichen der Erweiterung der Gemein- 
schaft abläuft. Die Zahl dieser Forscher muß ins 
Gewicht fallen, ohne daß sie deshalb unbedingt den 
für die anderen Dienststellen der Gemeinschaft in 
Aussicht genommenen Prozentsatz zu erreichen 
braucht. Da es sich um verantwortliche Mitarbeiter 
handelt, könnte diese Beteiligung auf anfänglich 
5 V. H. der Belegschaft begrenzt werden. Es ist auch 
festzustellen, daß die Umschulung eines Teils des 
jetzt beschäftigten Personals für neue Forschungs- 
tätigkeiten notwendig ist und daß die Einstellung 
einer Reihe hochqualifizierter Fachkräfte diesen 
Vorgang der Diversifizierung der Tätigkeiten er- 
leichtern würde. 


Die Kommission möchte darauf hinweisen, daß alle 
Vorschläge über die GFS, zu denen sie sich ver- 
pflichtet sieht, ein zusammenhängendes Ganzes dar- 
stellen und daß sie die vom Rat gleichzeitig zu 
treffenden Beschlüsse als ein „Paket" betrachtet, zu 
dem die Annahme eines gemeinsamen Mehrjahres- 
Forschungs- und Ausbildungsprogramms der GFS 
(einschließlich nichtnukleare Aktionen) und zugleich 
alle notwendigen Maßnahmen gehören, die das Per- 
sonal betreffen. Wenn diese aufeinander abgestimm- 
te Gruppe von Vorschlägen nicht die Zustimmung 
des Rates erhalten würde, hätte die Kom.mission kei- 
nen Anlaß, ihre neuen Leitlinien für die zukünftige 
Rolle der GFS aufrcchtzuerhalten. 

Im übrigen kann es darüber kein Mißverständnis 
geben, daß aus sozialen und betriebswirtschaftlichen 
Gründen die Kommission nur unter der V^orausset- 
zung an die Einschränkung gewisser Tätigkeiten 
mit den unvermeidbaren Konsequenzen für die Ge- 
samtzahl der Belegschaft denken kann, daß der Rat 
ein neues Mehrjahresprogramm in beschriebenem 
Umfang verabschiedet, das den Notwendigkeiten 
der erweiterten Gemeinschaft Rechnung trägt. 

Im Lichte dieser Erwägungen zum Programm stellt 
die Kommission fest, daß die Anlagen HFR, ESSOR 
und ECO nicht mehr von der Kommission betrieben 
werden können. In diesem Fall wünscht die Kommis- 
sion, den Reaktor ESSOR an einen Dritten abzutre- 
ten sowie die Übernahme des Reaktors HFR durch 
die Mitgliedstaaten. Sofern sich eine solche Übertra- 
gung oder Übernahme als unmöglich erweisen sollte, 
müßte man an die Stillegung dieser Reaktoren den- 
ken. Entsprechende Schritte müßten rasch bei den 
beteiligten Regierungen unternommen werden. Der 
Verzicht auf den Betrieb des Reaktors HFR durch 
die Gemeinschaft hätte die Schließung der gemein- 
schaftlichen Forschungsanstalt Petten und die Kon- 
zentration der Werkstoffuntersuchungen in Ispra 
zur Folge; der Reaktor ECO wäre stillzulegen. 

Im Rahmen der Einleitung des neuen Mehrjahres- 
programms würde die Kommission daran denken, 
auf der Grundlage eines Stufenplans, der* mit den 
Personalvertretungen abzustimmen wäre, die not- 
wendigen Maßnahmen zugunsten der Angehörigen 
des Personals zu treffen, die durch das neue Pro- 
gramm nicht gedeckt sind, insbesondere: 

— ab 1973 Übertragung von Posten auf den Stellen- 
plan der aus dem Verwaltungshaushalt besol- 
deten Bediensteten nach Maßgabe des Bedarfs 
für die verschiedenen Politiken, welche die Kom- 
mission auf anderen Gebieten (beispielsweise 
Umweltschutz und Forschungspolitik) durch- 
zuführen gedenkt; 

— Einweisung von Beamten, die gegenwärtig aus 
dem Forschungshaushalt besoldet werden, in 
offene Stellen des Verwaltungshaushalts ^); 


9 In der Zeit von 1969 bis Mai 1972 sind 50 derartige 
Einweisungen vorgenommen worden, darunter 20 der 
Laufbahngruppe A. 
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— baldige Erörterungen mit den Mitgliedstaaten, 
um die Eingliederung der durch alle diese Maß- 
nahmen betroffenen Bediensteten in die natio- 
nalen Tätigkeiten zu erleichtern; dies gilt beson- 
ders für die Atomanlagenbediensteten und die 
örtlichen Bediensteten; 

— Billigung von Sondermaßnahmen für das von 
der Planstellenverminderung betroffene Perso- 
nal, wobei das von der Kommission am 23. Okto- 
ber 1969 vorgelegte Dokument (KOM(69)964 
endg.) als Grundlage dienen müßte. Im Rahmen 
dieser Maßnahme wäre ein Umschulungspro- 
gramm zur Erleichterung der Wiedereingliede- 
rung vorzusehen. Soweit sich ein besonderes 
Problem für die durch den Personalabbau betrof- 
fenen Atomanlagebediensteten und örtlichen Be- 
diensteten ergeben sollte, müßte für diese Be- 
diensteten eine möglichst großzügige Ad-hoc- 
Lösung vorgesehen werden. 

Schließlich ist die Kommission der Auffassung, daß 
nur durch die Annahme des bereits von der Kom- 


mission vorgeschlagenen Statuts für die verbleiben- 
den Bediensteten die Mobilität des Personals ver- 
stärkt und Probleme gelöst werden können, die 
sich aus dem Bestehen verschiedener Personalrege- 
lungen ergeben. ' 

Nach einer ersten Schätzung dürften sich die im 
Jahre 1973 für die GFS bereitzustellenden Mittel 
zu Preisen von 1972 auf etwa 35 Mio RE belaufen 
(zuzüglich einer Summe, die später nach Maßgabe 
der Beträge festzulegen wäre, die für die oben er- 
wähnte Planstellenverminderung zu zahlen wären). 
Für den Fall, daß die Reaktoren ESSOR und HFR 
nicht von einer anderen Stelle übernommen werden, 
müßte man außerdem im Programm die erforder- 
lichen Arbeiten zur Stillegung dieser Reaktoren 
vorsehen, deren Kosten zu einem späteren Zeitpunkt 
nach Erörterung mit den Mitgliedstaaten beziffert 
werden könnten. 
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Aktion Umweltschutz 

Für den umfangreichen und vielschichtigen Problem- 
kreis des Umweltschutzes schlägt die Kommission 
FE-Arbeiten auf dem Gebiet der Verunreinigungen 
und Belästigungen^) sowie auf dem Gebiet der Was- 
serversorgung vor. 


A. Verunreinigungen und Belästigungen 

7. Kurze Beschreibung - Ziele 

Die FE-Aktionen auf dem Gebiet der Verunreinigun- 
gen und Belästigungen dienen der Erweiterung der 
Kenntnisse über die Schadstoffe (meßtechnische 
Erfassung, Ausbreitung in der Umwelt, Wirkung auf 
den Menschen und die ökologischen Systeme, tech- 
nische Gegenmaßnahmen) und sollen damit die Aus- 
arbeitung von Vorschriften erleichtern und die Ent- 
wicklung von Technologien fördern, mit denen die 
Umweltbelastungen vermindert werden können. 

II. Begründung 

Die im folgenden behandelten Aktionen finden ihre 
wesentliche Begründung in der Politik der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes, die die Kommission dem Rat kürzlich 
vorgeschlagen hat (Dok.SEK(72)666). Die Durchfüh- 
rung dieser Politik sieht unter anderem ein Pro- 
gramm zur Verminderung der Umweltbelastungen 
vor mit folgenden Aktionen: 

1) objektive Beurteilung der Gefahren der Umwelt- 
belastungen für den Menschen und seine Um- 
welt; 

2) Einführung gemeinschaftlicher Gesundheitsnor- 
men und gemeinsame Festlegung von Zielwer- 
ten für die Umweltqualität; 

3) spezifische Aktionen, die bestimmte Quellen der 
Verunreinigung, bestimmte gemeinsam interes- 
sierende Zonen und bestimmte Schadstoffe be- 
sonderer Art betreffen; 

4) Harmonisierung der Methoden zur Messung von 
Umweltbelastungen; 

5) gemeinsame Festlegung der Grundsätze für die 
Zurechnung der Umweltschutzkosten und Harmo- 
nisierung der Methoden für ihre Berechnung. 

Zur Erreichung dieser Ziele des Aktionsprogramms 
der Gemeinschaft müssen die auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes bereits bestehenden wissenschaft- 
lichen und technischen Kenntnisse nicht nur heran- 
gezogen, sondern in den Fällen, in denen sie sich als 
unzulänglich erweisen^), erweitert und ergänzt wer- 
den. 


Anlage II 

Die zur Ausfüllung dieser Lücken bestimmten For- 
schungsvorhaben müssen gemeinsam durchgeführt 
oder auf Gemeinschaftsebene koordiniert werden, 
um für das Umweltschutzprogramm der Gemein- 
schaft unmittelbar verwertbar zu sein. 

Die französische Regierung hat im Januar 1972 ein 
Memorandum über die Entwicklung einer europäi- 
schen Zusammenarbeit zum Schutze der Umwelt 
vorgelegt, in dem breit angelegte Forschungsarbei- 
ten zur Verbesserung der Kenntnisse auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes vorgeschlagen werden, die 
die meisten der von den Diensten der Kommission 
vorgesehenen Themen umfassen. 

UL Begründung für einVorgehen auf Gemeinschafts- 
ebene 

Die vorgeschlagenen Aktionen entsprechen mehre- 
ren der zur Definition einer gemeinschaftlichen FE- 
Politik herangezogenen Kriterien: 

1) Sie entsprechen gemeinsamen Kollektivbedürf- 
nissen, im vorliegenden Fall denjenigen einer 
harmonischen Entwicklung des Wirtschaftslebens 
innerhalb der Gemeinschaft, der Verbesserung 
der Lebensbedingungen und der Erhaltung der 
natürlichen Hilfsquellen; 

2) sie sind ihrem Wesen nach international, da die 
Belastungen der Umwelt keine nationalen Gren- 
zen kennen und ihre Verbreitung innerhalb gro- 
ßer zusammenhängender geographischer Räume 
geprüft werden muß (beispielsweise in Flußein- 
zugsgebieten); außerdem ist für ein systemati- 
sches Studium der Schadstoffe und ihrer Wirkun- 
gen der Einsatz zahlreicher hoch spezialisierter 
Forschungsstätten erforderlich, der die Möglich- 
keiten eines einzelnen Mitgliedstaates übersteigt; 

3) schließlich leistet, wie bereits ausgeführt, ein 
derartiges Forschungsprogramm einen unmittel- 
baren Beitrag zu der Politik der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes und könnte 
darüber hinaus Ausstrahlungen auf die Politik 
der Gemeinschaft in anderen Bereichen haben 
(Landwirtschaft, Energie, Industrie, Sozialpolitik). 

7V. Ausführliche Beschreibung 

1) Die allgemeinen Forschungsthemen sind in den 
folgenden Kategorien zusammengefaßt: 


1) Aufgrund der Euratom- und EGKS- Verträge führt die 
Kommission bereits Forschungsprogramme über die 
radioaktive Verseuchung und über die Sicherheit am 
Arbeitsplatz in der Kohle- und Stahlindustrie durch. 

2) In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß sich die 
COST-Aktionen auf drei Gebiete beschränken (Chemie 
des Schwefeldioxyds in der Atmosphäre, Analyse der 
organischen Mikroverunreinigungen des Wassers und 
Charakterisierung der Klärschlämme). 
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A. Arbeiten, die die von der Kommission vorge- 
schlagenen Umweltschutzaktionen begleiten und 
fördern sollen und auf eine objektive Beurtei- 
lung der folgenden Gefahren gerichtet sind; 

— - Wanderung und Verbleib von Schadstoffen in 
der Umwelt: Studium der Phänomene der Ver- 
dünnung, Konzentration und physiko-chemi- 
schen Veränderung; Übertragungskoeffizien- 
ten in der Ernährungskette; Modelle für Vor- 
ausschauen zur Erfassung der Konzentratio- 
nen von Verunreinigung im Meeres- und Fest- 
landsmilieu; 

— Wirkung der Schadstoffe auf den Menschen, 
insbesondere bei anhaltender Belastung durch 
schwache Dosen: 

— epidemiologische Untersuchungen-, 

— Metabolismus: Absorption, Verteilung im 
Organismus, Entgiftungsmechanismen; 

— Kurzzeitwirkungen; 

— Langzeitwirkungen: 

somatische embryonäre (teratogene), kar- 
zinogene, mutagene; 

— Wirkung der Schadstoffe auf die Umwelt: 
Land und Wasser; Verbesserung der Metho- 
den zur Bestimmung ökologischer Effekte. 

B. FE-Arbeiten zur Entwicklung von Technologien, 
die für eine Verminderung der Umweltbelastung 
benötigt werden: Entschwefelung, physikalisch- 
chemische Behandlung flüssiger Abfallstoffe, spe- 
zielle Probleme in bestimmten Industriezweigen 
(z. B. Papier-, Nahrungsmittel-, Textil- und Leder- 
industrie). Die im einzelnen noch durchzuführen- 
den Forschungsarbeiten werden sich gegebenen- 
falls aus den Ergebnissen der im Umweltschutz- 
programm der Kommission vorgeschlagenen sek- 
toralen Untersuchungen ergeben. 

2) In einer ersten Phase schlägt die Kommission 
Forschungsarbeiten über die nachstehend aufge- 
führten Themen vor; die Reihenfolge sagt nichts 
über die Prioritäten aus: 

A. Arbeiten, die die Untersuchungen zur objektiven 
Beurteilung der Gefahren durch Umweltver- 
schmutzung begleiten und unterstützen 

1. Einrichtung einer Datenbank zur Erfassung 
chemischer Produkte, die zu einer Gefahr 
für die Umwelt werden können: 

Speicherung numerischer Daten über die in 
größeren Mengen anfallenden chemischen 
Verbindungen (für jede Kategorie von Sub- 
stanzen ist eine Toleranzschwelle festzulegen) 
und ihrer Zerfallsprodukte in eine Rechen- 
anlage: Spezies, physikalische Eigenschaften, 
chemische Eigenschaften, Produktion, Ver- 
wendungszweck, Verfahren zur Auffindung 
und Messung, Abbaufähigkeit, Ausmaß der 
Kontaminierung der Umwelt und des Men- 
schen, schädliche Wirkungen, etwaige Syner- 


gismen, Zusammenhang zwischen chemischer 
Struktur und Toxizität. 

Vielfachzugriff zum Speicher, der den Abruf 
aller Angaben über ein Erzeugnis, ein be- 
stimmtes Milieu oder eine bestimmte Wir- 
kung ermöglicht, um die Abschätzung der 
Gefahren aus einer chemischen Verunreini- 
gung zu erleichtern und somit für eine Unfall- 
situation Vorschriften erstellen oder Maß- 
nahmen ergreifen zu können. 

Es handelt sich hierbei um gemeinsame und 
ständige Bemühungen, die alle laufenden na- 
tionalen Tätigkeiten zusammenfassen und er- 
gänzen und an denen sich die GFS beteiligen 
würde. Diese Bemühungen würden durch die 
Schaffung des von der Kommission in ihrem 
Umweltschutzprogramm vorgeschlagenen bi- 
bliographischen Informationssystems geför- 
dert. 

Dies könnte der Beitrag der Gemeinschaft 
zum Projekt „International Registry of Envi- 
ronmental Chemicals" sein, das auf der Kon- 
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt- 
schutz in Stockholm vorgelegt wurde, sofern 
dieses Projekt auf weltweiter Ebene verwirk- 
licht wird. 

2. Forschungsarbeiten über die Schädlichkeit 
des Bleigehalts in der Atmosphäre: 

In Anbetracht der Aktualität dieses Themas 
haben die Dienststellen der Kommission in 
Zusammenarbeit mit den nationalen Sachver- 
ständigen bereits die Untersuchung der Pro- 
bleme in Angriff genommen, die dieser Schad- 
stoff aufwirft. Dabei sind bisher die nachste- 
henden Punkte behandelt worden: 

— Verbesserung der Methoden zur Messung 
der Bleiverseuchung in der Umwelt und 
beim Menschen; 

— Bestimmung des Beitrags der Atemluft und 
der Ernährung an der Bleibelastung des 
menschlichen Körpers; 

— Studium des Metabolismus des über die 
Atemwege und den Ernährungstrakt auf- 
genommenen Bleis; 

— Wirkung einer kontinuierlichen Belastung 
durch geringe Bleikonzentrationen in der 
Atmosphäre; 

— Bedeutung der beobachteten subklinischen 
Wirkungen (Erhöhung des Amino-Lävulin- 
säuregehalts im Blut und im Urin, Verrin- 
gerung der dehydrierenden Wirkung die- 
ser Säure) ; 

— Toxizität der Abgase von Treibstoffen, die 
anstelle von Benzin mit hoher Oktanzahl 
verwendet werden; 

— Auswirkungen einer geringen Bleiver- 
seuchung auf die primäre und sekundäre 
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biologische Ertragsfähigkeit von Oberflä- 
chengewässern. 

3. Untersuchungen und Forschungsarbeiten über die 
Auswirkungen der Ableitung von Kühlwasser 
aus herkömmlichen und nuklearen Wärmekraft- 
werken auf die natürliche Umwelt: 

— Erstellung eines Simulationsprogramms zur 
Vorausberechnung der Wärmebelastung des 
hydrographischen Netzes der Gemeinschaft 
in Abhängigkeit des Standorts der Wärme- 
quellen; 

- — Verbesserung der theoretischen und experi- 
mentellen Methoden zur Bestimmung der 
Wärmeableitung in Oberflächengewässer 
(Flüsse, Teiche, Seen usw.); 

— Bestimmung der Wirkungen der Temperatur- 
erhöhung im Oberflächen- und Grundwasser 
im Hinblick auf die Festlegung von Richtwer- 
ten für Wärmeableitungen: Veränderung der 
physikalischen, chemischen und biologischen 
Eigenschaften dieser Gewässer; Auswirkun- 
gen auf die primäre und sekundäre biolo- 
gische Ertragsfähigkeit dieser Gewässer sowie 
auf den Selbstreinigungsprozeß; Wechsel- 
wirkungen mit chemischen Verunreinigungen; 

Studium der Auswirkungen von alternativen 
Kühlverfahren für Elektrizitätswerke, insbe- 
sondere solcher, die von Kühltürmen und 
Kühlbecken auf das Mikroklima ausgehen; 
Lärmpegel verschiedener Kühlturmanordnun- 
gen, Verunstaltung der Landschaft; 

— Erkundung von Möglichkeiten zur Nutzung 
des Wärmegehalts von Kühlwässern (Aqua- 
kulturen). 

4. Analytisch-epidemiologische Untersuchungen 
über die Auswirkungen der Luft- und Wasserver- 
unreinigung auf die Gesundheit: 

Auf Ebene der Gemeinschaft durchgeführte Un- 
tersuchungen dieser Art würden Beobachtungen 
an einer verhältnismäßig hohen Anzahl von Ein- 
zelpersonen ermöglichen und auf diese Weise zu 
besseren Ergebnissen führen. 

Eine epidemiologische Untersuchung über die 
Staublunge wurde bereits im Rahmen des For- 
schungsprogramms der EGKS über die Sicherheit 
am Arbeitsplatz in der Kohle- und Stahlindustrie 
durchgeführt. 

5. Forschungsarbeiten über die Wirkungen der in 
der Luft und im Wasser enthaltenen Mikroschad- 
stoffe auf den Menschen: 

Angesichts der bekanntlich unzulänglichen 
Kenntnisse auf diesem Gebiet sind besondere An- 
strengungen erforderlich. Es müßte eine Ver- 
suchsreihe ausgearbeitet und ausgewertet wer- 
den, die sich auf Verfahren der modernen Biolo- 
gie stützt und auf enzymatische Systeme „in 


vitro"-, Zellkulturen, Gewebe, perfusionierte 
Organe und ganze Organismen richtet. Durch 
solche Versuche können die somatischen und 
genetischen Wirkungen erkannt werden; außer- 
dem ermöglichen sie es, wenigstens teilweise 
mit menschlichem Material zu experimentieren. 
Besondere Aufmerksamkeit sollte hierbei den 
mutagenen, teratogenen und karzinogenen Wir- 
kungen gewidmet werden. 

In Anbetracht der Schwierigkeiten des Themas 
und des geforderten technischen Standes muß die 
Zusammenarbeit mehrerer hochspezialisierter 
Laboratorien herbeigeführt werden und zwischen 
ihnen eine Aufgabenteilung vorgenommen wer- 
den. In dieser Hinsicht kann festgestellt werden, 
daß einige dieser Laboratorien bereits im Rahmen 
des Forschungsprogramms „Radiobiologie - Ge- 
sundheitsschutz" der Kommission Zusammenar- 
beiten. Es wäre darüber hinaus wünschenswert, 
mit der „European Environmental Mutagen 
Society" Verbindung aufzunehmen, da diese die 
geforderte Koordinierung erleichtern könnte. 

Die ersten Mikroverunreinigungen, die nach 
dieser Methodologie untersucht werden könnten, 
sind bestimmte Schwerinetalle sowie bestimmte 
reine und chlorierte Kohlenwasserstoffe. 

6. Die Bestimmung der ökologischen Wirkungen 
von Wasserverunreinigungen: 

Sie ist von wesentlicher Bedeutung für eine ge- 
meinsame Festlegung der Qualitätsziele für die 
verschiedenen Teile der hydrographischen Netze. 
Die auf diesem Gebiet in der Regel durchgeführ- 
ten Versuche sind von begrenzter Aussagekraft 
und erstrecken sich auf die Bestimmung kurz- 
fristiger Letalwirkungen. Es sollte daher eine auf 
repräsentativen biologischen Systemen beruhen- 
de homogene Methodologie ausgearbeitet wer- 
den, die die Bestimmung subletaler und chroni- 
scher Wirkungen ermöglicht. Die vorgesehene 
Aktion richtet sich in erster Linie auf bestimmte 
Schwermetalle, Detergentien und Pestizide und 
ihre Zerfallsprodukte. 

7. Untersuchungen und Forschungsarbeiten über die 
Lärmbelästigung : 

Es werden zwei Aktionen vorgeschlagen: 

a) Genauere Charakterisierung der physiologi- 
schen und psychologischen Wirkungen des 
Lärms auf den Menschen, um „Störungsindi- 
zes" festlegen zu können; 

b) Systematische Studie über den durch den 
Kraftfahrzeugverkehr verursachten Lärm. Die- 
se Studie, die auf einen Vorschlag einer 
COST-Sachverständigengruppe zurückgeht, 
könnte in einer ersten Phase zur Bestimmung 
des Beitrags bestimmter Bauteile des Fahr- 
zeugs an dem von ihm verursachten Gesamt- 
lärm gewidmet werden, und zwar für die am 
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weitesten verbreiteten Fahrzeugtypen und 
-modelle. 

In einer zweiten Phase könnte man das Verhält- 
nis zwischen dem Verkehrslärm einerseits und 
der Zusammensetzung und den Ablaufbedingun- 
gen des Verkehrs andererseits betrachten. Die 
Wirkungen der Verkehrsparameter und des Stra- 
ßenzustands wären durch Messungen und durch 
Simulierung auf Rechenmaschinen zu erfassen. 

Die Ergebnisse dieser Studien könnten zur Kon- 
struktion geräuschärmerer Fahrzeuge beitragen 
und Empfehlungen bezüglich der Verkehrsvor- 
schriften und des Straßenzustands an alle Länder 
ermöglichen. 

8. Verunreinigung des Meeres: 

In Übereinstimmung mit Punkt l.l.ö.d. des Um- 
weltschutzprogramms der Gemeinschaft wird vor- 
geschlagen, die Studien und Forschungsarbeiten 
zu definieren, die zur Beurteilung der physikali- 
schen, chemischen und biologischen Auswirkun- 
gen des absichtlichen Abladens (dumping) von 
Industriemüll in den Gewässern des Festland- 
sockels und der unmittelbaren Einleitung unge- 
reinigter Haushalts- und Industrieabwässer an 
der Küste erforderlich sind. 

B. Forschungsarbeiten zur Verbesserung der Ent- 
deckung und Kontrolle von Verunreinigungen 


C. FE-Arbeiten in bezug auf bestimmte Technolo- 
gien zur Verminderung der Umweltbelastung 

11. Angesichts der Bedeutung dieses Problems will 
die Kommission prüfen, ob es nicht angezeigt 
ist, erneut ein Projekt der Beurteilung von Ent- 
schwefelungsverfahren aufzugreifen, das im 
Rahmen der Gruppe COST lange diskutiert wor- 
den ist, ohne daß darüber eine Einigung erzielt 
werden konnte. 

12. Wie bereits oben erwähnt, wird sich der et- 
waige FE-Bedarf für bestimmte Industriesekto- 
ren aus den unter Kapitel I.1.3.b. des Umwelt- 
schutzprogramms vorgeschlagenen Untersu- 
chungen ergeben. Bestimmte Techniken der 
Meerwasserentsalzung (siehe Seite 40) könnten 
bei der Behandlung der flüssigen Abfallstoffe 
mit eingesetzt werden. 

V. Durchführangsmodali täten 

Die vorgeschlagenen Arbeiten sollten je nach dem 
Einzelfall in einer der folgenden Formen durchge- 
führt werden: gemeinsame Aktion, gemeinschaftliche 
Aktion oder konzertierte Aktion, die im Vertrags- 
wege und unter Beteiligung von Fachinstituten der 
Mitgliedsländer, der Industrie sowie der GFS, wie 
in Tabelle I angegeben, durchgeführt werden. 

V/. Finanzielle Mittel 


9. Teledetektion atmosphärischer Verschmutzung: 
Hier handelt es sich um ein neues Gebiet, das 
zur Zeit nur von wenigen Spezialisten in Europa 
bearbeitet wird; es eignet sich daher besonders 
gut für eine Zusammenarbeit, um so mehr, als 
die zu erwartenden Ergebnisse das Studium des 
Transports atmosphärischer Schadstoffe über 
weite Entfernungen erleichtern. Zunächst wird 
vorgeschlagen, die entsprechenden Instrumente 
(zum Beispiel Laser im sichtbaren und im Infra- 
rotbereich) für die Teledetektion von Substan- 
zen wie CO, NOx, SO 2 , O 3 und bestimmter orga- 
nischer Verbindungen zu entwickeln, die Spezi- 
fizität und Empfindlichkeit der Detektoren zu 
verbessern und deren Anwendungsmöglichkei- 
ten (Messungen am Boden oder von Luftfahr- 
zeugen aus) zu prüfen. Eine Aktion auf diesem 
Gebiet sollte mit etwaigen anderen Programmen 
über die Teledetektion koordiniert werden (zum 
Beispiel Ortung natürlicher Lagerstätten). 

10. Bau und Einsatz einer Anlage zum Studium der 
von punktförmigen oder diffusen Quellen aus- 
gehenden Verbreitung atmosphärischer Schad- 
stoffe mit Hilfe eines physikalischen Großmo- 
dells: 

In Anbetracht der damit verbundenen erheb- 
lichen Kosten müßte eine solche Anlage zur Un- 
tersuchung der Standorte von Industriebetrie- 
ben oder Kraftwerken der gesamten Gemein- 
schaft zur Verfügung stehen. 


Für die Anlaufphase des Programms (1973) ist mit 
Ausgaben in Höhe von 1,15 Mio RE für den Haus- 
halt der Gemeinschaft zu rechnen, wozu die Kosten 
der etwaigen Beteiligung der GFS noch hinzuzurech- 
nen wären. 


Dieser Betrag verteilt sich wie folgt auf die Aktionen 
1 bis 9: 


1. Datenbank, chemische Schadstoffe 

2. Schädlichkeit von Blei 

3. Kühlwasser 

4. Epidemiologische Untersuchungen 

5. Wirkungen der Mikroschadstoffe 
auf den Menschen 

6. Ökologische Wirkungen 
der Schadstoffe 

7. Lärmbelästigung 

a) Wirkungen 

b) Kraftfahrzeugverkehr 

8. Meerwasserverunreinigung 

9. Teledetektion der Verunreinigung 


100 000 RE 
200 000 RE 
100 000 RE 
100 000 RE 

200 000 RE 

100 000 RE 

50 000 RE 
100 000 RE 
100 000 RE 
100 000 RE 
1 150 000 RE 


Die Aktionen 10, 11, 12 werden alsbald unter Betei- 
ligung der interessierten Stellen noch genauer prä- 
zisiert, um 1974 anlaufen zu können. Ihre Inangriff- 
nahme sowie die Weiterentwicklung der bereits 
laufenden Aktionen würde Ausgaben von 3 Mio 
RE für 1974 und 4 Mio RE für 1975 erfordern. 
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1. 

2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 

7. 

8 . 

9. 

10 . 

11 . 

12 . 


I Form der Aktion 

Datenbank, chemische Schadstoffe gemeinsame oder 

gemeinschaftliche 

Aktion 

Schädlichkeit von Blei -do- 

Kühlwasser -do- 

Epidemiologische Untersuchungen -do- 

Wirkungen der Mikroschadstoffe auf den Men- -do~ 
schen 

ökologische Wirkungen der Schadstoffe -do- 

Lärmbelästigung -do- 

a) Wirkungen 

b) Kraftfahrzeugverkehr 

Meerwasserverschmutzung -do- 

Teledetektion der Verschmutzung -do- 

Physikalisches Modell der atmosphärischen Ver- -do- 
schmutzung 

Entschwefelung -do- *) 

Behandlung von Industrieabwässern -do- *) 


CO 


-) gegebenenfalls verlängert durch industrielle Entwicklungsverträge 


Tabelle I 


Beteiligte 

Institute der 
Mitgliedstaaten 

Industrie 

GFS 

X 

X 

X 

X 

- 

X 

X 

X 

X 

X 

- 

X 

X 

(X) 

X 

X 

- 

X 

i ^ 

_ 

_ 

X 

X 

- 

X 

- 

- 

X 

- 

X 

- 

X 

- 

X 

X 

- 

X 

1 ^ 

X 


Laufzeit (Jahre) 

fortlaufende 

Tätigkeit 

3 

3 

5 

5 

3 

3 

2 

3 

3 

fortlaufende 

Tätigkeit 

3 

3 
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B. Wasserversorgung 

I. Kurze Beschreibung - Ziele 

Die Kommission beabsichtigt, technisch-wirtschaft- 
liche Untersuchungen über die Wasserversorgung 
und optimale Verwendung des Wassers im geo- 
graphischen Bereich der Gemeinschaft durchzufüh- 
ren. 

Im Zusammenhang hiermit schlägt die Kommission 
FE-Aktionen vor, die bestimmten Aspekten der Auf- 
bereitung von verunreinigtem Süßwasser und von 
Brackwasser (insbesondere der Abscheidung lös- 
licher Salze) gewidmet sind. Ihr Ziel ist die Weiter- 
entwicklung und Anwendung zweier Membranver- 
fahren, nämlich der umgekehrten Osmose und der 
Elektrodialyse. 

II. Begründung 

Der Bedarf an hochwertigem Süßwasser steigt in 
den Ländern der Gemeinschaft stetig an, während 
bei den Versorgungsquellen eine Abnahme und eine 
Verschlechterung zu verzeichnen ist. 

Die Notwendigkeit, neue Möglichkeiten der Wasser- 
versorgung zu erschließen oder die Bewirtschaftung 
der vorhandenen Versorgungsquellen zu verbessern, 
war für die Industrieländer innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft seit einigen Jahren Anlaß, sich 
mit den Problemen der Entwicklung und der Tech- 
nologie der Entsalzung von Meer- und Brackwasser 
sowie der Behandlung der verunreinigten Wässer 
zu befassen. 

Die Lösung des Problems der Wasserversorgung ist 
in der Entwicklung rentabler Technologien zu suchen 
und erfordert bedeutende Forschungsanstrengungen. 
Die Wasserversorgung ist nicht nur ein Anliegen 
der Industrie, sondern auch ein sehr wesentliches 
soziales Problem, für das in erster Linie die öffent- 
liche Hand zuständig ist. 

III . Begründung für ein Vorgehen auf Gemeinschafts- 
ebene 

Die vorgeschlagenen Aktionen erfüllen die nach- 
stehenden zur Definition einer Politik der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet der wissenschaftlichen For- 
schung und der technischen Entwicklung herange- 
zogenen Kriterien: 

1. Sie entsprechen gemeinsamen Kollektivbedürf- 
nissen und zwar in diesem Fall dem Bedürfnis 
der Deckung des Süßwasserbedarfs der Bevölke- 
rung und der Industrie. 

2. Sie sind ihrem Wesen nach international, inso- 
fern als eine Zusammenarbeit der Fachinstitute 
und Industrien der Mitgliedstaaten notv/endig 
ist, um die zahlreichen einschlägigen technologi- 
schen Probleme zu lösen. 

3. Sie unterstützen die Industrie-, die Sozial- und 
die Umweltschutzpolitik der Gemeinschaft. 


IV. Ausführliche Beschreibung 

Die Festlegung eines gemeinschaftlichen Programms 
erfordert eine Untersuchung über den Entwicklungs- 
stand der Grundlagenforschung und der angewand- 
ten Forschung auf dem Gebiet der aussichtsreichsten 
Verfahren, z. B. der umgekehrten Osmose und der 
Elektrodialyse. 

Es wird allgemein anerkannt, daß diese Verfahren 
lohnende und aussichtsreiche Forschungsgebiete dar- 
stellen. Das Hauptziel der auf diesem Gebiet zu un- 
ternehmenden Aktionen ist die Ermittlung der wirt- 
schaftlichsten Lösung. 

Es werden zu diesem Zweck die folgenden Studien 
vorgeschlagen: 

1. Umgekehrte Osmose 

a) Grundlagenforschung 

1. Studium der Struktur und der Textur von 
Membranen; 

2. Studien über die Charakterisierung selek- 
tiver Membranen (Lebensdauer, Durchsatz, 
Ausbeute und Rücklauf) ; 

3. Studien über den Mechanismus der Wasser- 
diffusion und der Zurückhaltung der Salze. 

b) Angewandte Forschung 

1. Studien zur Erstellung von Versuchsanlagen 
für die Erprobung vön Membranen; 

2. Erarbeitung von Methoden zur Bestimmung 
der Leistungsfähigkeit der Membranen-, 

3. Studien über mikroporöse Metallmembranen 
aufgebracht auf Sinterkörpern mit geeigneter 
Textur. 

2. Elektrodialyse 

a) Grundlagenforschung 

1. Studien zur Entwicklung kontinuierlicher Ver- 
fahren; 

2. Studien über die Funktionsautomatik eines 
Elektrodialysesystems ; 

3. Studien zur Entwicklung der Hochtemperatur- 
dialyse; 

4. Studien über heterogene kationische und anio- 
nische Membranen (Erhöhung der Selektivi- 
tät, Lebensdauer usw.); 

5. Studien über homogene Membranen. 

b) Angewandte Forschung 

1. Studien über die Erstellung von Versuchsan- 
lagen zur Erprobung der Membranen; 

2. Studien über Labor- und vorindustrielle Ein- 
heiten. 
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V. Dur chiühTungsmodali täten 

Es wird vorgeschlagen, Verträge mit multinationalen 
Gruppen abzuschließen auf der Grundlage einer Teil- 
finanzierung durch die Gemeinschaft in Höhe von 
etwa 25 v. H.. Bei den Aktionen auf dem Gebiet der 
angewandten oder technologischen Forschung könn- 
te die Rolle der Kommission in Anbetracht der Tat- 
sache, daß sich die durchzuführenden Arbeiten stark 
dem kommerziellen Interessenbereich nähern, in 
erster Linie in einer Konzertierung und Koordinie- 
rung bestehen. Bei einigen der vorgesehenen Tätig- 
keiten könnte die Rolle der Kommission dagegen 
entscheidend sein. Die nationalen Stellen müssen 
zuweilen aüs Haushaltsgründen auf den Bau von 
Pilot- oder Versuchsanlagen verzichten. In diesen 
Fällen könnte die Vergabe von Entwicklungsver- 
trägen durch die Kommission den Anstoß für den 
Beginn neuer, auf einer fortgeschrittenen Techno- 
logie beruhender Verfahren erleichtern. 

V/. Finanzmittel 

Die vorgesehenen Forschungsarbeiten würden für 
den Haushalt der Gemeinschaft während der Anlauf- 
phase, die sich über das erste Jahr des Programms 
erstreckt (1973), eine Belastung von einer Mio RE 
darstellen; dieser Betrag setzt sich wie folgt zusam- 
men: 


Umgekehrte Osmose 
Grundlagenforschung 

1 . Untersuchungen über die Struktur und 

die Textur der Membranen 250 000 RE; 

2. Untersuchungen über die Charakterisierung 

selektiver Membranen 250 000 RE; 

3. Studien über den Mechanismus der Diffusion 

des Wassers und der Abtrennung des 
Natriumchlorids und anderer Salze 100 000 RE. 

Angewandte Forschung 

1 . Studien über die Methoden zur Bestimmung 
der Leistungsfähigkeit der 

Membranen 100 000 RE 

Elektrodialyse 

Grundlagenforschung 

1. Studien über heterogene kationische und anio- 
nische Membranen 200 000 RE; 

2. Studien über homogene Membranen 100 000 RE; 

1 000 000 RE. 

Für das zweite Jahr (1974) wären 3 Mio RE und für 
das dritte Jahr (1975) 3,5 Mio RE vorzusehen, um 
sowohl die Forschungen als auch die Entwicklungs- 
Verträge zu finanzieren. 
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Anlage III 


Aktion Werkstoffe 


1. Einleitung 
Begründung 

Auf den meisten Gebieten der Technologie gibt es 
Werkstoffprobleme, die in den einzelnen Entwick- 
lungsphasen in immer wieder neuer Form auftreten. 
Die fortgeschrittenen Technologien insbesondere 
steilen ungewöhnliche Anforderungen an die Werk- 
stoffe, die eingehende Studien und langwierige und 
kostspielige Entwicklungsarbeiten verlangen. Die 
Entwicklung und Herstellung neuer Hochleistungs- 
werkstoffe sind aber nicht zwangsläufig rentabel. 
Die mit ihnen verbundenen Risiken veranlassen die 
Industrieunternehmen zu einem sehr umsichtigen 
Vorgehen und dämpfen die Privatinitiative. Gleich- 
wohl nehmen die fortgeschrittenen Werkstoffe und 
die zu ihrer Verwendung notwendigen Verfahren 
eine strategische Position in der technologischen 
Entwicklung ein. Erfolg oder Mißerfolg der Entwick- 
lung neuer Verfahren oder neuer Einrichtungen hän- 
gen bisweilen weitgehend von den zur Verfügung 
stehenden Werkstoffen ab. 

Daher befassen sich alle Industrieländer mit For- 
schungen auf dem Gebiet der Werkstoffe, die von 
der Grundlagenforschung bis zur industriellen Ent- 
wicklung durch finanzielle Beihilfen der öffent- 
lichen Hand unterstützt werden. 

Die nationalen Programme werden völlig unab- 
hängig voneinander beschlossen und durchgeführt. 
Eine derartige Abkapselung entspricht nicht den 
Interessen der Mitgliedsländer der Gemeinschaft. 
Die Notwendigkeit einer europäischen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der fortgeschrittenen Tech- 
nologien ist seit vielen Jahren anerkannt. 

Um so mehr ist daher auf dem Gebiet der Werk- 
stoffe, auf dem es weniger Probleme industrieller 
und politischer Art gibt, Zusammenarbeit ein zwin- 
gendes Gebot. 

Die Produktion herkömmlicher Werkstoffe nimmt in 
der Wirtschaft der Industrieländer einen vorrangi- 
gen Platz ein. Bis heute ist nur der Stahlforschung 
eine auf Gemeinschaftsebene organisierte Zusam- 
menarbeit zugute gekommen. Es gibt indessen keine 
Gründe, die Sektoren der NE-Metalle oder der ke- 
ramischen Werkstoffe, die im gleichen Maße wie die 
Eisen- und Stahlindustrie einer dynamischen Inno- 
vation bedürfen, zu vernachlässigen. 

Schließlich wird die Öffnung der Märkte für die 
bereits im Handel befindlichen Werkstoffe durch 
technische Hemmnisse aufgehalten. Die Merkmale 
und Eigenschaften der Werkstoffe werden nach Nor- 
men definiert, die innerhalb der Gemeinschaft von 
Land zu Land verschieden sind. Ebenso sind auch 
die Spezifikationen für die industrielle Verwendung 


sehr unterschiedlich. Die diesbezüglichen Dispari- 
täten behindern die Entwicklung des Handelsaus- 
tausches. 

Eine Zusammenarbeit erweist sich auf allen Gebie- 
ten der Forschung und Entwicklung, der Produktions- 
technik und des Handels als notwendig. In indu- 
striellen wie auch in wissenschaftlichen Kreisen ist 
man seit langem von der Nützlichkeit einer euro- 
päischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Werk- 
stoffe überzeugt. Internationale Organisationen ha- 
ben sich mit den Werkstoffproblemen befaßt, konn- 
ten jedoch noch nicht zu konkreten Aktionen gelan- 
gen. Lediglich die Europäischen Gemeinschaften 
können die hierbei mitspielenden wirtschaftlichen 
Interessen berücksichtigen und die entsprechenden 
Mechanismen für eine Zusammenarbeit schaffen. 

Ziele 

Die vorgeschlagenen Aktionen gliedern sich in Maß- 
nahmen, die auf drei Hauptziele gerichtet sind: 

1. Auf dem Gebiet der Werkstofforschung und -ent- 
wicklung geht es vor allem darum, die Wirksam- 
keit und die Ergiebigkeit der Forschungsaufwen- 
dungen jedes einzelnen Mitgliedstaates zu ver- 
bessern, und zwar 

— durch die Konzertierung zwischen den natio- 
nalen Programmen und zwischen den For- 
schungsinstituten, 

— durch gemeinschaftliche Verträge über wis- 
senschaftliche und technische Forschung im 
Zusammenhang mit Arbeiten, die von mehre- 
ren assoziierten Partnern gemeinsam durch- 
geführt werden müssen. 

2. Auf dem Gebiet der Verfahren und der Pro- 
duktions- und Fertigungstechniken ist eine rasche 
Innovationsentwicklung zu fördern, die zum Ziel 
hat, 

— die Erzeugnisse zu verbessern, 

— Verfahren einzuführen, die umweltfreund- 
licher sind, die Arbeit erleichtern, größeren 
Nutzen abwerfen und mit einem geringeren 
Energieverbrauch verbunden sind, 

— nützliche Werkstoffe, deren Weltvorräte sich 
schnell erschöpfen, zurückzugewinnen. 

3. Im Falle der bereits auf dem Markt eingeführten 
Werkstoffe müssen der Informationsfluß inten- 
siviert und beschleunigt und die Kenntnisse über 
die Merkmale und Eigenschaften der Werkstoffe 
verbessert werden, um 

— die fortschreitende Einführung einheitlicher 
Werkstoffdefinitionen zu vereinfachen, 
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— die Verwendung von Erzeugnissen gleich 
welchen Herstellers in der Gemeinschaft zu 
erleichtern, 

— die sich aus den Disparitäten der technischen 
Spezifikationen und den nationalen Normen 
ergebenden Handelshemmnisse abzubauen. 

Umfang der Aktion 

Die im folgenden vorgeschlagenen Maßnahmen er- 
strecken sich auf die Grundlagenforschung, die an- 
gewandte Forschung und die Entwicklung, Da der 
Begriff Werkstoffe ein sehr breites Spektrum von 
Materialien umfaßt, ist vorgesehen, den Interessen- 
bereich zumindest in den ersten Jahren auf die me- 
tallischen Werkstoffe, die keramischen Werkstoffe 
und die Verbundwerkstoffe zu begrenzen. Dies 
schließt nicht aus, daß andere V/erkstoffe gelegent- 
lich einbezogen werden, wenn präzise Anwendungs- 
fälle dies erfordern. 

Die Stähle und die Eisen- und Stahlindustrie, die den 
Vorschriften des EGKS-Vertrages unterliegen, wer- 
den von den in diesem Dokument enthaltenen Vor- 
schlägen nicht berührt. Auf diesem Gebiet verfügt 
die Gemeinschaft bereits seit vielen Jahren über 
die für die Organisation der Zusammenarbeit not- 
wendigen Mittel und Organe. 

Die vorgeschlagene Aktion gliedert sich in vier 
Teile von unterschiedlicher Bedeutung. Die Glie- 
derung wird bestimmt durch die Verschiedenheit 
der Themen oder die für die Kommission gegebenen 
Interventionsmodalitäten: 

1. Grundlagenforschung einschließlich anwendungs- 
orientierter Grundlagenforschung; 

2. Fortgeschrittene Werkstoffe 

— Werkstoffe für Gasturbinen, 

— Werkstoffe, die gegen Meerwasserkorrosion 
beständig sind, 

— Werkstoffe für den elektrotechnischen Maschi- 
nenbau, 

— Werkstoffe für die Kältetechnik, 

— Werkstoffe für den Flugzeugbau, 

— Werkstoffe für die Elektronik, 

— Werkstoffe für Ausrüstungen der chemi- 
schen Industrie; 

3. Werkstoffherstellungs- und Produktionstechnik 

4. Europäisches Materialprüfungsinstitut. 

Modalitäten 

Die Kommission, die sich der hier mitspielenden 
wirtschaftlichen und industriellen Interessen bewußt 
ist, vertritt die Ansicht, daß die Kooperationsmecha- 
nismen der Art der durchzuführenden Arbeiten an- 
gepaßt werden müssen. Die gewerblichen Schutz- 
rechte der Institute und Industrieunternehmen, die 
die Forschungen ausführen, müssen korrekt gewahrt 
werden. 


Ebenso wird der Grad der Verbreitung der Arbeits- 
ergebnisse von der Art der jeweiligen Arbeit ab- 
hängen (und alle Stufen von der uneingeschränkten 
Verbreitung im Falle der Grundlagenforschungen bis 
zur Geheimhaltung bei den industriellen Entwick- 
lungsarbeiten umfassen). 

Für die meisten Gebiete, auf die die Kommission im 
folgenden eingehen will, umfaßt die erste Phase 
die gegenseitige Unterrichtung (Seminare über 
Grundlagenforschung und neue Werkstoffe), ferner 
die Konzertierung der auf nationaler Ebene im Gan- 
ge befindlichen Tätigkeiten und die Untersuchung 
des Forschungsbedarfs auf wichtigen Industriesek- 
toren. 

Zu diesem Zweck muß die Kommission über Mittel 
verfügen, die erforderlich sind, 

— um die zur Orientierung ihrer Arbeiten notwen- 
digen Erhebungen durchführen zu lassen, 

— Sachverständigensitzungen durchzuführen, 

— die Arbeit der wissenschaftlichen Ausschüsse und 
der für die konzertierten Aktionen zuständigen 
Ausschüsse zu ermöglichen. 

Die zweite Phase sieht den Abschluß von gemein- 
schaftlichen Verträgen über wissenschaftlich-techni- 
sche Forschung durch die Kommission vor. Diese 
Phase kann sechs bis zwölf Monate nach der ersten 
in Angriff genommen werden. 

Die gemeinschaftlichen Verträge für die industrielle 
Entwicklung sowie die Errichtung gemeinsamer Un- 
ternehmen könnten die Interventionsmöglichkeiten 
vervollständigen, die der Gemeinschaft zur Förde- 
rung der Wirksamkeit von Forschung und Innova- 
tion von der Grundlagenforschung bis zur industriel- 
len Entwicklung zur Verfügung stehen. 

Auf jedem der vorgesehenen Gebiete wird sich die 
Kommission von einem Sachverständigenausschuß 
beraten lassen, der sich aus Wissenschaftlern und 
Vertretern der Verbraucher zusammensetzt. Die 
letztgenannten werden, soweit es um die fortge- 
schrittenen Werkstoffe und die Produktionstechno- 
logien geht, in der Mehrzahl sein, damit die For- 
schungen eine wirklichkeitsbezogene Ausrichtung 
erfahren. Diese Ausschüsse tragen die Bezeichnung 
„Wissenschaftlicher Ausschuß" im Falle der Grund- 
lagenforschung und „Ausschuß für konzertierte Ak- 
tionen" im Falle von Aktionen auf dem Gebiet der 
fortgeschrittenen Werkstoffe. 

2. Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Grundla- 
genforschung 

Die Grundlagenforschung muß die ihrem Wesen ent- 
sprechende Freiheit behalten. Überschneidungen stö- 
ren nicht, sondern können im Gegenteil nützlich sein. 
Die systematische Wiederholung beinahe der glei- 
chen Forschungsarbeiten in jedem Mitgliedsland der 
Gemeinschaft könnte jedoch auf einigen Gebieten 
überflüssig werden, sobald der Erfahrungsaustausch 
zwischen den Forschungsstätten einen ausreichenden 
I Wirkungsgrad erreicht hat. 
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Die Kommission will durch die Herbeiführung von 
Kontakten zwischen den Forschern Initiativen zur 
Konzertierung zwischen den Forschungsinstituten 
ins Leben rufen. Es wird daher vorgeschlagen, Se- 
minare zu veranstalten, die jeweils einem Fachgebiet 
oder einer präzisen Themenstellung der Werkstoff- 
kunde gewidmet sind. Ihr Zweck würde darin be- 
stehen, den Forschern die Möglichkeit zu geben, ihre 
Kenntnisse, ihre Auffassungen und ihre Probleme 
miteinander zu vergleichen. Die Ergebnisse der ein- 
zelnen Seminare müßten die Aufstellung eines mehr- 
jährigen Arbeitsplans ermöglichen, der als Grund- 
lage für eine frei zu vereinbarende Konzertierung 
dienen könnte. Auf diesen Seminaren würden dar- 
über hinaus die in der europäischen Forschung mög- 
licherweise bestehenden Lücken und die Möglichkei- 
ten zu ihrer Ausfüllung aufgezeigt werden. 

Zur Orientierung der Konzertierungstätigkeiten und 
im Hinblick auf die praktische Anwendung der sich 
aus ihr ergebenden Schlußfolgerungen will die Kom- 
mission einen wissenschaftlichen Ausschuß gründen. 
Jeder ihm angehörende Wissenschaftler hat die Auf- 
gabe 

— die Gesamtheit der auf dem Gebiet der Grund- 
lagenforschung tätigen Institute seines Landes 
zu vertreten; 

— diesen Instituten die sich aus den Beratungen des 
Ausschusses ergebenden Schlußfolgerungen und 
Empfehlungen für die Ausrichtung der Program- 
me mitzuteilen; 

— alle in Betracht kommenden Forschungsinstitute 
aufzufordern, die geeigneten Verbindungen im 
Hinblick auf die Konzertierung ihrer und der in 
anderen Gemeinschaftsländern durchgeführten 
Arbeiten aufzunehmen; 

— die Kommission bei der Auswahl der Gebiete, 
auf denen Forschungsarbeiten im Rahmen von 
gemeinschaftlichen Verträgen durchgeführt wer- 
den sollten, zu unterstützen. 

Die Kommission erwägt, den Austausch von Wissen- 
schaftlern zwischen Forschungsstätten, die arbeits- 
teilig gemeinsam ein gleiches Thema bearbeiten, 
durch finanzielle Beihilfen zu fördern. Die gemein- 
schaftlichen Verträge für wissenschaftlich-technische 
Forschungen wären in den Fällen einzusetzen, in 
denen bestimmten Arbeiten wie etwa denen,, die zur 
Entdeckung neuer Werkstoffe führen könnten, ein 
besonderer Impuls gegeben werden muß (anwen- 
dungsorientierte Grundlagenforschung) . 

3. Zusammenarbeit auf dem Gebiet der fortgeschrit- 
tenen Werkstoffe 

Unter dem Begriff „fortgeschrittene Werkstoffe" 
sind im folgenden nur die Werkstoffe zu verstehen, 
die weiterentwickelt oder verbessert werden müs- 
sen, damit sie jeweils eindeutig bestimmten Anfor- 
derungen genügen. Es liegt daher nahe, sie nach 
ihren Verwendungen zusammenzufassen. Ebenso 


liegt es nahe, daß die Technischen Ausschüsse, die 
die Kommission und die Mitgliedsländer hierbei 
beraten, sich aus Vertretern der Verbraucher zu- 
sammensetzen sollten. 

Die Kommission schlägt vor, für jede Gruppe von 
Werkstoffen eine konzertierte Aktion durchzufüh- 
ren, für die jeweils eine „Ausschuß für konzertierte 
Aktion" gemäß der oben gegebenen Beschreibung 
federführend ist. 

Dieser Ausschuß hat folgende Aufgaben: 

1. Erarbeitung von Vorschlägen an die beteiligten 
Mitgliedstaaten über die zweckdienlichsten Kon- 
zertierungen zwischen den nationalen Program- 
men und Abgabe von Stellungnahme über die in 
Angriff zu nehmenden Forschungsarbeiten; 

2. Vorbereitung der Vorschläge für die von der 
Gemeinschaft zu finanzierenden gemeinsamen 
Programme; 

3. Unterstützung der Kommission bei der Auswahl 
der Forschungsthemen im Hinblick auf die Ver- 
gabe von Forschungsverträgen im Rahmen der 
konzertierten Aktion. 

Die Kommission wird ihr Interesse den folgenden 
Bereichen zuwenden: 

— Werkstoffe für Gasturbinen, 

— Werkstoffe, die gegen Korrosion durch Meer- 
wasser beständig sind, 

— Werkstoffe für die elektrotechnische Industrie, 

— Werkstoffe für die Luftfahrtindustrie, 

— Werkstoffe für die Kältetechnik, 

— Werkstoffe für die elektronische Industrie, 

— Werkstoffe für Ausrüstungen der chemischen In- 
dustrie. 

Für die ersten zwei Themen wurde die Konzertie- 
rung durch das Abkommen über eine konzertierte 
europäische Aktion (COST) bereits eingeleitet. Diese 
Zusammenarbeit ist zunächst versuchsweise einge- 
leitet und bewußt auf einen engeren Bereich be- 
grenzt worden. 

Die Unterzeichnung dieser Abkommen war der Aus- 
gangspunkt für zahlreiche Kontakte zwischen Indu- 
strieunternehmen im Hinblick auf die Vorbereitung 
der Vorschläge für konzertierte Arbeiten. Der auf 
diese Weise von der Industrie zum Ausdruck ge- 
brachte Wille zur Konzertierung beweist, daß diese 
nutzbringend auf einen größeren als den in den vor- 
genannten Aktionsprogrammen definierten Bereich 
ausgedehnt werden könnte. So sollten in die Kon- 
zertierung auf dem Gebiet der Werkstoffe für Gas- 
turbinen, die jetzt nur die bereits gut bekannten 
Werkstoffe betrifft, auch die fortgeschrittenen Er- 
zeugnisse und Verfahren einbezogen werden. Auf 
dem Gebiet der gegen Meerwasserkorrosion bestän- 
digen Werkstoffe muß die bisher auf die Meerwas- 
serentsalzungsanlagen nach dem Destillationsver- 
fahren begrenzte Konzertierung auf die Wärmeaus- 
tauscher bei Kraftwerken ausgedehnt werden. 
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Die gemeinschaftlichen Aktionen dürfen selbstver- 
ständlich keine Doppelarbeit zu den COST-Aktionen 
bilden und müssen so konzipiert werden, daß sie 
diese nicht beeinträchtigen. 

Nach Ansicht der Kommission ist es erforderlich, die 
Konzertierung der nationalen Programme nach 
einem Zeitraum von längstens einem Jahr durch 
gemeinschaftliche Verträge über wissenschaftlich- 
technische Forschung zu ergänzen. Sie muß jeden- 
falls die Möglichkeit haben, Projekte, die für die 
Gemeinschaft von Interesse sind, besonders zu 
unterstützen und eventuelle Lücken auszufüllen. 

Vom zweiten Jahr an sollen Seminare über jeweils 
genau definierte Themen den Teilnehmern die Ge- 
legenheit geben, die Ergebnisse ihrer Arbeiten ein- 
ander gegenüberzustellen, gemeinsam den Stand der 
Kenntnisse zu prüfen und den künftigen Forschungs- 
bedarf zu ermitteln. 

4. Zusammenarbeit im Bereich der Technologie der 
Herstellung und Verarbeitung von Werkstoffen 

Die Entwicklung neuer Werkstoffe, die Verbesse- 
rung vorhandener Werkstoffe und die Senkung ihrer 
Preise sind überwiegend von den Verfahren der 
Herstellung, der Formgebung und der Endbearbei- 
tung abhängig. Die Entwicklung dieser Prozesse 
wird künftig nicht mehr allein durch Rentabilitäts- 
gesichtspunkte bestimmt werden, sondern auch von 
den Zielen der Verbesserung der Arbeitsbedingun- 
gen und des Umweltschutzes angestrebt werden. 
Kurzfristig kann der Kampf gegen die Umweltver- 
unreinigung in der Weise geführt werden, daß die 
bestehenden Anlagen mit Zusatzgeräten, die der 
Verunreinigung entgegenwirken, ausgestattet wer- 
den. Dies ist allerdings nicht der ideale Weg; es 
sollten vielmehr wenn immer möglich neue Verfah- 
ren entwickelt werden, bei denen keine Schadstoffe 
anfallen. 

Die nationalen Programme umfassen im allgemeinen 
nicht die Innovation der Herstellungs- und Verarbei- 
tungstechnologien. Sie sollte jedoch bereits im Sta- 
dium der theoretischen und der Laborforschung ge- 
fördert werden. Daher ist unverzüglich eine Gemein- 
schaftsaktion auf diesem Gebiet vorzusehen. 

Es wird daher vorgeschiagen, nacheinander drei 
Ausschüsse ins Leben zu rufen, der erste für die 
metallurgischen Technologien, der zweite für die 
keramischen Technologien und der dritte für die 
Verarbeitung metallischer Werkstoffe. 

Aufgabe dieser Ausschüsse wird es sein, den For- 
schungs- und Entwicklungsbedarf der Industrie zu 
untersuchen und Stellungnahmen zu den Forschungs- 
verträgen abzugeben, die der Kommission vorge- 
schlagen werden. 

Auf dem Gebiet der Entwicklung, bei dem unmittel- 
bar Probleme des gewerblichen Rechtsschutzes im 
Spiel sind, sollte die Initiative der Industrie über- 
lassen bleiben. Gleichwohl sollten das Innovations- 


tempo beschleunigt und die Unternehmen zur Zu- 
sammenarbeit angeregt werden {Entwicklungsver- 
träge, gemeinsame Unternehmen). 

5. Referenzbüro der Gemeinschaften und euro- 
päisches Materialprüfungsinstitut 

Die Kommission prüft seit mehr als zwei Jahren mit 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten die Frage der 
Errichtung des Referenzbüros der Gemeinschaften 
(RBG). Dessen Aufgaben sind bereits festgelegt und 
betreffen die Definition bescheinigter Referenzsub- 
stanzen. Die Definition kann sowohl die chemische 
Zusammensetzung als auch die mechanischen oder 
physikalischen Eigenschaften betreffen. 

In einer an den Präsidenten der PREST-Gruppe ge- 
richteten Mitteilung vom 5. April 1972 hat die 
UNICE empfohlen, die Errichtung eines „Europä- 
ischen Instituts für Werkstoffe" beschleunigt zu 
prüfen. Nach Ansicht der Sachverständigen der In- 
dustrie wäre ein solches Institut wegen des Fehlens 
einer Koordinierung zwischen den nationalen Insti- 
tuten und der in deren Arbeit festzustellenden Lük- 
ken nützlich. Die gleichen Sachverständigen schla- 
gen vor, dem Institut folgende Aufgaben zu über- 
tragen: 

a) Ausarbeitung von auf europäischer Ebene aner- 
kannten wissenschaftlichen Methoden für die 
Charakterisierung, Analyse und Messung der 
Eigenschaften von Werkstoffen sowie von ent- 
sprechenden Qualitätskontrollverfahren; 

b) Bereitstellung von Referenzwerkstoffen; 

c) Durchführung von Auftragsforschungsarbeiten, 
insbesondere zur Charakterisierung neuer Werk- 
stoffe; 

d) Erfassung kontrollierter Daten von Werkstoffen 
im Hinblick auf eine Beteiligung bei der Schaf- 
fung von Datenbanken; 

e) Studien und Forschungsarbeiten zur Erleichte- 
rung der Harmonisierung von Industrienormen. 

Diese Aufgaben wären in engem Zusammenwirken 
mit den auf diesem Gebiet bereits bestehenden Stel- 
len durchzuführen. 

Da das Institut keine Forschung betreiben soll, 
dürfte es angezeigt sein, ihm eine präzisere Bezeich- 
nung zu geben, z. B. „Europäisches Materialprü- 
fungsinstitut". 

Es wäre das Vermittlerorgan für die Zusammen- 
arbeit der nationalen Institute. Diese könnten mit 
seiner Hilfe ihre Tätigkeiten konzertieren und alle 
zur schrittweisen Beseitigung der technischen Hemm- 
nisse notwendigen Arbeiten in koordinierter Weise 
durchführen. Außerdem könnte das Institut bzw. 
Zentrum unter Einsatz eigener Mittel an diesen 
Arbeiten teilnehmen. In dieser Form würde es so- 
mit eine Aufgabe von öffentlichem Dienstleistungs- 
charakter erfüllen. 
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Von den oben angeführten Aufgaben sind die unter 
b) und zum Teil die unter a) und d) genannten be- 
reits dem RBG zugewiesen. Die Empfehlung der 
UNICE liegt also auf der gleichen Linie wie die 
Bemühungen der Kommission und der GFS, sieht 
aber für deren Arbeiten einen viel weiter gesteck- 
ten Rahmen vor. 

Ohne die endgültige Form des Europäischen Mate- 
rialprüfungsinstituts (ob es nun in ein erweitertes 
RBG einbezogen oder dieses später in das Zentrum 
eingegliedert wird) zu präjudizieren, hält die Kom- 
mission es für erforderlich, den Vorschlag der 
UNICE so schnell wie möglich einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen. 

Zu diesem Zweck schlägt sie vor, 

— unverzüglich eine Erhebung zur Erfassung der in 
den Mitgliedstaaten vorhandenen Einrichtungen 
durchzuführen, 

— die Untersuchungen und Gespräche einzuleiten, 
die zur Ausarbeitung eines umfassenderen als 
des zur Zeit im Rahmen der RBG-Planung zur 
Diskussion stehenden Aktionsprogramms führen, 

— Überlegungen zur Satzung und zum Aufbau des 
Materialprüfungsinstituts anzustellen. 


Nach Ansicht der Kommission wird dieses Institut 
nicht in Wettbewerb mit den nationalen Anstalten 
treten, sondern ein Organ im Dienst aller Mitglied- 
staaten sein. Es bestehen somit auch keine Beden- 
ken dagegen, daß es von einem Verwaltungsrat 
beaufsichtigt wird, der sich je zur Hälfte aus Ver- 
tretern der nationalen Institute und Vertretern der 
Industrie zusammensetzt. 

Die Kommission stellt mit Befriedigung fest, daß die 
UNICE den Wunsch hat, daß „sowohl in bezug auf 
die Koordinierungsaufgabe als auch im Hinblick auf 
die Schaffung eigener Laboratorien soweit wie mög- 
lich auf das wissenschaftliche und administrative 
Potential der GFS" zurückgegriffen wird. Die Kom- 
mission ersucht den Rat, diesem Wunsche zu ent- 
sprechen und ihr die Mittel zur Erfüllung der Auf- 
gaben zur Verfügung zu stellen, mit denen ihre 
Dienststellen und diejenigen der GFS zu betrauen 
wären. Die Kosten für die Erhebung werden für 1973 
auf 150 000 RE veranschlagt. Die für die Einleitung 
der Versuchsaktionen in der GFS benötigten Mittel 
werden für die Jahre 1973 und 1974 auf jährlich 
1 000 000 RE geschätzt. Die in der Folge notwen- 
digen Ausgaben können erst in Abhängigkeit von 
dem Programm bestimmt werden, das nach Beendi- 
gung der Studienperiode festgelegt wird. 
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